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Der Fakultätsrat der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 
20.06.2012 die nachstehende geänderte Zulassungsordnung für den Bachelorstudiengang Wirtschaftsingenieur  
beschlossen. Das Präsidium hat die Änderung am 04.07.2012 gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 5. b) NHG genehmigt. Sie tritt am 
Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität 
Hannover in Kraft. 
 

 

Zulassungsordnung für den Bachelorstudiengang 

Wirtschaftsingenieur an der Universität Hannover  

vom 18. Juli 2006  
geändert durch Bekanntmachung vom 08. Mai 2008 

geändert durch Bekanntmachung vom 06. Juli 2012 

 

Die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät der Universität Hannover hat aufgrund der §§ 5 und 6 des Nieder-
sächsischen Hochschulzulassungsgesetzes die folgende Zulassungsordnung erlassen. 

 

 

§ 1  Anwendungsbereich 

Diese Zulassungsordnung gilt für die Vergabe der Studienplätze in den Bachelorstudiengang Wirtschafts-
ingenieur an der Universität Hannover. 

 

§ 2  Zulassung für das erste Semester 

(1) Die nach Abzug der Vorabquoten verbleibenden Studienplätze werden zu 85 vom Hundert nach dem 
Auswahlverfahren des Abs. 2 und zu 15 vom Hundert nach Wartezeit vergeben. 

(2) 1Die Universität vergibt die Studienplätze gemäß der Durchschnittsnote der Hochschulzugangsberechti-
gung in Kombination mit der Mathematiknote. 2Dabei werden die Durchschnittsnote der Hochschulzugangs-
berechtigung mit 80 vom Hundert und die Mathematiknote mit 20 vom Hundert gewichtet. 3Mathematiknote 
ist der Mittelwert der Noten der beiden letzten Schulhalbjahre, in denen dieses Fach belegt wurde. 

(3) 1Bei Beantragung der Immatrikulation soll ein achtwöchiges technisches Vorpraktikum gemäß der Prakti-
kumsordnung für diesen Studiengang nachgewiesen werden. 2Geschieht dies nicht, wird eine etwaige Im-
matrikulation mit der Auflage verbunden, den Nachweis bis zum Rückmeldezeitraum für das vierte Semester 
zu erbringen. 

 

§ 3  Inkrafttreten 

Diese Zulassungsordnung wird nach der Genehmigung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz 
Universität Hannover bekanntgemacht.  
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Der Fakultätsrat der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 
20.06.2012 die nachfolgende geänderte Gemeinsame Praktikumsordnung für die Studiengänge Maschinenbau, Elektro-
technik und Informationstechnik, Mechatronik, Produktion und Logistik, Optische Technologien, Nanotechnologie und 
Energietechnik und Wirtschaftsingenieur mit den Abschlüssen Diplom, Bachelor of Science und Master of Science  
beschlossen. Das Präsidium hat die Änderung am 04.07.2012 genehmigt. Sie tritt am Tage nach ihrer hochschulöffent-
lichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 
 
 

Änderung der Gemeinsamen Praktikumsordnung 

für die Studiengänge Maschinenbau, Elektrotechnik und Informationstechnik, Mechatronik,  
Produktion und Logistik, Optische Technologien, Nanotechnologie und Energietechnik und 

Wirtschaftsingenieur 
an der Leibniz Universität Hannover 

 

mit den Abschlüssen 
Diplom, Bachelor of Science und Master of Science 

 

 
 

1. Gültigkeit der vorliegenden Praktikumsordnung  

Die Leibniz Universität Hannover verlangt in ihrer Prüfungsordnung für die angesprochenen Studiengänge 
die Ableistung von berufspraktischen Tätigkeiten, die durch diese Praktikumsordnung näher geregelt wird. 
Die Gesamtheit dieser berufspraktischen Tätigkeiten wird im Folgenden als „das Praktikum“ bezeichnet. 

Die vorliegende Praktikumsordnung gilt mit ihrem Inkrafttreten für alle Studierenden, die in einem der oben 
genannten Studiengänge ab WS 2012/2013 eingeschrieben sind. Für diejenigen, die ihr Studium zu einem 
früheren Zeitpunkt unter der Gültigkeit einer früheren Prüfungsordnung und Praktikumsordnung begonnen 
haben, gelten die in Abschnitt 11 dieser Praktikumsordnung genannten Regeln.  

 
2. Aufgaben des Praktikantenamtes  

Die Anerkennung des Praktikums erfolgt durch das gemeinsame Praktikantenamt der Fakultät für Maschi-
nenbau und der Fakultät für Elektrotechnik und Informatik nach dem in dieser Praktikumsordnung festgeleg-
ten Verfahren. 

Darüber hinaus berät das Praktikantenamt im Vorfeld in allen Fragen zur Planung und Durchführung des 
Praktikums. Um spätere Schwierigkeiten bei der Anerkennung des Praktikums zu vermeiden, empfiehlt sich 
in allen Zweifelsfällen vorherige Rücksprache mit dem Praktikantenamt. 

 
3. Zweck des Praktikums  

Im Praktikum sollen die Studierenden allgemeine Kenntnisse und Erfahrungen sammeln, die für den  
Berufseintritt und die erste Orientierung in der späteren Berufstätigkeit bedeutsam sind und nur in einem 
typischen betrieblichen Umfeld im Kreise von einschlägig Berufstätigen gewonnen werden können. 

Als Vorbereitung auf das Studium sollen die künftigen Studierenden im Vorpraktikum schon vor Studien-
beginn erste praktische Erfahrungen in der industriellen Fertigung erwerben. 

Im Verlauf des Studiums soll das Fachpraktikum das Studium ergänzen, indem es ermöglicht, erworbene 
Kenntnisse in ihrem Praxisbezug zu vertiefen und bereits in einem gewissen Umfang produktiv anzuwenden. 

Ein wesentlicher Aspekt des Praktikums liegt auch im Erfassen der soziologischen Seite des Betriebsge-
schehens. Die Studierenden sollen den Betrieb, in dem sie tätig sind, als Sozialstruktur verstehen und ins-
besondere das Verhältnis zwischen Führungskräften und Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen kennen lernen. 

Durch den Gestaltungsspielraum bei der Durchführung des Praktikums können unterschiedliche Schwer-
punkte in der Zielsetzung des Praktikums betont werden. 

Als Orientierungshilfe für Entscheidungen in der Studienplanung und -schwerpunktbildung dient das Prakti-
kum vornehmlich dann, wenn schon früh im Studium in mehreren kürzeren Abschnitten eine größere Zahl 
von signifikant unterschiedlichen Tätigkeitsbereichen kennen gelernt wird. 
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Als Vertiefung erworbener Studienkenntnisse, berufsüberleitend und als Hilfe bei Entscheidungen im  
Rahmen des Berufseintritts dient das Praktikum vornehmlich dann, wenn das gesamte Fachpraktikum oder 
ein großer Teil davon zeitlich relativ spät und organisatorisch zusammenhängend als sogenannte „inter-
disziplinäre Praktikumstätigkeit“ gemäß Abschnitt 4.3 durchgeführt wird. 

 
4. Gliederung des Praktikums  
4.1 Gesamtumfang  

Für die angesprochenen Studiengänge muss der in Anlage 1 genannte Gesamtumfang als abgeleistetes 
Praktikum anerkannt werden. 

Die Anerkennung des Fachpraktikums wird spätestens zur Zulassung zur jeweiligen Abschlussarbeit ver-
langt, die Anerkennung des Vorpraktikums in der Regel zum Ende des 3. Semesters gemäß der jeweiligen 
Prüfungsordnung. 

Das Praktikum ist bezüglich seiner fachlichen Ausrichtung aufgeteilt in das so genannte Vorpraktikum und 
das so genannte Fachpraktikum. Für die Anerkennung als Vorpraktikum bzw. als Fachpraktikum müssen 
Praktikumstätigkeiten die in Abschnitt 4.2 bzw. 4.3 benannten Bedingungen erfüllen. Im Rahmen dieser  
Bedingungen kann die Aufteilung und zeitliche Abfolge der Praktikumstätigkeit frei gestaltet werden. Inner-
halb der jeweils gewählten Tätigkeitsbereiche sollen die Studierenden entsprechend den Gegebenheiten 
des Ausbildungsbetriebes möglichst mehrere der zu jedem Tätigkeitsbereich beispielhaft angegebenen ein-
zelnen Tätigkeitsfelder kennenlernen. 

Eine Praktikumswoche entspricht der regulären Wochenarbeitszeit des jeweiligen Betriebes. Durch Urlaub, 
Krankheit oder sonstige persönliche Gründe ausgefallene Arbeitszeit muss nachgeholt werden. Ggf. sollte 
um Vertragsverlängerung gebeten werden, um einen begonnenen Praktikumsabschnitt zusammenhängend 
abschließen zu können. 

Hochschulpraktikantinnen bzw. -praktikanten sind nicht berufsschulpflichtig. Eine freiwillige Teilnahme an 
betriebsinternem Unterricht darf die Tätigkeit am Arbeitsplatz nicht wesentlich zeitlich einschränken. 

Die Aufteilung des gesamten Praktikums auf verschiedene Betriebe ist anzustreben. Die Tätigkeit innerhalb 
eines Betriebes sollte jedoch mindestens zwei zusammenhängende Wochen betragen. 

Die jeweils vorgeschriebene Wochenzahl ist als Minimum zu betrachten. Es wird empfohlen, freiwillig weite-
re Praktikumstätigkeiten durchzuführen. 

 
4.2 Vorpraktikum (Grundpraktikum) 
4.2.1 Zielsetzung und Merkmale 

Das Vorpraktikum (Grundpraktikum) dient dem Erwerb erster praktischer Erfahrungen in der industriellen 
Fertigung. Eingegliedert in ein Arbeitsumfeld von Auszubildenden, Fachkräften, Lehrkräften und techni-
schem Personal mit überwiegend ausführendem Tätigkeitscharakter soll die Praktikantin / der Praktikant 
verschiedene grundlegende Fertigungsverfahren und -einrichtungen sowie betriebstechnische Abläufe ken-
nen lernen. 

Das Vorpraktikum soll nach einem vorab geplanten Ausbildungsprogramm unter fachkundiger Anleitung 
durchgeführt werden. Produktiver Einsatz von Praktikantinnen und Praktikanten soll nur zu dem Zweck er-
folgen, ausgewählte Tätigkeiten realistisch kennen lernen zu können, und deshalb auf einen dafür jeweils 
angemessenen Umfang begrenzt bleiben. Andererseits sollen Praktikantinnen und Praktikanten aber auch 
nicht nur in einem reinen Ausbildungsumfeld (z.B. in einer Lehrwerkstatt) tätig sein, sondern auch betriebs-
technische Abläufe in betriebstechnisch produktiver Umgebung kennen lernen. 

Das Vorpraktikum verlangt keine Vorkenntnisse aus dem Studium und kann und soll deswegen vor Studien-
beginn abgeleistet werden.  

 

4.2.2 Gliederung des Vorpraktikums 

Das Vorpraktikum ist fachlich gegliedert in Erfahrungs- und Tätigkeitsbereiche, die sich jeweils auf den fach-
spezifischen Hintergrund beziehen, siehe Anlage 2. 
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4.2.3 Anerkennung, Nachweis und zeitliche Eingliederung des Vorpraktikums 

Für die vollständige Anerkennung muss das Vorpraktikum die in Anlage 1 und 2 genannten Bedingungen 
erfüllen. 

Bei gemischter Tätigkeit innerhalb einer Arbeitswoche ist diese nach dem überwiegenden Anteil jeweils ei-
nem einzelnen Tätigkeitsbereich zuzuordnen. 

Die vollständige Anerkennung des geforderten Vorpraktikums ist in der Regel bis zum Ende des 3. Semes-
ters nachzuweisen, genaueres ist der jeweiligen Prüfungsordnung zu entnehmen.  

Da das Vorpraktikum schon vor Studienbeginn abgeleistet werden kann und soll, werden dafür im Studium 
keine Leistungspunkte (LP) vergeben und es sind im Rahmen der Regelstudienzeit auch keine besonderen 
Zeitabschnitte zur Nachholung eines nicht schon vor Studienbeginn abgeleisteten Vorpraktikums vorgese-
hen. Gegebenenfalls müssen betroffene Studierende die Nachholung des Vorpraktikums individuell in ihren 
Studienablauf einplanen.  

Das Verfahren der Anerkennung regelt Abschnitt 10 dieser Praktikumsordnung. 
 

 

4.3 Fachpraktikum  
4.3.1 Zielsetzung und Merkmale 

Das Fachpraktikum dient dem Erwerb von Erfahrungen in typischen Aufgabenfeldern und Tätigkeitsberei-
chen von Absolventinnen und Absolventen des jeweiligen Studienganges in der beruflichen Praxis. Es ist 
gekennzeichnet durch die Eingliederung der Praktikantinnen und Praktikanten in ein Arbeitsumfeld von Per-
sonen in einer Ingenieurtätigkeit oder entsprechender Qualifikation mit überwiegend entwickelndem, planen-
dem oder lenkendem Tätigkeitscharakter. 

Praktikantinnen und Praktikanten sollen im Fachpraktikum möglichst weitgehend und aktiv beitragend integ-
riert werden in die typische „Tagesarbeit“ ihres jeweiligen Arbeitsumfeldes. Dadurch sollen sie in engem 
Kontakt typische Aufgaben und Arbeitsweisen im Beruf stehender Ingenieurinnen und Ingenieure ihrer jewei-
ligen Fachrichtung kennen lernen und beobachten können. 

Insofern soll sich der Tätigkeitscharakter im Fachpraktikum z.B. signifikant unterscheiden von der Durchfüh-
rung einer Studien- oder Abschlussarbeit in einem Betrieb, die zwar auch unter betrieblichen Bedingungen 
stattfände, bei der aber die eigenständige und abgeschlossene Bearbeitung eines bestimmten Themas im 
Vordergrund steht.  

 

4.3.2 Gliederung des Fachpraktikums 

Diese Praktikumsordnung schreibt für das Fachpraktikum keine bestimmten Tätigkeitsbereiche vor. Die 
fachliche Eignung eines beabsichtigten Tätigkeitsbereiches ergibt sich prinzipiell allein aus der Erfüllung der 
in 4.3.1 genannten allgemeinen Zielsetzungen und Merkmale sowie der Eignung des jeweiligen Betriebes 
gemäß Abschnitt 5. 

Entscheidend für die Anerkennungsfähigkeit einer Praktikumstätigkeit ist, dass sie in einem typischen Auf-
gabenfeld oder Tätigkeitsbereich von Absolventinnen und Absolventen des jeweiligen Studienganges erfolgt. 

In diesem Rahmen können und sollen die Studierenden die fachliche Orientierung ihres Fachpraktikums 
durchaus auch ihren persönlichen Studienschwerpunkten und Berufszielen anpassen. In allen Zweifelsfällen 
über die Anerkennungsfähigkeit einer beabsichtigten, eventuell spezielleren oder eher untypischen Prakti-
kumstätigkeit empfiehlt sich jedoch dringend vorherige Rücksprache mit dem Praktikantenamt. Die zeitliche 
Gliederung des Fachpraktikums ist im Einzelnen der Anlage 1 zu entnehmen. In jedem Fall muss das Fach-
praktikum aber nachweislich eine gewisse Breite und Vielfalt von praktischer Ingenieurtätigkeit abdecken. 
Für diesen Nachweis muss mindestens eines der folgenden Merkmale erfüllt werden: 

 Verschiedene Unternehmen: 

Die Ableistung des Fachpraktikums erfolgt in getrennten Abschnitten in mindestens zwei räumlich getrenn-
ten und organisatorisch voneinander unabhängigen Unternehmen. Hierbei ist die Beschäftigung in einem 
ähnlichen Tätigkeits- und Aufgabenspektrum in den unterschiedlichen Unternehmen zulässig. Für jedes ein-
zelne Unternehmen werden dabei in der Regel maximal 8 Wochen anerkannt. 
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 Verschiedene Abteilungen im gleichen Unternehmen: 

Die Ableistung des Fachpraktikums erfolgt zwar in ein und demselben Unternehmen, dort aber in mindes-
tens zwei klar voneinander abgegrenzten Abschnitten mit Eingliederung der Praktikantin / des Praktikanten 
in verschiedene Organisationseinheiten, die signifikant unterschiedliche Tätigkeits- und Aufgabenspektren 
bearbeiten. Für jeden einzelnen Abschnitt werden dabei in der Regel maximal 8 Wochen anerkannt. 

 Interdisziplinäre Praktikumstätigkeit: 

Die Ableistung des Fachpraktikums erfolgt zwar in ein und demselben Betrieb und in organisatorischer Ein-
bindung in ein und dieselbe Organisationseinheit, aber der Praktikant / die Praktikantin ist während und mit 
seiner Tätigkeit in besonderem Maße an  interdisziplinären, abteilungsübergreifenden Aufgabenstellungen 
beteiligt. Es muss dabei die Gelegenheit geben, an der betreffenden Aufgabenstellung auch deren Gesamt-
Zielsetzung und die Arbeitsanteile von beteiligtem Personal aus anderen Organisationseinheiten des Betrie-
bes sowie deren Vernetzung so intensiv kennen zu lernen, dass diese interdisziplinären Aspekte in dem 
Bericht angemessen dargestellt werden können (siehe Abschn. 7). 

 
4.3.3 Anerkennung, Nachweis und zeitliche Eingliederung des Fachpraktikums 

Für die vollständige Anerkennung muss das Fachpraktikum die allgemeinen Merkmale zur Zielsetzung und 
Durchführung gemäß Abschnitt 4.3.1., mindestens eines der Gliederungsmerkmale gemäß Abschnitt 4.3.2. 
und die in Anlage 1 erläuterten Bedingungen erfüllen. 

Die Erfüllung dieser Anforderung muss – insbesondere zur Anerkennung einer interdisziplinären Prakti-
kumstätigkeit – durch entsprechende Aussagen des betreffenden Betriebszeugnisses belegt und im zugehö-
rigen Praktikumsbericht deutlich gemacht werden. 

Die vollständige Anerkennung des geforderten Fachpraktikums ist zur Zulassung zur jeweiligen Abschluss-
arbeit nachzuweisen. 

Aufgrund der angestrebten qualifizierteren Tätigkeiten im Fachpraktikum soll dieses im Bachelor-Studium 
erst in der zweiten Hälfte des Studiums und in den Diplomstudiengängen erst nach Abschluss des Vordip-
loms durchgeführt werden. Grundsätzlich können dabei Tätigkeiten anerkannt werden, die bereits vor Stu-
dienbeginn oder in einem frühen Studienabschnitt durchgeführt wurden, sofern sie die hier für das Fachprak-
tikum verlangten Merkmale erfüllen. 

Im Musterstudienplan für die betroffenen Studiengänge ist die zeitliche Eingliederung des Fachpraktikums in 
den Studienablauf unmittelbar vor dem Beginn der jeweiligen Abschlussarbeit vorgesehen. 

Für 12 Wochen gefordertes Fachpraktikum werden in der Regel insgesamt 15 Leistungspunkte (LP) ange-
rechnet. Für Teilableistungen des Fachpraktikums werden im jeweiligen Studiensemester 1,25 LP pro aner-
kannter Praktikumswoche angerechnet.  

Zum Verfahren der Anerkennung vom abgeleisteten Fachpraktikum siehe Abschnitt 10 dieser Praktikums-
ordnung. 

 
5. Betriebe für das Praktikum  

Das Praktikum ist ein wesentlicher Teil der wissenschaftlichen Ausbildung. Betriebe, die Praktikumsplätze 
anbieten, sollen sich dieser Zielsetzung bewusst sein und ihr durch entsprechende Betreuung und Beschäf-
tigung des Praktikanten / der Praktikantin gerecht werden. 

Die im Vorpraktikum und im Fachpraktikum zu vermittelnden Kenntnisse und Erfahrungen können vornehm-
lich in mittleren oder großen Industriebetrieben in den Branchen Maschinenbau, Fahrzeugtechnik und Elekt-
rotechnik erworben werden, aber auch in anderen Unternehmen, die umfangreiche technische Anlagen 
betreiben. Abweichend davon können im Bachelorstudiengang Nanotechnologie die beiden Praktika vor-
nehmlich in mittleren oder großen Industriebetrieben im Produktions- und Dienstleistungsbereich sowie in 
wissenschaftlichen Einrichtungen mit Anwendungsorientierung im Bereich der Mikro- und Nanotechnologie 
erworben werden. Es soll sich jeweils um ein abschließend zu bearbeitendes Projekt der Forschung und 
Entwicklung handeln. 
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Für das Vorpraktikum können auch produzierende Handwerksbetriebe geeignet sein. Nicht geeignet und 
deshalb nicht zugelassen sind jedoch Handwerksbetriebe des Wartungs- und Dienstleistungssektors. 

Im Vorpraktikum muss der Betrieb über seine prinzipielle Eignung hinaus von der Industrie- und Handels-
kammer als Ausbildungsbetrieb anerkannt sein. Die Praktikumstätigkeit muss von einer mit der Ausbildungs-
leitung beauftragten Person betreut werden. 

Für Teilabschnitte des Fachpraktikums, für Nanotechnologen auch Teile des Vorpraktikums,  können auch 
Ingenieurbüros und hochschulunabhängige Forschungseinrichtungen geeignet sein.  

Im Fachpraktikum muss die Betreuung der Praktikumstätigkeit durch eine Person mit 

Ingenieurqualifikation im Fachgebiet der jeweiligen Praktikumstätigkeit erfolgen. 

Das Praktikantenamt vermittelt keine Praktikumsstellen. Die Suche nach und Bewerbung um geeignete 
Praktikumsstellen obliegt den Studierenden selber. Hinweise auf geeignete Betriebe können unter anderem 
folgenden Quellen entnommen werden: 

 Aushänge am Praktikantenamt und an dafür geeigneten Instituten 
 Hinweise auf Internet-Job-Börsen 
 Informationsangebot der örtlichen Industrie- und Handelskammern und andere 

Informationsquellen über die regionale Wirtschaftsstruktur 
 Erfahrungsaustausch unter Studierenden und sonstige persönliche Kontakte 

Die Studierenden sind selbst verantwortlich für die Einhaltung der Bestimmungen dieser Ordnung bezüglich 
Betriebseignung und Durchführung ihres Praktikums. Hierzu ist in jedem Falle im Vorfeld eine genaue Abklä-
rung des vorgesehenen Praktikumsablaufes mit dem Betrieb erforderlich. Die Studierenden dürfen keines-
falls davon ausgehen, dass allein mit der Zusage eines Praktikumsplatzes durch einen Betrieb automatisch 
auch die Durchführung des Praktikums gemäß den hier festgelegten Anforderungen gesichert sei. 

Zur Vermeidung von späteren Schwierigkeiten mit der Anerkennung empfiehlt sich in allen Zweifelsfällen 
vorherige Rücksprache mit dem Praktikantenamt. 

 

6. Ersatzzeiten und Ausnahmeregelungen  

6.1 Facharbeiter-Berufsausbildung und Ingenieur-Berufstätigkeit  

Abgeschlossene einschlägige Facharbeiter-Berufsausbildungen (Lehren) werden bis zu 100% auf Vor- und 
Fachpraktikum angerechnet soweit sie hinreichend den Anforderungen dieser Ordnung entsprechen. Erfor-
derlich sind entsprechende Zeugnisse sowie ggf. der durchlaufene Ausbildungsplan. Einschlägige praktische 
Berufstätigkeiten auf Ingenieur-Niveau werden mit bis zu maximal der Hälfte ihrer tatsächlichen zeitlichen 
Dauer angerechnet. Erforderlich sind entsprechende Betriebszeugnisse oder Arbeitsbescheinigungen. 

6.2 Erwerbstätigkeit während des Studiums (Werkstudierendentätigkeit)  

Kurzzeitige, primär auf Erwerb gerichtete Tätigkeiten während des Studiums, für die der Betrieb in seinem 
Zeugnis nicht ausdrücklich die Durchführung einer „Praktikumstätigkeit“ bescheinigt (siehe Abschnitt 7), die 
aber dennoch im Sinne dieser Ordnung  Ausbildungsfördernd sind, werden mit insgesamt maximal 20 % 
angerechnet, soweit sie in hier genannten Tätigkeitsbereichen und geeigneten Betrieben durchgeführt wer-
den. Erforderlich sind entsprechende Arbeitsbescheinigungen und gemäß dieser Ordnung ausgeführte Prak-
tikumsberichte. 

6.3 Anerkannte Praktika im gleichen Studiengang an deutschen wissenschaftlichen Hochschulen  
 und Universitäten 

Von Praktikantenämtern an deutschen wissenschaftlichen Hochschulen und Universitäten im gleichen Stu-
diengang bereits anerkannte Praktikumstätigkeiten werden bei Wechsel der Hochschule in vollem Umfang 
angerechnet. Erforderlich ist der Anerkennungsnachweis der früheren Hochschule. 

6.4 Sonstige an Hochschulen anerkannte Praktika  

Alle anderen, nicht durch Abschn. 6.3 erfassten, anerkannten Praktika in anderen technischen Studiengän-
gen oder an anderen Hochschulen werden angerechnet soweit sie hinreichend den Anforderungen dieser 
Ordnung entsprechen. Erforderlich sind entsprechende Anerkennungsnachweise, ggf. auch Betriebszeug-
nisse, Informationen über die zugrunde liegende Praktikumsordnung und Berichte. 
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6.5 Fachpraktische Tätigkeiten in schulischer Ausbildung  

Fachpraktische Ausbildungszeiten in schulischem Rahmen an Beruflichen Gymnasien mit der Ausrichtung 
Technik, an Technikerschulen und an entsprechenden Ausbildungsstellen, sowie betriebliche Ausbildungs-
zeiten im Rahmen des Besuches einer Fachoberschule Technik werden mit maximal 50 % auf das Vorprak-
tikum angerechnet, soweit sie die hier geforderten Tätigkeitsbereiche abdecken. 40 Stunden (á 60 min.) 
werden als eine Praktikumswoche gewertet. Erforderlich sind entsprechende Schulbescheinigungen, ggf. 
auch Ausbildungspläne der Schulen. 

Betriebspraktika während des Besuchs allgemein bildender Schulen werden prinzipiell nicht angerechnet. 

6.6 Technische Ausbildung und Diensttätigkeit bei der Bundeswehr  

Wehrpflichtige, die ein technisches Studium anstreben, können eine Verwendung in technischen Ausbil-
dungsreihen der Bundeswehr beantragen. Erbrachte Ausbildungs- und Dienstzeiten in Instandsetzungsein-
heiten, die mindestens dem Niveau der „Materialerhaltungsstufe II“ entsprechen, werden mit maximal 50 % 
auf das Vorpraktikum angerechnet, soweit sie die hier geforderten Tätigkeitsbereiche abdecken. Erforderlich 
sind entsprechende „Allgemeine Tätigkeitsnachweise“ (ATN-Bescheinigung) oder frei formulierte Zeugnisse 
der Dienststelle sowie gemäß dieser Ordnung geführte Praktikumsberichte, jedoch ohne Unterschrift der 
Dienststelle. 

Die Ausstellung entsprechender Bescheinigungen und die Führung von Praktikumsberichten sind gemäß 
Erlass des Bundesministeriums für Verteidigung zulässig. 

6.7 Technische Ausbildung im Zivildienst oder im Freiwilligen Jahr 

Technische Ausbildungen im Zivildienst oder im freiwilligen Jahr werden mit maximal 50 % auf das Vorprak-
tikum angerechnet, soweit ihre Durchführung dieser Ordnung entspricht. Für die Anerkennung erforderlich 
sind eine Bescheinigung des Trägers über die durchgeführte Ausbildung sowie gemäß dieser Ordnung ge-
führte Berichte, jedoch ohne Unterschrift der Ausbildungsstelle. 

6.8 Technische Aus- und Weiterbildung in qualifizierten Fachkursen 

Im Rahmen des Berufsförderungsdienstes der Bundeswehr werden unter der Bezeichnung „Arbeitsgemein-
schaften“ qualifizierte technische Aus- und Weiterbildungskurse in der Freizeit angeboten. Gleichwertige 
Kursangebote gibt es auch von anderen Trägern. Die erfolgreiche Teilnahme an solchen Kursen wird mit 
maximal 50 % auf das Vorpraktikum angerechnet, soweit sie den hier geforderten Tätigkeitsbereichen ent-
sprechen. Sofern die Anerkennung solcher Kurse angestrebt wird, empfiehlt sich vorherige Abklärung der 
Anerkennungsfähigkeit mit dem Praktikantenamt. Für die Anerkennung erforderlich sind eine Bescheinigung 
des Trägers über erfolgreiche Teilnahme sowie gemäß dieser Ordnung geführte Berichte, jedoch ohne Un-
terschrift der Ausbildungsstelle. 

6.9 Ausnahmeregelungen  

Behinderte Studierende können besondere Regelungen mit dem Praktikantenamt vereinbaren. 

 

7. Berichterstattung über Praktikumstätigkeiten  

Über die gesamte Dauer der Praktikumstätigkeit sind Berichte zu führen und zur Beantragung der Anerken-
nung dem Praktikantenamt vorzulegen. 

Die Berichte sollen der Übung in der Darstellung technischer Sachverhalte dienen und müssen deshalb 
selbst verfasst sein. Sie können Arbeitsabläufe, Einrichtungen, Werkzeuge und so weiter beschreiben und 
Notizen über Erfahrungen bei den ausgeübten Tätigkeiten enthalten, soweit solche Angaben nicht den Ge-
heimhaltungsvorschriften des betreffenden Betriebes unterliegen. 

Die Berichte müssen eigene Tätigkeiten, Beobachtungen und Erkenntnisse der Praktikantin bzw. des Prakti-
kanten wiedergeben. Allgemeine Darstellungen ohne direkten Bezug zur eigenen Tätigkeit (z.B. Abschriften 
aus Fachkundebüchern oder anderen Praktikumsberichten) werden nicht anerkannt. Im Sinne eines techni-
schen Berichtes ist eine knappe und prägnante Darstellung anzustreben und von den Möglichkeiten bildli-
cher Darstellung in Form von eigenen Skizzen, Werkstattzeichnungen, Diagrammen usw. Gebrauch zu ma-
chen. Auf die Verwendung von Fremdmaterial, Prospekten usw. soll verzichtet werden. 

Im Vorpraktikum muss wöchentlich eine nach Tagen gegliederte Tätigkeitsübersicht und ein Arbeitsbericht 
über eine ausgeführte Tätigkeit mit einem Umfang von ein bis zwei DIN A4-Seiten inklusive Bildern verfasst 
werden. Hierfür eignen sich z.B. vorgedruckte Berichtshefte für die gewerbliche Ausbildung (Beispiel siehe 
Anlage 5). 
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Im Fachpraktikum sollen keine Tagesaufzeichnungen, sondern zusammenfassende Berichte über ganze 
Praktikumsabschnitte oder ausgewählte Teilaufgaben innerhalb eines Praktikumsabschnittes mit einem der 
Wochenzahl entsprechenden Gesamtumfang erstellt werden. Sofern der Betrieb dies gestattet, können hier-
bei auch Berichte verwendet werden, die im Rahmen der Praktikumstätigkeit bereits für den Betrieb erstellt 
wurden. Einem mehrere Wochen abdeckenden Gesamtbericht ist eine Übersicht über die fachliche und zeit-
liche Gliederung des Praktikumsabschnittes und eine kurze Beschreibung des Betriebes bzw. des Tätig-
keitsbereiches voranzustellen. Ein Gesamtbericht muss inklusive Bildern einen Umfang von ein bis zwei  
DIN A4-Seiten pro Woche haben.  

Abgesehen von den in Abschnitt 6 genannten Ausnahmen müssen alle Berichte durch die im Betrieb mit der 
Betreuung beauftragte Person mit Namen, Datum und Stempel abgezeichnet werden. 
 

 

 

 

8. Zeugnisse über Praktikumsabschnitte 

Zur Beantragung der Anerkennung von Praktikumsabschnitten ist neben den Berichten ein Zeugnis des Be-
triebes über die Durchführung des Praktikumsabschnittes im Original zur Einsicht vorzulegen und als Kopie 
abzugeben. Dieses Zeugnis sollte in eigener Gestaltung des Betriebes ausgestellt sein. Es kann auch ein im 
Praktikantenamt erhältlicher Vordruck verwendet werden (siehe Anlage 3). 

Das Zeugnis muss folgende Angaben enthalten: 

- Ausbildungsbetrieb, ggf. Abteilung, Ort, Branche 

- Name, Vorname, Geburtstag und -ort der Praktikantin bzw. des Praktikanten 

- Beginn und Ende der Praktikumstätigkeit 

- Aufschlüsselung der Tätigkeiten nach Tätigkeitsbereich bzw. Tätigkeitsart und Dauer 

- explizite Angabe der Anzahl der Fehltage, auch wenn keine Fehltage angefallen sind. 

Aus der Formulierung des Zeugnisses muss eindeutig hervorgehen, dass es sich auf eine Praktikumstätig-
keit bezieht, z.B. durch die Überschrift „Praktikumszeugnis“ und/oder die Aussage, dass die Studierende 
bzw. der Studierende als „Praktikantin“ bzw. als „Praktikant“ tätig war.  

Das Zeugnis soll auch eine Bewertung der Tätigkeit und der Berichtsheftführung enthalten. 

 

9. Praktikum im Ausland  

Die Durchführung von Praktikumstätigkeiten teilweise oder gänzlich im Ausland ist zulässig und wird aus-
drücklich empfohlen. Entsprechende Tätigkeiten müssen jedoch in allen Punkten dieser Ordnung entspre-
chen. 

Bei einem Auslandspraktikum können das Zeugnis und der Bericht auch in Englisch abgefasst sein. Falls 
das Zeugnis nicht in Deutsch oder Englisch abgefasst ist, ist eine beglaubigte Übersetzung beizufügen. 

Neben der eigenen Suche nach einem Praktikumsplatz im Ausland kann auch auf die Vermittlung durch 
verschiedene Austauschprogramme – z.B. durch den Deutschen Akademischen Austauschdienst DAAD im 
Rahmen des IAESTE-Programms – zurückgegriffen werden. Die Vermittlung solcher Plätze stellt jedoch 
nicht automatisch sicher, dass der jeweilige Platz den hier gestellten Anforderungen genügt. Dies muss vom 
Interessenten gemäß Abschnitt 4 im Einzelfall selber abgeklärt werden. 
 

10. Anerkennungsverfahren  

Die Beantragung der Anerkennung von Praktikumstätigkeiten, die vor Studienbeginn durchgeführt wurden 
(Vorpraktikum gemäß 4.2 sowie ggf. Fachpraktikum gemäß 4.3 und Ersatzzeiten gemäß 6), erfolgt erst nach 
Aufnahme des Studiums in einem dafür festgelegten Zeitraum während des 1. Studiensemesters. 

Die Unterlagen über Praktikumsabschnitte, die während des Studiums durchgeführt werden, sind spätestens 
innerhalb eines Jahres nach Abschluss zur Beantragung der Anerkennung vorzulegen. 

Zur Beantragung der Anerkennung ist ein Antragsvordruck auszufüllen, in dem der Praktikumsabschnitt be-
zeichnet und dessen Zuordnung zu den geforderten Tätigkeitsbereichen angegeben wird (siehe Anlage). 
Der Antragsvordruck ist zusammen mit einer Zeugniskopie und den Originalberichten abzugeben.  
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Das Originalzeugnis ist begleitend zur Einsicht vorzulegen. Nach Durchsicht bestätigt das Praktikantenamt 
die durchgeführte Anerkennung auf dem Antragsbogen bzw. lädt in Zweifelsfragen zur Rücksprache ein. Die 
Studierende bzw. der Studierende erhält anschließend alle Unterlagen zurück und hat sie bis zum Studie-
nende aufzubewahren. 

Im Praktikantenamt wird für alle Studierenden eine Akte geführt, in der alle ausgesprochenen Anerkennun-
gen fortlaufend vermerkt werden und die Einhaltung der Anforderungen dieser Ordnung geprüft wird. Über 
anerkannte Praktikumsabschnitte werden der/dem Studierenden entsprechende Bescheinigungen übermit-
telt, die dann vom Studierenden an das Prüfungsamt übermittelt werden müssen. Auch beim Verlassen der 
Hochschule ohne Abschluss werden solche Bescheinigungen zu Händen der/des Studierenden ausgestellt. 
 

 

 

11. Übergangsregelungen  

Praktikumszeiten, die in den betroffenen Studiengängen bereits vor dem Inkrafttreten dieser Praktikumsord-
nung anerkannt wurden, werden automatisch übernommen als Anerkennung gemäß dieser Praktikumsord-
nung. Dies gilt auch für Praktikumszeiten, die nach alten Praktikumsordnungen begonnen sind. Die Tätig-
keitsbereiche aus älteren Praktikumsordnungen werden in der vorliegenden Ordnung mit berücksichtigt und 
werden entsprechend anerkannt. 
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A.1: Gliederung des Praktikums 

 

 Studien-
gang 

Ab-
schluss 

Maschinen-
bau 
2000 

Maschinen-
bau 
2010 

Elektrotechnik
und 

Informations-
technik 

Mechatronik Produktion 
und Logistik

Optische
Techno-
logien 

Wirt-
schafts-

ingenieur 

Wirt- 
schafts-

ingenieur 
2012 

Nano-
techno-

logie 

Energie-
technik 

Diplom 6 Wochen - 8 Wochen - - - 
0 - 4  

Wochen 
- - - 

Bachelor 6 Wochen 8 Wochen 8 Wochen 8 Wochen 8 Wochen - 
0 - 4  

Wochen 
8  

Wochen 
8 

Wochen 
8 

Wochen 

Umfang 
des  

Vorprakti-
kums 

Master - - - - - - - - - - 

Diplom 

2 Wochen 
VP 1 und 
mind. 2 
weitere 

Bereiche 
nach Wahl 

- 

2 Wochen VP 1 
und  

mind. 2 weitere 
Bereiche nach 

Wahl 

- - - - - - - 

Bachelor 

2 Wochen 
VP 1 und 
mind. 2 
weitere 

Bereiche 
nach Wahl 

2 Wochen 
VP 1 und 
mind. 2 
weitere 

Bereiche 
nach Wahl 

2 Wochen VP 1 
und  

mind. 2 weitere 
Bereiche nach 

Wahl 

2 Wochen VP 
1 und mind. 2 

weitere 
Bereiche  

nach Wahl 

2 Wochen VP 1 
und mind. 
2 weitere 
Bereiche  

nach Wahl 

- 

jeder 
gewählte 

Tätigkeits-
bereich 
mind. 1 
Woche 

2 Wochen 
VP 1 und 
mind. 2 
weitere 

Bereiche 
nach Wahl 

- 

2 Wo-
chen VP 

1 und 
mind. 2 
weitere 

Bereiche 
nach 
Wahl 

Anzahl der 
Tätigkeits-
bereiche 

im 
Vor-

praktikum 

Master - - - - - - - - - - 

Diplom 20 Wochen* - 16 Wochen - - - 
9 - 13 

Wochen 
- - - 

Bachelor 4 Wochen** 12 Wochen - 12 Wochen 12 Wochen - 
6-10 Wo-

chen 
- 

12 
Wochen 

12 
Wochen 

Umfang  
des  

Fachprak-
tikums, 
keine  
vor-

geschrie-
benen 

Tätigkeits-
bereiche 

Master 16 Wochen  - 16 Wochen - - 12 Wochen - - - - 

 

 

* Die Aufteilung in Bereich A (Betriebstechnisches Fachpraktikum) und Bereich B (Ingenieurnahes Fachpraktikum) wird hinfällig durch allgemeinere 

Formulierung der Aufgabenbereiche. 
 

** zum Abschluss der Vorprüfung 
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A.2: Erfahrungs- und Tätigkeitsbereiche im Vorpraktikum 

Begonnene Tätigkeitsbereiche müssen mindestens eine Woche abgeleistet werden. 

VP 1 
Erlangung handwerklicher Fähigkeiten 

 

Manuelle Fertigkeiten der industriellen Metall- und  
Kunststoffbearbeitung, Spanende Fertigungsverfahren  

(z.B. Sägen, Feilen, Bohren, Gewindeschneiden, Drehen, 
Hobeln, Fräsen, Schleifen), Umformende Fertigungsverfah-

ren (z.B. Kaltformen, Biegen, Richten, Pressen, Walzen, 
Ziehen, Schneiden, Stanzen, Nieten, Schmieden),  

Urformende Fertigungsverfahren (z.B. Gießen, Sintern, 
Kunstoffspritzen), Füge- und Trennverfahren (z.B. Löten, 

Schweißen, Kleben, Brennschneiden) 
 

VP 2 
Werkstatt- und Betriebstätigkeiten 

Werkstatt- und Betriebstätigkeiten, Montage,  
Qualitätsprüfung, Wartung und Reparatur von Apparaten, 

Geräten, Anlagen und Systemen 

VP 3 
Erlangen von Kenntnissen in der Fertigung von  

Bauelementen, Bauteilen, Baugruppen und Geräten 

Maschinelle Fertigung: Fertigungstechnologien,  
Herstellungsverfahren, Halbleiterfertigung,  

Fertigung mit Lasern 

VP 4 
Erlangen von Kenntnissen  

über industrielle Betriebsabläufe 

Mitwirkung in weiteren industriellen Betriebsabläufen, z.B. 
Montage, Qualitätskontrolle, Versuchs- und Prüftechnik, 

Anlagenbetrieb, Instandhaltung, Wartung, Reparatur 

VP 5 
Erlangen von Kenntnissen  

über industrielle informationstechnische Abläufe 

Messen, Prüfen und Signalauswertung elektrischer Größen 
in technischen Systemen; Installation und Test von  

Hard- und Software-Komponenten in industriellem Umfeld; 
Programmierung industrieller informationstechnischer  

Systeme 

VP 6 
Erlangen von Kenntnissen  

in der Materialentwicklung und -analyse 

Firmen mit physikalischen oder chemischen Produktfeldern 
dienen als Praktikumsbetrieb zur Vermittlung von Kenntnis-

sen in der Materialentwicklung und der Materialanalyse 
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A.3: Vordruck des Praktikantenamtes für ein Praktikumszeugnis 
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A.4: Vordruck für die Beantragung einer Praktikumsanerkennung 
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A5: Beispiel für Wochenbericht im Vorpraktikum 
 

Name des/der Praktikanten/in 

Woche vom/bis/Jahr Ausbildungsabteilung 

 

Tag Ausgeführte Arbeiten, Unterricht, Unterweisungen usw. Einzel-
stunden 

Gesamt-
stunden 

 

 

Fertigen der Teile 1 und 2 der Zwinge 

Materialbeschaffung, Sägen, Fräsen 

Anreißen, Bohren, Senken, Gewindeschneiden, Reiben 

  

   3  

 4,5  

  

 7,5  

  
 

 

Fertigen d. Spindel: Drehen, Gewindeschneiden, Bohren, Reiben   

Hartlöten des Winkels und Nachbearbeitung durch Feilen  

Montage der Zwinge inklusive Vernieten des Tellers 

 4,5  

   2  

   1  

  

 7,5  

  
 

 

Fräsen von Schraubstockteilen:    

2 Backen und Grundplatte   

2 Führungsleisten 

  

   5  

  2,5  

  

 7,5  

  

 

Drehen der Schraubstockspindel    

Anreißen, Bohren, Senken, Gewindeschneiden div. Schraub-  
stockteile   

   2  

  

 5,5  

  

 7,5  

  

 

 

Bohren , Reiben, Verstiften diverser Schraubstockteile   

Anpassen d. Schraubstockteile u. Montage d. Schraubstocks  

Aufräumen der Werkstatt und des Arbeitsplatzes 

   3  

  1,5  

 0,5  

  

   5  

  

 Wochenstunden  35  
 

 

Herstellung einer Zwinge für einen Schraubstock 
 

Die Zwinge (Bild 1) besteht aus sechs Teilen. Der Winkel wird aus St 37 gefertigt, indem 
eine Zapfenplatte, Teil 1, und eine Nutplatte, Teil 2, aus Fl 25x8x86 bzw. Fl 25x8x52 ge-
fräst werden, so dass der Zapfen gleitend in die Nut passt. Der Zylinderstift 8m6x24, Teil 
6, aus St 50 wird in das Teil 1 mit einer festen Übergangspassung (8 H7) eingesetzt. Dafür 
wird in das Teil 1 ein 7,8 mm großes Loch gebohrt, das auf die Größe 8 H7 mit feiner Reibah-
le aufgerieben wird. Die Passung wird mit einem Grenzlehrdorn überprüft. 
 

Um die Gewindebohrung im Teil 2 herzustellen, wird zuerst ein Kernloch von 8,5 mm ge-
bohrt. Anschließend wird das Kernloch angefast, damit die Gewindebohrer besser angesetzt 
werden können. Mit einem dreigängigen Satz Gewindebohrer wird abschließend von Hand das 
Innengewinde mit dem Durchmesser M10 in die Bohrung geschnitten. Nachdem beide Teile 
gereinigt worden sind, werden sie durch Hartlöten zu einem Winkel verbunden. Der Winkel 
wird abschließend auf Maß gefeilt und geschlichtet. 
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Die Spindel wird an einer Universaldrehmaschine gefertigt. Als Halbzeug wird ein kurzspani-
ger Rundstahl verwendet. Zuerst wird die Spindel durch Längs- und Plandrehen auf ihre 
Form gebracht. Danach werden die Fasen mit einem 45°-Meißel und die Rundungen mit einem 
Radiusdrehmeißel gedreht. Das Außengewinde lässt sich entweder mit einem Gewinde-
schneideisen mit Hilfe des Reitstocks oder mit einem entsprechend geformten Drehmeißel 
fertigen, indem Steigung und Drehzahl auf das zu schneidende Gewinde abgestimmt werden. 
Das erste Verfahren bietet sich besonders bei metrischen ISO-Gewinden an, so dass auf 
diese Weise ein M10 Gewinde auf die Spindel geschnitten wird. Auf die gleiche Art und 
Weise wie zuvor der Zylinderstift in die Zapfenplatte eingesetzt wurde, wird der Zylinder-
stift 5m6x50, Teil 3, in die Spindel eingepasst. 

 

Der Spannteller, Teil 5, wird den Praktikanten und Praktikantinnen bereits fertig zur Verfü-
gung gestellt. Der Teller wird mit der Spindel vernietet, indem der kleine Zapfen der Spin-
del mit einem Hammer und einem Dorn so verformt wird, dass der Teller gegen Herunterfal-
len gesichert ist, aber auf der Spindelspitze trotzdem beweglich bleibt. 
 

 

 
 
 

Für die Richtigkeit 

Datum, Unterschrift des/der Praktikanten/in Datum, Unterschrift und Stempel des Ausbildenden bzw. Ausbilders
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Für die Richtigkeit 

Datum, Unterschrift des/der Praktikanten/in Datum, Unterschrift und Stempel des Ausbildenden bzw. Ausbilders
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Der Fakultätsrat der Fakultät für Elektrotechnik und Informatik der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 
11.06.2012 die nachstehende geänderte Prüfungsordnung für den Bachelor- und Masterstudiengang Informatik vom 
13.07.2009 beschlossen. Das Präsidium hat die Änderung am 04.07.2012 gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 5. b) NHG genehmigt. 
Sie tritt nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität 
Hannover zum 01.10.2012 in Kraft. 

 

 

Änderung der Prüfungsordnung für den 

Bachelor- und Masterstudiengang Informatik  

an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover 

vom 13.07.2009 

 

 

Die Fakultät für Elektrotechnik und Informatik der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat gemäß 
§§ 7 Abs. 3, 44 Abs. 1 des Niedersächsischen Hochschulgesetzes die folgende Änderung der Prüfungsord-
nung vom 13.07.2009 erlassen. 

 

 

Erster Teil: Bachelorprüfung 

 

§ 1  Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 

(1) 1Die Bachelorprüfung bildet den ersten berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 2Durch die  
Bachelorprüfung soll festgestellt werden, ob der Prüfling die für den Übergang in die Berufspraxis notwendi-
gen Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat, die fachlichen Zusammenhänge des  
Faches überblickt und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Grundsätzen zu arbeiten. 

(2) Nach bestandener Bachelorprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den  
akademischen Grad „Bachelor of Science (B. Sc.)“. 

 

§ 2  Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt drei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium  
beträgt 180 ECTS-Leistungspunkte zu je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in sechs Semester. 

 

§ 3  Aufbau und Inhalt der Prüfung 
1Die Bachelorprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus den Kompetenzbereichen mit 
zugeordneten Modulen sowie dem Modul „Bachelorarbeit“ nach Anlage 1. 3Die den Modulen zugeordneten 
Lehrveranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog. 

 

§ 4  Bachelorarbeit 

(1) 1Das Modul Bachelorarbeit besteht aus der Bachelorarbeit und einem Kolloquium. 2Die Bachelorarbeit 
soll zeigen, dass der Prüfling in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach 
selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 3Thema und Aufgabenstellung der Bachelor-
arbeit müssen dem Prüfungszweck (§ 1 Abs. 1) und der Bearbeitungszeit nach Absatz 2 entsprechen. 4Die 
Bachelorarbeit kann in deutscher oder englischer Sprache verfasst werden. 5Für die bestandene Bachelor-
arbeit werden 15 Leistungspunkte vergeben. 

(2) 1Die Bachelorarbeit ist binnen vier Monaten nach Ausgabe in schriftlicher und zusätzlich in elektronischer 
Form abzuliefern. 2Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb der ersten vier Wochen der Bearbeitungs-
zeit zurückgegeben werden. 3Im Einzelfall kann auf begründeten Antrag der oder des Studierenden der  
Prüfungsausschuss die Bearbeitungszeit um bis zur Hälfte der festgelegten Bearbeitungsdauer verlängern.  
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(3) 1In dem Kolloquium hat der Prüfling in einer Auseinandersetzung über die Bachelorarbeit nachzuweisen, 
dass er in der Lage ist, problembezogen Fragestellungen aus dem Bereich seiner Bachelorarbeit selbstän-
dig auf wissenschaftlicher Grundlage zu bearbeiten und die Arbeitsergebnisse in einem Fachgespräch zu 
vertiefen. 2Das Kolloquium besteht aus einem Vortrag von in der Regel 30 Minuten Dauer mit anschließen-
der Diskussion. 

(4) 1Die Bachelorarbeit wird unter Einbeziehung des Kolloquiums von zwei Prüfenden in der Regel innerhalb 
von vier Wochen bewertet. 2Hierbei kann auch der Verlauf der Bearbeitung berücksichtigt werden. 

(5) Bei der Abgabe der Bachelorarbeit ist schriftlich zu versichern, dass die Arbeit selbständig verfasst wurde 
und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, alle Stellen der Arbeit, die 
wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als solche kenntlich gemacht sind und 
die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

 

§ 5  Bestehen und Nichtbestehen 

(1) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn die nach § 3 in Verbindung mit Anlage 1 erforderlichen Kompe-
tenzbereiche und Module einschließlich des Moduls Bachelorarbeit bestanden sind und mindestens  
180 ECTS-Leistungspunkte erworben wurden.  

(2) Die Bachelorprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen  
Prüfungsleistung, die nach Anlage 1 erforderlich ist, gemäß § 16 nicht mehr möglich ist. 

 

§ 6 Zwischenprüfung 

(entfällt) 

 

 

Zweiter Teil: Masterprüfung 

 

§ 7  Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 

(1) 1Die Masterprüfung bildet einen weiteren, auf den Bachelorabschluss aufbauenden berufsqualifizieren-
den Abschluss des Studiums.2Durch die Masterprüfung soll festgestellt werden, ob der Prüfling die für den 
Übergang in die Berufspraxis notwendigen Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat, die 
fachlichen Zusammenhänge des Faches überblickt und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen 
Grundsätzen selbständig zu arbeiten und wissenschaftliche Erkenntnisse anzuwenden. 

(2) 1Nach bestandener Masterprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den aka-
demischen Grad „Master of Science (M. Sc.)“. 2Dieser Abschluss in diesem Studiengang ist äquivalent zum 
Abschluss „Diplom-Informatiker“. 

 

§ 8  Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt zwei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium  
beträgt 120 ECTS-Leistungspunkte (Leistungspunkte) zu je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in vier 
Semester. 

 

§ 9  Aufbau und Inhalt der Prüfung 
1Die Masterprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus Kompetenzbereichen mit zuge-
ordneten Modulen sowie dem Modul „Masterarbeit“ nach Anlage 2. 3Die den Modulen zugeordneten Lehr-
veranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog. 

 

§ 10  Masterarbeit 

(1) 1Das Modul Masterarbeit besteht aus der Masterarbeit und einem Kolloquium. 2Die Masterarbeit soll zei-
gen, dass der Prüfling in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach selb-
ständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 3Thema und Aufgabenstellung der Masterarbeit 
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müssen dem Prüfungszweck (§ 7 Abs. 1) und der Bearbeitungszeit nach Absatz 2 entsprechen. 4Für eine 
bestandene Masterarbeit werden 30 Leistungspunkte vergeben. 

(2) 1Die Masterarbeit ist binnen sechs Monaten nach Ausgabe in schriftlicher und zusätzlich in elektronischer 
Form abzuliefern. 2Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb der ersten vier Wochen der Bearbeitungs-
zeit zurückgegeben werden. 3Im Einzelfall kann auf begründeten Antrag der oder des Studierenden der  
Prüfungsausschuss die Bearbeitungszeit um bis zur Hälfte der festgelegten Bearbeitungsdauer verlängern.  

(3) § 4 Abs. 3-5 gelten entsprechend. 

(4) 1Das Thema der Masterarbeit muss aus einem der gewählten Kernkompetenzbereiche gemäß Anlage 2 
stammen. 2Dies ist durch eine oder einen der beiden Prüfenden zu bestätigen, die oder der Prüfungsleistun-
gen dieses Kernkompetenzbereichs abnimmt. 

 

§ 11  Bestehen und Nichtbestehen 

(1) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn die nach § 9 in Verbindung mit Anlage 2 erforderlichen Kompe-
tenzbereiche und Module einschließlich des Moduls Masterarbeit bestanden sind und mindestens 120 
ECTS-Leistungspunkte erworben wurden. 

(2) Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen  
Prüfungsleistung, die nach § 9 erforderlich ist, gemäß § 16 nicht mehr möglich ist. 

 

 

Dritter Teil: Gemeinsame Vorschriften 
 

§ 12  Zulassung 

(1) Für die Bachelorprüfung bzw. Masterprüfung (Prüfung) ist zugelassen, wer in dem betreffenden Studien-
gang an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover eingeschrieben ist.  

(2) Die Zulassung wird versagt, wenn in einem vergleichbaren Studiengang, insbesondere in einem  
Studiengang Informatik oder einem verwandten Studiengang mit starkem Informatikbezug an einer Hoch-
schule in der Bundesrepublik Deutschland, eine Prüfung endgültig nicht bestanden ist. 

(3) 1Die Zulassung zur Bachelor- und zur Masterarbeit muss gesondert beantragt werden. 2Die Zulassung 
zur Bachelorarbeit setzt voraus, dass im Rahmen der Bachelorprüfung mindestens 140 Leistungspunkte 
erworben wurden. 3Die Zulassung zur Masterarbeit setzt voraus, dass im Rahmen der Masterprüfung min-
destens 75 Leistungspunkte erworben wurden. 

(4) Die Zulassung nach Abs. 3 wird versagt, wenn die Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt sind. 

 

§ 13 Erbringung von Prüfungsleistungen durch Schüler und Schülerinnen,  
Freiwillige sowie Auszubildende mit Abitur 

(1) Zu Prüfungsleistungen des Bachelorstudiums können abweichend von § 12 auch Schüler und Schülerin-
nen, sowie Freiwillige im Sinne des Bundesjugendfreiwilligengesetzes, Studienkollegiatinnen und Studien-
kollegiaten sowie Auszubildende mit Abitur zugelassen werden, soweit sie nach § 1 der Ordnung für Junior-
studierende eingetragen sind und die erforderlichen Prüfungsvorleistungen erbracht haben. 

(2) 1Nicht bestandene Prüfungsleistungen können nicht wiederholt werden. 2Die entsprechenden Bestim-
mungen dieser Prüfungsordnung sowie die Regelungen zu Versäumnis und Rücktritt von Prüfungsleistun-
gen sind nicht anwendbar. 3Nicht bestandene Prüfungsleistungen werden bei Aufnahme eines ordnungsge-
mäßen Studiums nicht berücksichtigt. 
(3) An der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover bestandene Prüfungsleistungen können auf  
Antrag für ein späteres Studium angerechnet werden, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt ist.  

 
§ 14  Studien- und Prüfungsleistungen 

(1) Prüfungsleistungen sind Bachelor- und Masterarbeiten einschließlich Kolloquium, Klausuren, mündliche 
Prüfungsleistungen, Projektarbeiten, Laborübungen und Seminarleistungen.  

(2) Studienleistungen sind insbesondere Betriebspraktika sowie Hausübungen, Laborübungen, Projekt-
arbeiten und Seminarleistungen, die der laufenden Leistungskontrolle dienen.  
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(3) 1Eine Klausur ist eine schriftliche Arbeit unter Aufsicht. In einer Klausur soll der Prüfling nachweisen, 
dass er in begrenzter Zeit, mit begrenzten Hilfsmitteln und unter Aufsicht mit den geläufigen Methoden des 
Faches ein Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 2Die Klausurdauer beträgt in der  
Regel 12 bis 25 Minuten pro Leistungspunkt. 3Zu einer Klausur kann nach Maßgabe der oder des Prüfenden 
eine mündliche Ergänzungsprüfung nach §16 Abs. 2 Sätze 2-4 angeboten werden, soweit §16 Abs. 2 Satz 1 
dies nicht vorschreibt. 4Abweichend von den Anlagen kann eine Klausur nach Maßgabe der oder des  
Prüfenden auch durch eine mündliche Prüfung ersetzt werden. 5Die Ankündigung der Prüfungsform muss 
spätestens zum Beginn der Meldefristen erfolgen. 

(4) 1Eine mündliche Prüfungsleistung findet vor zwei Prüfenden oder einer oder einem Prüfenden und einer 
oder einem Beisitzenden statt, die oder der selbst die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwer-
tige Qualifikation besitzt. 2Die oder der Beisitzende ist vor der Notenfestsetzung zu hören. 3Die Dauer der 
Prüfungsleistung beträgt je Prüfling in der Regel 20 bis 30 Minuten. 4Die wesentlichen Gegenstände der 
Prüfungsleistung, die Bewertung der Prüfungsleistung und die tragenden Erwägungen der Bewertungs-
entscheidung werden in einem Protokoll festgehalten. 5Studierende, die sich in einem späteren Prüfungs-
termin der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein berechtig-
tes Interesse gelten machen, sind als Zuhörende bei mündlichen Prüfungen zuzulassen. 6Dies erstreckt sich 
nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an der Prüfung. 7Auf Antrag eines Prüf-
lings sind die Zuhörerinnen und Zuhörer nach Satz 5 auszuschließen. 

(5) 1In einer Projektarbeit werden neue Sachverhalte und Lerninhalte unter Verknüpfung des erlernten 
Fachwissens aus unterschiedlichen Vorlesungen weitgehend selbständig, aber auch unter Anleitung, für 
eine gegebene Aufgabenstellung problemorientiert erarbeitet. 2Durch Projektarbeiten soll auch die Fähigkeit 
zur Teamarbeit insbesondere zur Entwicklung und Präsentation von Konzepten gefördert werden. 3Die Be-
arbeitung erfolgt einzeln oder in Gruppen. 4Die Bewertung kann sich nach Maßgabe der oder des Prüfenden 
aus mehreren Teilleistungen verschiedener Art einschließlich Projektdokumentationen zusammensetzen. 
5Dabei kann mit einem Anteil von bis zu einem Drittel auch die Gruppenleistung einbezogen werden. 6Die 
Bewertungskriterien, die Teilleistungen und deren Gewichtung sind zum Veranstaltungsbeginn bekannt zu 
geben. 

(6) 1Eine Laborübung besteht aus einer Reihe von praktischen Versuchen oder Programmieraufgaben. 
2Nach Maßgabe der oder des Prüfenden können auch Versuchs- bzw. Programmdokumentationen, eine 
Mindestanwesenheit, eine mündliche Prüfungsleistung gemäß Abs. 4 oder mündliche bzw. schriftliche Kurz-
tests verlangt werden. 3Dabei kann mit einem Anteil von bis zu einem Drittel auch eine Gruppenleistung ein-
bezogen werden. 4Die Bewertungskriterien, die Teilleistungen und deren Gewichtung sind zum Veranstal-
tungsbeginn bekannt zu geben. 

(7) 1Eine Seminarleistung ist eine selbständige Bearbeitung einer fachspezifischen oder fachübergreifenden 
Aufgabenstellung sowie die Darstellung dieser Arbeit und ihrer Ergebnisse in einem mündlichen Vortrag mit 
einer anschließenden Diskussion. 2Nach Maßgabe der oder des Prüfenden kann eine Mindestanwesenheit, 
eine schriftliche Ausarbeitung oder eine mündliche Prüfungsleistung gemäß Abs. 4 verlangt werden. 3Die Be-
wertungskriterien, die Teilleistungen und deren Gewichtung sind zum Veranstaltungsbeginn bekannt zu geben. 

(8) 1Ein Betriebspraktikum wird nach Maßgabe der „Richtlinien für die berufspraktische Tätigkeit“ durchge-
führt. 2Es ist durch einen Praktikumsbericht und einen Abschlussvortrag zu dokumentieren. 3Das Ergebnis 
wird mit „bestanden“ bzw. „nicht bestanden“ bewertet. 

(9) Prüfungs- und Studienleistungen in Form von Gruppenprüfungen bzw. Gruppenarbeiten sind zulässig, so-
fern sich die einzelnen Beiträge aufgrund objektiver Kriterien deutlich abgrenzen und getrennt bewerten lassen. 

(10) Bei der Abgabe von schriftlichen Hausarbeiten ist schriftlich zu versichern, dass die Arbeit selbständig 
verfasst wurde und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden und alle 
Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als solche kennt-
lich gemacht sind. 

(11) 1Testate können ergänzend zur Bewertung einer Prüfungsleistung herangezogen werden. 2Sie sind 
genau einer Prüfungsleistung zugeordnet und dienen der laufenden Leistungskontrolle. 3In die Testatbewer-
tung können Einzelkriterien wie Mindestanwesenheit, Hausübungen oder mündliche bzw. schriftliche Kurz-
tests eingehen. 4Testatbewertungen werden nicht explizit im Zeugnis ausgewiesen, sie gehen nach Maßga-
be der oder des Prüfenden in die Bewertung der Prüfungsleistung mit einem Gewicht von max. 25% ein. 
5Sowohl ein Bestehen der Prüfungsleistung als auch ein Erreichen der besten Note gemäß §18 Abs. 1 muss 
auch ohne Testatbewertung möglich sein. 6Erworbene Testatbewertungen können nach Maßgabe der oder 
des Prüfenden erhalten bleiben, auch wenn die Prüfungsleistung nicht bestanden wurde. 7Die Modalitäten 
zur Durchführung von Testaten und ihre Einbeziehung in die Bewertung sind zum Veranstaltungsbeginn 
bekannt zu geben. 
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(12) 1Alle Lehrveranstaltungen und die zugehörigen Prüfungsleistungen können nach vorheriger Ankündi-
gung durch die oder den Prüfende(n) in englischer Sprache abgehalten werden. 2Pflichtprüfungsleistungen 
sind auf Verlangen von Prüflingen auch in deutscher Sprache abzuhalten. 

(13) 1Prüfungsleistungen nach den Absätzen 3-7 werden an der Leibniz Universität Hannover abgenommen. 
2Mit Genehmigung des Prüfungsausschusses können Prüfungsleistungen auch an einer anderen Hochschu-
le abgenommen werden. 

 

§ 15  Anmeldung 

(1) Für jede Prüfungsleistung ist innerhalb des vom Prüfungsausschuss festgelegten Zeitraums eine geson-
derte Anmeldung erforderlich.  

(2) 1Mit der Anmeldung zu einer Prüfungsleistung wird auch das zugehörige Modul und der zugehörige 
Kompetenzbereich gewählt. 2Die Wahl eines Kompetenzbereichs oder eines Moduls wird nur aufgehoben, 
wenn alle zugehörigen angemeldeten Prüfungsleistungen gemäß §17  Abs. 1 Satz 1 (zulässiger Rücktritt) 
oder § 17 Abs. 2 Satz 2 (Rücktritt aus triftigen Gründen) als nicht unternommen gelten.  

(3) Abweichend von Abs. 2 kann ein Bachelor-Nebenfachmodul oder ein Master-Nebenfachmodul unter  
Verlust der bis dahin erworbenen Leistungspunkte einmal gewechselt werden.  

(4) 1Abweichend von Abs. 2 kann ein Kernkompetenzbereich des Masterstudiums einmal gewechselt wer-
den. 2Dabei können bis dahin erworbene Leistungspunkte in den anderen Pflicht- oder gewählten Kernkom-
petenzbereichen anerkannt werden, sofern sie entsprechend im Modulkatalog aufgeführt sind.  

(5) 1Der Wechsel gemäß Abs. 3 und Abs. 4 ist grundsätzlich nur einmal möglich. 2Prüfungsleistungen aus 
dem bisherigen Nebenfachmodul oder Kernkompetenzbereich können auf Antrag als Zusatzprüfungen  
gemäß §21 ausgewiesen werden.  

 
§ 16  Wiederholung  

(1) 1Bestandene Prüfungsleistungen können nicht wiederholt werden. 2Eine nicht bestandene Prüfungsleis-
tung kann zweimal wiederholt werden. 3Die Anmeldung zu einer Wiederholung einer nicht bestandenen 
Pflichtprüfung in einem Basismodul der Bachelorprüfung (Kompetenzbereiche 1.1-1.3) muss innerhalb eines 
Jahres erfolgen. 4Ansonsten gilt die Wiederholungsprüfung als mit "nicht ausreichend" bewertet. 5Eine nicht 
bestandene Bachelor- oder Masterarbeit kann einmal wiederholt werden. 

(2) 1In der letzten Wiederholung darf für eine tatsächlich erbrachte schriftliche Prüfungsleistung nach § 14 
Abs. 3 in einem Basis- oder Fachmodul der Bachelorprüfung die Note „nicht ausreichend“ nur nach mündli-
cher Ergänzungsprüfung erteilt werden. 2Diese mündliche Ergänzungsprüfung wird von einem Prüfenden 
und einem Beisitzenden abgenommen; im Übrigen gilt § 14 Abs. 4 entsprechend. 3Nach mündlicher Ergän-
zungsprüfung kann maximal die Note "ausreichend (4.0)" vergeben werden. 4Die mündliche Ergänzungsprü-
fung ist ausgeschlossen, wenn für die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung § 17 oder §18 Anwen-
dung fanden. 

 

§ 17  Versäumnis, Rücktritt 

(1) 1Der Rücktritt von einer Anmeldung zu einer Klausur oder einer mündlichen Prüfung kann bis zum Be-
ginn der Prüfung erfolgen. 2Das Nichterscheinen zu einem festgesetzten Prüfungstermin wird als Rücktritt 
gewertet. 3Der Rücktritt nach den Sätzen 1 und 2 ist ohne Angabe von Gründen zulässig. 

(2) 1Bei Versäumnis eines festgesetzten Abgabetermins oder bei Rücktritt von einer Prüfungsleistung nach 
deren Beginn gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht bestanden" bewertet. 2Abweichend hiervon 
gilt die Prüfungsleistung als nicht unternommen, wenn für das Versäumnis oder den Rücktritt triftige Gründe 
unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 3Im Krankheitsfall ist ein fachärztliches 
oder amtsärztliches Attest vorzulegen. 4Die Entscheidung über die Anerkennung der triftigen Gründe trifft der 
Prüfungsausschuss. 

(3) Der Rücktritt von einer Wiederholungsprüfung ist nur aus triftigen Gründen zulässig. 
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§ 18  Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) 1Beim Versuch, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung zu beeinflussen, gilt die betref-
fende Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ bewertet. 2Das Mitführen nicht zugelassener Hilfsmittel 
nach Klausurbeginn ist stets ein Täuschungsversuch. 

(2) Wer sich eines Ordnungsverstoßes schuldig macht, kann von der Fortsetzung der betreffenden  
Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht 
bestanden“ bewertet. 

 

§ 19  Bewertung und Notenbildung 

(1) 1Mündliche Prüfungsleistungen sind im Anschluss an die Prüfungsleistung zu bewerten, andere Prü-
fungsleistungen in der Regel innerhalb von vier Wochen nach der jeweiligen Prüfungsleistung. 2 Prüfungs-
leistungen werden in der Regel benotet. 3Unbenotete Prüfungsleistungen werden mit „bestanden“ oder 
„nicht bestanden“ bewertet. 4Dabei sind folgende Notenstufen zu verwenden:  

1,0; 1,3 = sehr gut = eine besonders hervorragende Leistung, 

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegende Leistung, 

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die in jeder Hinsicht den durchschnittlichen Anforderungen ent-
spricht, 

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Mindestanforderungen entspricht, 

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr ge-
nügt. 
5Eine mit "nicht ausreichend" bewertete Prüfungsleistung ist nicht bestanden. 

(2) 1Wird eine Prüfungsleistung durch zwei Prüfende bewertet, ist sie bestanden, wenn beide die Prüfungs-
leistung mit mindestens „ausreichend“ oder „bestanden“ bewerten. 2Die Note errechnet sich in diesem Fall 
aus dem Durchschnitt der von den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten. 

(3) 1Die Gesamtnote der Prüfung ist das gewichtete arithmetische Mittel der Noten aller bestandenen beno-
teten Prüfungsleitungen. 2Dabei werden die in den Anlagen aufgeführten Leistungspunkte als Gewichte  
verwendet. 3Die Gesamtnote lautet  

 bei einem Durchschnitt bis 1,5 sehr gut,  
 bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 gut, 
 bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 befriedigend, 
 bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 ausreichend, 
 bei einem Durchschnitt über 4,0 nicht ausreichend. 

(4) Bei der Bildung der Note nach den Absätzen 2 und 3 wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma 
berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

 

§ 20  Leistungspunkte, Module und Kompetenzbereiche 

(1) 1Die in den Anlagen aufgeführten Leistungspunkte werden vergeben, wenn die geforderten Prüfungsleis-
tungen bestanden und die zugehörigen Studienleistungen erbracht wurden. 2Durch inhaltlich gleichwertige 
Prüfungsleistungen können nicht erneut Leistungspunkte erworben werden; dies gilt auch im Fall der An-
rechnung gemäß § 22 sowie beim Übergang vom Bachelor- zum Masterstudiengang. 3Über die Gleichwer-
tigkeit entscheidet der Prüfungsausschuss. 

(2) 1Ein Modul ist nach dem Erwerb der in den Anlagen für dieses Modul mindestens geforderten Leistungs-
punkte bestanden. 2Ein Kompetenzbereich ist nach dem Erwerb der in der Anlage für diesen Kompetenzbe-
reich mindestens geforderten Leistungspunkte bestanden, sofern alle gemäß Anlage 1 bzw. 2 erforderlichen 
Module bestanden sind. 3Die Modulnote bzw. die Kompetenzbereichsnote wird entsprechend § 19 Abs. 3 
aus den Noten der im Rahmen des Moduls bzw. Kompetenzbereichs bestandenen benoteten Prüfungsleis-
tungen gebildet. 

(3) 1Das jeweils aktuelle Lehr- und Prüfungsangebot wird spätestens zum Beginn der Vorlesungszeit im  
Modulkatalog bekannt gegeben. 2Der Modulkatalog enthält Angaben zu den in den Anlagen genannten 
Kompetenzbereichen, Modulen, Lehrveranstaltungen und zugehörigen Studien- bzw. Prüfungsleistungen.  
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3Er wird von der Studienkommission Informatik im Einvernehmen mit dem Fakultätsrat Elektrotechnik und 
Informatik festgelegt.  

(4) 1Die Studienkommission Informatik kann im Einvernehmen mit dem Fakultätsrat Elektrotechnik und In-
formatik die Aufnahme weiterer Fachmodule und Nebenfachmodule in den Modulkatalog beschließen. 2Sie 
sind spätestens nach drei Semestern in die Anlagen 1 und 2 der Prüfungsordnung aufzunehmen. 

 

§ 21  Zusatzprüfungen 

(1) 1Studierende können sich weiteren als den nach §3 bzw. §9 erforderlichen Prüfungsleistungen aus so-
wohl der Bachelor-  als auch der Masterprüfung unterziehen (Zusatzprüfungen). 2Die Ergebnisse dieser Zu-
satzprüfungen werden auf Antrag in die Bescheinigungen gemäß § 24 aufgenommen, jedoch bei der Fest-
setzung der Gesamt-, Kompetenzbereichs- und Modulnoten nicht mit einbezogen.  

(2) 1Auch Zusatzprüfungen sind gemäß §15 anzumelden und dabei außer im Falle des Satz 2 als Zusatzprü-
fungen zu deklarieren. 2Prüfungsleistungen, die angemeldet werden, nachdem für den zugehörigen Kompe-
tenzbereich bereits in einem früheren Prüfungszeitraum die in den Anlagen genannte maximale Anzahl von 
Leistungspunkten erreicht wurde, gelten immer als Zusatzprüfungen. 3Zusatzprüfungen können nicht wie-
derholt werden. 

(3) Eine nachträgliche Umwandlung von Zusatzprüfungen in reguläre Prüfungsleistungen ist grundsätzlich 
ausgeschlossen. 

 

§ 22  Anrechnung 

(1) 1Bestandene und nicht bestandene Prüfungs- und Studienleistungen, die im Inland oder Ausland in dem-
selben oder einem vergleichbaren Studiengang unternommen wurden, werden vom Prüfungsausschuss 
angerechnet, wenn die Institution, an der die Prüfungsleistung unternommen wurde, einer deutschen Hoch-
schule gleichsteht und die auswärtige Leistung nach Umfang und Inhalt im wesentlichen der Prüfungs- oder 
Studienleistung entspricht, für die eine Anrechnung begehrt wird oder wenn die Anrechnung von Amts we-
gen erfolgt. 2Im Zweifel sind Stellungnahmen der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen bzw. der 
Prüfenden einzuholen. 3Außerhalb des Studiums erbrachte berufspraktische Leistungen werden auf Be-
triebspraktika angerechnet, wenn sie gleichwertig sind.  

(2) 1Für angerechnete Prüfungs- und Studienleistungen werden Leistungspunkte entsprechend den Anlagen 
1 bis 2 vergeben und die darauf entfallenden Studienzeiten angerechnet. 2Für benotete Prüfungsleistungen 
werden die Noten übernommen oder bei abweichender Notenskala umgerechnet. 3Ist eine Notenumrech-
nung nicht möglich, bleibt die Prüfungsleistung unbenotet; dies gilt insbesondere im Fall des Abs. 1 Satz 3. 
4Die Anrechnung wird im Zeugnis gekennzeichnet.  

(3) 1Prüfungs- und Studienleistungen im Bachelorstudiengang, die außerhalb des Bachelorstudiengangs 
Informatik der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover erbracht wurden, werden im Umfang von zu-
sammen höchstens 120 der nach § 2 erforderlichen Leistungspunkte angerechnet. 2Prüfungs- und Studien-
leistungen im Masterstudiengang, die außerhalb des Bachelor-  und Masterstudiengangs Informatik der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover oder die als Zusatzprüfungen im Bachelorstudiengang Infor-
matik erbracht wurden, werden im Umfang von zusammen höchstens 45 der nach §8 erforderlichen Leis-
tungspunkte angerechnet. 3Über Ausnahmen entscheidet auf Antrag der Prüfungsausschuss. 4Eine außer-
halb der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover erbrachte Bachelor- oder Masterarbeit wird nicht 
angerechnet.  
(4) Eine Anrechnung von Prüfungs- und Studienleistungen aus anderen Studiengängen ist spätestens zu-
sammen mit der nächsten Meldung zu Prüfungsleistungen nach Erbringen der auswärtigen Leistungen zu 
beantragen. 
(5) Prüfungs- und Studienleistungen, Module oder Kompetenzbereiche aus einem Auslandsstudium, die in 
einem Learning Agreement festgehalten wurden, können auf Antrag anerkannt werden.  
 

§ 23  Einsicht in die Prüfungsakten 
1Nach Abschluss der Prüfung wird den Studierenden auf Antrag Einsicht in die vollständigen Prüfungsakten 
gewährt. 2Der Antrag ist spätestens binnen eines Jahres nach Aushändigung des Zeugnisses oder des Be-
scheides über die endgültig nicht bestandene Prüfung zu stellen. 



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 06.07.2012 10/2012 
 

 
Seite 25 

§ 24  Zeugnisse und Bescheinigungen 

(1) 1Über die bestandene Prüfung wird unverzüglich ein Zeugnis ausgestellt, das die Kompetenzbereiche 
und deren Noten, die Bachelor- bzw. Masterarbeit und deren Note sowie die Gesamtnote der Prüfung und 
die erworbenen Leistungspunkte enthält. 2Dem Zeugnis wird ein Verzeichnis der bestandenen Module (ein-
schließlich der Bachelor- oder Masterarbeit) beigefügt. 3Das Verzeichnis beinhaltet die zugeordneten Lehr-
veranstaltungen und Leistungspunkte, die Benotung oder Bewertung der Prüfungsleistungen sowie die  
Namen der Prüfenden. 4Alle Noten werden zugleich als Dezimalzahl ausgewiesen. 5Das Datum des Zeug-
nisses ist der Tag, an dem die Prüfung bestanden wurde. 6Mit gleichem Datum wird eine Urkunde über den 
verliehenen akademischen Grad und ein Diploma Supplement ausgestellt. 

(2) Über die endgültig nicht bestandene Prüfung ergeht ein schriftlicher Bescheid. 

(3) 1In den Fällen der Abs. 1 und 2 sowie bei anderweitigem Ausscheiden aus dem betreffenden Studien-
gang an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover wird auf Antrag eine Bescheinigung ausgestellt, 
welche die bestandenen Prüfungsleistungen, deren Bewertungen und die dafür vergebenen Leistungspunk-
te aufführt. 2Im Fall des Abs. 2 weist die Bescheinigung darauf hin, dass die Prüfung endgültig nicht bestan-
den ist. 

(4) Alle Zeugnisse, Urkunden und Bescheinigungen werden in deutscher und in englischer Sprache ausge-
stellt. 

 

§ 25 Prüfungsausschuss, Prüfende 

(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und zur Wahrnehmung der Aufgaben nach dieser Prüfungsordnung 
wird aus Mitgliedern der Fakultät für Elektrotechnik und Informatik, die in der Lehre für den Bachelor- oder 
Masterstudiengang Informatik tätig sind, ein Prüfungsausschuss gebildet. 2Dem Prüfungsausschuss gehören 
fünf Mitglieder an, und zwar drei Mitglieder, welche die Hochschullehrergruppe vertreten, ein Mitglied, das 
die Mitarbeitergruppe vertritt, sowie ein Mitglied der Studierendengruppe. 3Der Vorsitz und der stellvertreten-
de Vorsitz müssen von Mitgliedern der Hochschullehrergruppe ausgeübt werden; sie und die weiteren Mit-
glieder des Prüfungsausschusses sowie deren Vertretungen werden durch die jeweiligen Gruppenvertretun-
gen des Fakultätsrats der Fakultät für Elektrotechnik und Informatik gewählt. 4Das studentische Mitglied hat 
bei der Bewertung und Anrechnung von Prüfungsleistungen nur beratende Stimme.  

(2) 1Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 2Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, so-
weit die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. 

(3) 1Der Prüfungsausschuss kann sich eine Geschäftsordnung geben. 2Über die Sitzungen des Prüfungs-
ausschusses wird eine Niederschrift geführt. 3In dieser sind die wesentlichen Gegenstände der Erörterung 
und die Beschlüsse des Prüfungsausschusses festzuhalten. 

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, an der Abnahme der Prüfungen beobachtend 
teilzunehmen. 

(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 2Die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
und deren Vertretungen unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst ste-
hen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(6) 1Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse widerruflich auf den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz 
übertragen. 2Der Prüfungsausschuss kann sich zur Erfüllung seiner Aufgaben einer von ihm beauftragten 
Stelle bedienen. 3Die oder der Vorsitzende bereitet die Beschlüsse des Prüfungsausschusses vor, führt sie 
aus und berichtet dem Prüfungsausschuss laufend über diese Tätigkeit. 

(7) 1Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden. 2Zur Abnahme von Prüfungsleistungen werden Mitglie-
der und Angehörige dieser Hochschule oder einer anderen Hochschule bestellt, die in dem betreffenden 
Gebiet zur selbständigen Lehre berechtigt sind. 3Lehrkräfte für besondere Aufgaben sowie in der beruflichen 
Praxis und Ausbildung erfahrene Personen können in geeigneten Prüfungsgebieten zur Abnahme von Prü-
fungen bestellt werden. 4Zu Prüfenden dürfen nur Personen bestellt werden, die selbst mindestens die durch 
die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige  Qualifikation besitzen.  

(8) 1Die Liste der Erstprüfenden für die Bachelor- und Masterarbeit wird vom Prüfungsausschuss festgelegt. 
2Die oder der Erstprüfende legt nach Rücksprache mit dem Prüfling das Thema der Arbeit fest. 
3Erstprüfende können Prüfende gemäß Abs. 7 sein, die Mitglieder der Fakultät für Elektrotechnik und Infor-
matik sind und in Informatik- oder informatiknahen Fachgebieten lehren. 4Mit Genehmigung des Prüfungs-
ausschusses kann das Thema im Einzelfall auch von einer anderen Professorin oder einem anderen  
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Professor als Erstprüfender oder Erstprüfendem vorgeschlagen werden. 5In jedem Fall muss eine oder einer 
der beiden Prüfenden Professorin oder Professor auf der Liste nach Satz 1 sein. 

(9) Der Prüfungsausschuss ermöglicht Studierenden, die eine länger andauernde Behinderung durch amts- 
oder fachärztliches Attest nachweisen, Prüfungsleistungen in gleichwertiger anderer Form, zu anderen Ter-
minen oder innerhalb anderer Fristen zu erbringen. 

 

§ 26  Verfahrensvorschriften 

(1) 1Die allgemeinen Bestimmungen des Verwaltungsrechts sowie die gesetzlichen Regelungen zu Mutter-
schutz und Elternzeit finden im Prüfungsverfahren sinngemäß Anwendung. 2Belastende Verwaltungsakte 
sind schriftlich zu begründen, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und bekannt zu geben. 3Gegen 
Entscheidungen, denen die Bewertung einer Prüfungsleistung zu Grunde liegt, kann binnen eines Monats 
nach Zugang des Bescheids Widerspruch eingelegt werden. 

(2) 1Bringt der Prüfling in seinem Widerspruch konkret und substantiiert Einwendungen gegen fachliche Be-
wertungen einer oder eines Prüfenden vor, leitet der Prüfungsausschuss den Widerspruch dieser oder die-
sem Prüfenden zur Überprüfung zu. 2Ändert die oder der Prüfende die Bewertung antragsgemäß, so hilft der 
Prüfungsausschuss dem Widerspruch ab. 3Andernfalls überprüft der Prüfungsausschuss die Entscheidung 
aufgrund der Stellungnahme der oder des Prüfenden insbesondere darauf, ob 

1. das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 

2. bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist, 

3. allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind, 

4. eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründete Lösung als falsch bewertet wor-
den ist, oder ob 

5. sich die oder der Prüfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 
4Entsprechendes gilt, wenn sich der Widerspruch gegen die Bewertung durch mehrere Prüfende richtet.  

(3) Über den Widerspruch soll innerhalb eines Monats entschieden werden. 

(4) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote führen. 

 

 

Vierter Teil: Schlussvorschriften 

 

§ 27  Inkrafttreten 
1Diese Änderung der Prüfungsordnung vom 13.07.2009 tritt nach Genehmigung durch das Präsidium der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover und ihrer Veröffentlichung im Verkündungsblatt zum 
1.10.2012 in Kraft. 2Sie findet für alle Studierenden Anwendung, die ab dem Wintersemester 2009/10 erst-
malig ihr Studium im Bachelor- oder Masterstudiengang Informatik an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universi-
tät Hannover aufgenommen haben. 

 

§ 28  Übergangsvorschriften 

(1) 1Für die Studierenden, die bis einschließlich Sommersemester 2009 ihr Studium im Bachelor- oder  
Masterstudiengang Informatik aufgenommen haben, gilt bis einschließlich des Prüfungszeitraums Sommer-
semester 2013 die Prüfungsordnung vom 14.07.2004, zuletzt geändert am 02.12.2004, fort. 2Danach ist ein 
vollständiger Wechsel in die neue Prüfungsordnung verpflichtend, und die bisher geltende Prüfungsordnung 
tritt außer Kraft. 

(2) Ein freiwilliger Wechsel in diese Prüfungsordnung ist möglich, allerdings nicht mehr nach der Zulassung 
zur Bachelor- oder Masterarbeit. 

(3) Der Fakultätsrat kann zur Vermeidung unbilliger Härten ergänzende Übergangsregelungen beschließen. 
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Anlagen: 

Um ein Modul zu bestehen, ist aus den jeweils genannten Prüfungsleistungen eine Auswahl mindestens im 
Umfang der Modulleistungspunkte zu bestehen. 

 

Anlage 1: Kompetenzbereiche und Module des Bachelorstudiums 

 

Die folgenden Kompetenzbereiche sowie die Bachelorarbeit müssen sämtlich mit zusammen mindestens 
180 Leistungspunkten bestanden werden. 

 

Kompetenzbereiche Leistungspunkte 

1.1   Grundlagen der Informatik  94 

1.2   Mathematische Grundlagen  26-30 

1.3   Elektrotechnische Grundlagen  5 

1.4   Ausgewählte Gebiete der Informatik  15-22 

1.5   Nebenfach  18-20 

1.6   Bachelorarbeit  15 

        Summe: 173-186 

        Gesamtanforderung: mindestens 180 

 

Zu den Kompetenzbereichen 1.1-1.4 und 1.6:  
Alle Klausuren, mündliche Prüfungen, das Proseminar und die Bachelorarbeit werden benotet. Alle anderen 
Prüfungsleistungen bleiben unbenotet. 

1.1 Kompetenzbereich Grundlagen der Informatik  

In diesem Kompetenzbereich müssen 94 Leistungspunkte erworben werden.  

Dazu sind alle Basismodule dieses Kompetenzbereichs und alle zugehörigen Studien- und Prüfungsleistun-
gen zu bestehen. 

 

Modul Modul-

leistungs-

punkte 

Lehrveranstaltungen Studien-

leistung 

Prüfungs-

leistung 

Leistungs-

punkte 

Vorlesung / Übung  

Programmieren I 

- 

 

Laborübung  5 

 

Basismodul  

Programmierung 

 

10 

 

Vorlesung / Übung  

Programmieren II 

- 

 

Laborübung  5 

 

Basismodul  

Datenstrukturen 

und Algorithmen 

5 

 

Vorlesung / Übung 

Datenstrukturen und  

Algorithmen 

- 
Klausur 5 

Vorlesung / Übung  

Grundlagen der Theoretischen 

Informatik 

- 

 

Klausur  

 

5 

 

Basismodul  

Theoretische 

Informatik 

10 

 

Vorlesung / Übung 

Komplexität von Algorithmen 

- Klausur 5 
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Modul Modul-

leistungs-

punkte 

Lehrveranstaltungen Studien-

leistung 

Prüfungs-

leistung 

Leistungs-

punkte 

Basismodul Logik 

und formale  

Systeme 

4 

 

Vorlesung / Übung 
Logik und formale Systeme  

- Klausur 4 

Basismodul  

Programmier- 

paradigmen 

4 

 

Vorlesung / Übung 
Programmiersprachen und 
Übersetzer  

- Klausur 4 

Basismodul  

Modellierung 

5 

 

Vorlesung / Übung 
Modellierung des dynamischen 
Verhaltens von Systemen  

- Klausur 5 

Vorlesung / Übung 
Grundlagen digitaler Systeme 

- 

 

Klausur 5 

 

Vorlesung / Übung 
Grundlagen der  
Rechnerarchitektur 

- Klausur 5 

 

Basismodul 

Technische  

Informatik 

16 

 

 

Hardware-Praktikum  Laborübung 6 

Vorlesung / Übung 
Grundlagen der  
Software-Technik 

- 

 

Klausur  4 

 

Vorlesung / Übung 
Software-Qualität 

- 

 

Klausur  4 

 

Basismodul  

Software-Technik 

 

17 

 

Software-Projekt  Projekt-

arbeit 

9 

Vorlesung / Übung 
Praktische Einführung  
in Betriebssysteme  

- 

 

Klausur 3 

 

Basismodul  

Betriebssysteme 

7 

 

Vorlesung / Übung 
Betriebssysteme 

- Klausur 4 

Vorlesung / Übung 
Einführung in die  
Datenbankprogrammierung 

- 

 

 

Klausur  4 

 

Basismodul  

Datenbank-

systeme 

 

8 

 

Vorlesung / Übung 
Datenbanksysteme 

- 

 

Klausur 4 

Basismodul 

Rechnernetze 

4 

 

Vorlesung / Übung 
Rechnernetze 

- Klausur 4 

Basismodul 

Mensch-

Maschine-

Kommunikation 

4 

 

Vorlesung / Übung 
Mensch-Maschine-
Kommunikation 

- Klausur 4 

Gesamt-

anforderung für 

Kompetenz-

bereich: 

94     
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1.2 Kompetenzbereich Mathematische Grundlagen  

In diesem Kompetenzbereich müssen 26-30 Leistungspunkte erworben werden. Dazu sind alle Basismodule 
dieses Kompetenzbereichs und alle zugehörigen Prüfungsleistungen zu bestehen. Lediglich im Basismodul 
“Angewandte Mathematik” (mind. 4 Leistungspunkte) braucht nur eine der aufgeführten Prüfungsleistungen 
bestanden werden. 

 

Modul Modul-

leistungs-

punkte 

Lehrveranstaltungen Studien-

leistung 

Prüfungs-

leistung 

Leistungs-

punkte 

Vorlesung / Übung 

Analysis A 

- 

 

Klausur  5 

 

Basismodul  

Analysis 

10 

 

Vorlesung / Übung 

Analysis B 

- Klausur 5 

Vorlesung / Übung 

Lineare Algebra A 

- 

 

Klausur  4 

 

Basismodul  

Lineare Algebra 

 

8 

 

Vorlesung / Übung 

Lineare Algebra B 

- 

 

Klausur 4 

Basismodul  

Diskrete Strukturen 

4 

 

Vorlesung / Übung 

Diskrete Strukturen 

- Klausur 4 

 

Vorlesung / Übung 

Numerik A 

- 

 

Klausur 4 Basismodul Ange-

wandte Mathematik 

 

4  

 

 Vorlesung / Übung 

Stochastik A 

- 

 

Klausur 4 

Gesamtanforderung 

für Kompetenzbereich: 

26-30     

 

1.3 Kompetenzbereich Elektrotechnische Grundlagen 

In diesem Kompetenzbereich müssen 5 Leistungspunkte erworben werden. Dazu sind das unten genannte 
Basismodul und dessen Prüfungsleistung zu bestehen.  

 

Modul Modul-

leistungs-

punkte 

Lehrveranstaltungen Studien-

leistung 

Prüfungs-

leistung 

Leistungs-

punkte 

Basismodul  

Elektrotechnik 

5 Vorlesung / Übung 

Elektrotechnische  

Grundlagen der Informatik 

- Klausur 5 

Gesamtanforderung 

für Kompetenzbereich: 

5     
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1.4 Kompetenzbereich Ausgewählte Gebiete der Informatik 

In diesem  Kompetenzbereich müssen 15-22 Leistungspunkte erworben werden.  

Es können Fachmodule aus der untenstehenden Liste gewählt werden.  

Das Modul Proseminar und mindestens drei Fachmodule müssen bestanden werden. 

 

Modul mind. 

Modul-

leistungs-

punkte 

Lehrveranstaltungen Studien-

leistung 

Prüfungs-

leistung 

Modul Proseminar 3 Proseminar Informatik 

 

 Seminar-

leistung - 

Fachmodul  

Digitale Systeme 

4 Vorlesungen und Übungen 

laut Modulkatalog  

- 

 

Klausur oder 

mündlich 

Vorlesungen und Übungen 

laut Modulkatalog  

- 

 

Klausur oder 

mündlich 

Fachmodul  

Echtzeitsysteme 

4 

Laborübung laut Modulkatalog Laborübung - 

Fachmodul Elektrotechnik 4 Vorlesungen und Übungen 

laut Modulkatalog 

- Klausur oder 

mündlich 

Fachmodul  

Entwurfsautomatisierung 

4 Vorlesungen und Übungen 

laut Modulkatalog  

- Klausur oder 

mündlich 

Laborübung laut Modulkatalog Laborübung - Fachmodul  

Graphische  

Datenverarbeitung 

4 

Vorlesungen und Übungen 

laut Modulkatalog 

- Klausur oder 

mündlich 

Fachmodul Informations-

systeme 

4 Vorlesungen und Übungen 

laut Modulkatalog 

- Klausur oder 

mündlich 

Fachmodul  

Internettechnologien 

4 Vorlesungen und Übungen 

laut Modulkatalog  

- 

 

Klausur oder 

mündlich 

Fachmodul  

Künstliche Intelligenz 

4 Vorlesungen und Übungen 

laut Modulkatalog 

- Klausur oder 

mündlich 

Fachmodul Modellierung 

und Simulation 

4 Vorlesungen und Übungen 

laut Modulkatalog 

- 

 

Klausur oder 

mündlich 

Fachmodul  

Programmierung 

3 

 

Programmierpraktikum Laborübung - 

Fachmodul  

Rechnerarchitektur 

4 Vorlesungen und Übungen 

laut Modulkatalog 

- Klausur oder 

mündlich 

Gesamtanforderung für 

Kompetenzbereich:  

15-22    
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1.5 Kompetenzbereich Nebenfach  

In diesem Kompetenzbereich müssen 18-20 Leistungspunkte erworben werden. Dazu muss eines der fol-
genden Bachelor-Nebenfachmodule gewählt werden, das zu bestehen ist, und es ist das Modul „Studium 
Generale“ zu bestehen. Weitere Lehrveranstaltungen werden im Modulkatalog bekannt gegeben.  
 

Modul mind.  
Modul-

leistungspunkte 

Lehrveranstaltungen Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Bachelor-Nebenfachmodul 

Betriebswirtschaftslehre 

12 Vorlesungen und Übungen 

laut Modulkatalog 

- Klausur oder 

mündlich 

Bachelor-Nebenfachmodul 

Energietechnik 

12 Vorlesungen und Übungen 

laut Modulkatalog 

- Klausur oder 

mündlich 

Bachelor-Nebenfachmodul 

Informationstechnik 

12 Vorlesungen und Übungen 

laut Modulkatalog 

- Klausur oder 

mündlich 

Vorlesungen und Übungen 

laut Modulkatalog 

- Klausur oder 

mündlich 

Bachelor-Nebenfachmodul  

Kartographie und Ferner-

kundung 

12 

 

Laborübungen laut Modulkatalog Laborübung  - 

Bachelor-Nebenfachmodul 

Maschinenbau 

12 Vorlesungen und Übungen 

laut Modulkatalog 

- Klausur oder 

mündlich 

Bachelor-Nebenfachmodul 

Mathematik 

12 Vorlesungen/Übungen aus dem 

Wahlpflichtbereich des Bachelor-

Studiengangs Mathematik 

- Klausur oder 

mündlich 

Bachelor-Nebenfachmodul 

Mechatronik 

12 Vorlesungen und Übungen 

laut Modulkatalog 

- Klausur oder 

mündlich 

Vorlesungen und Übungen 

laut Modulkatalog 

- Klausur oder 

mündlich 

Bachelor-Nebenfachmodul 

Physik 

 

12 

 

Laborübungen laut Modulkatalog Laborübung  - 

Bachelor-Nebenfachmodul 

Volkswirtschaftslehre 

12 Vorlesungen und Übungen 

laut Modulkatalog 

- Klausur oder 

mündlich 

Bachelor-Nebenfachmodul 

Wasser- und Umwelt-

ingenieurwesen 

12 Vorlesungen und Übungen 

laut Modulkatalog 

- Klausur oder 

mündlich 

Modul Studium Generale 2 Seminare, Vorlesungen und  

Übungen laut Modulkatalog 

- Klausur, 

mündlich oder 

Seminar-

leistung 

Gesamtanforderung für 

Kompetenzbereich:  

18 

(bis max. 20) 

   

 
 
1.6 Kompetenzbereich/Modul Bachelorarbeit 
 

Modul Leistungs-

punkte 

Voraussetzungen 

für die Zulassung 

Studien-

leistung 

Prüfungsleis-

tung 

Leistungs-

punkte 

 Bachelorarbeit 12 Bachelorarbeit 15 mind. 140 LP 

Kolloquium  3 
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Anlage 2: Kompetenzbereiche und Module des Masterstudiums 

 

Im Masterstudium dürfen folgende Kompetenzbereiche wie angegeben gewählt werden: 

 

Kompetenzbereiche Leistungs-
punkte 

Wahl Weitere  
Anforderungen 

2.1   Kernkompetenzbereiche 

        - Informationssysteme 

        - Mensch-Maschine- 
          Kommunikation 

        - Netze und Verteilte  
           Systeme 

        - Software Engineering 

        - Systems Engineering 

 

 

Jeweils 
11-48 

 

 

 

Wahlpflicht: 2-3 dieser 
Kernkompetenzbereiche. 

 

        - Theoretische Informatik 8-48 Pflicht 

2.2   Informatik-Grundlagen 4-12 Wahl 

2.3   Informatik-Betriebspraktikum 10 Wahl 

 

 

Zusammen 72-78 LP 
aus diesen  

Kompetenz-
bereichen; 

 

 

davon 

18-31 LP  

aus 

Betriebspraktikum, 
Seminarmodulen, 

Laborübungsmodulen 
und Projektmodulen. 

2.4   Nebenfach 12-18 Pflicht  

2.5   Masterarbeit 30 Pflicht 
 

        Summe: 

 

114-126   

       Gesamtanforderung: 

 

Mindestens 
 120 

  

 

Die Pflicht-Kompetenzbereiche, die gewählten Kompetenzbereiche sowie die Masterarbeit müssen sämtlich 
mit den jeweils angegebenen Leistungspunktzahlen und mit zusammen mindestens 120 LP bestanden wer-
den. 

 

Aus Betriebspraktikum, Seminaren, Laborübungen und Projektarbeiten werden insgesamt maximal 31  
Leistungspunkte angerechnet. Es muss in jedem gewählten Kernkompetenzbereich mindestens ein Semi-
narmodul oder ein Laborübungsmodul oder ein Projektmodul bestanden werden. 

 

Prüfungsleistungen können zwei Kernkompetenzbereichen zugeordnet sein. Jede Prüfungsleistung kann 
dennoch nur einmal gewählt werden. Bei der Wahl ist anzugeben, welchem Kernkompetenzbereich die Prü-
fungsleistung zugerechnet werden soll. 

 

Zu den Kompetenzbereichen 2.1-2.3 und 2.5:  
Alle Klausuren, mündliche Prüfungen, Seminarleistungen und die Masterarbeit werden benotet. Alle anderen 
Prüfungsleistungen bleiben unbenotet. 
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2.1 Wahlpflicht-Kernkompetenzbereiche  

 

Es gibt die Kernkompetenzbereiche  

 
- Informationssysteme 
- Mensch-Maschine-Kommunikation 
- Netze und Verteilte Systeme 
- Software Engineering 
- Systems Engineering 
- Theoretische Informatik  

 

Zu jedem der Kernkompetenzbereiche gibt es mehrere der folgenden Module: 

 

 Module Leistungspunk-

te 

Studienleistung Prüfungsleistung 

 

Vorlesungsmodul 

 

4 - Klausur oder mündlich  

Vorlesungsmodul ohne Übung 

 

3 - Klausur oder mündlich  

Seminarmodul 3 - Seminarleistung 

 

Kleines Laborübungsmodul  

 

3 Laborübung - 

Großes Laborübungsmodul  

 

6 Laborübung - 

Kleines Projektmodul  3 Projektarbeit 

 

- 

Großes Projektmodul  6 Projektarbeit 

 

- 

 

Die den Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen sind dem Modulkatalog zu entnehmen.  

2.2 Kompetenzbereich Informatik-Grundlagen 

Im diesem Wahl-Kompetenzbereich können  4-12 Leistungspunkte erworben werden. Dazu dürfen bis zu 3 
Fachmodule gemäß Anlage 1.4 gewählt werden. Werden in einem Prüfungszeitraum mehr als 12 Leistungs-
punkte erreicht, so werden nur 12 Leistungspunkte mit den besten Benotungen angerechnet. 

2.3 Kompetenzbereich Informatik-Betriebspraktikum 

In diesem Wahl-Kompetenzbereich können 8 Leistungspunkte durch ein Betriebspraktikum gemäß §14 Abs. 
8 als Studienleistung erworben werden.  
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2.4 Kompetenzbereich Nebenfach 

In diesem Pflicht-Kompetenzbereich müssen 12-18 Leistungspunkte erworben werden.  
 

Dazu muss genau eines der folgenden Master-Nebenfachmodule gewählt werden, das zu bestehen ist.  
Außerdem kann ein Schlüsselkompetenz-Modul aus dem einschlägigen Angebot der Universität gewählt 
werden, zu dem mindestens 2 Leistungspunkte als Studienleistung erworben werden können.  
Die den Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen werden im Modulkatalog bekannt gegeben oder es 
wird auf entsprechende Kataloge der anbietenden Fakultät verwiesen. 
 

Modul mind.  
Modul-

leistungs-
punkte 

Lehrveranstaltungen Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Vorlesungen und Übungen laut  
Modulkatalog 

- Klausur oder 
mündlich 

Master-Nebenfachmodul 
Betriebswirtschaftslehre 

 

12 

Betriebswirtschaftliche Vorlesungen und 
Übungen aus dem Hauptstudium des 
Studiengangs Wirtschaftswissenschaften

- Klausur oder 
mündlich 

Master-Nebenfachmodul 
Energietechnik 

12 Vorlesungen und Übungen laut  
Modulkatalog 

- Klausur oder 
mündlich 

Vorlesungen und Übungen laut  
Modulkatalog 

- Klausur oder 
mündlich 

Master-Nebenfachmodul 
Kartographie und  
Fernerkundung 

 

12 

Seminare und Laborübungen laut  
Modulkatalog 

Laborübung,  
Seminarleistung 

- 

Master-Nebenfachmodul 

Informationstechnik 

12 Vorlesungen und Übungen laut  
Modulkatalog 

- Klausur oder 
mündlich 

Master-Nebenfachmodul 

Maschinenbau 

12 Vorlesungen und Übungen laut  
Modulkatalog 

- Klausur oder 
mündlich 

Master-Nebenfachmodul 
Mathematik 

12 Vorlesungen/Übungen aus dem Wahl-
pflichtbereich Mathematik des Master-
Studiengangs Mathematik 

- Klausur oder 
mündlich 

Master-Nebenfachmodul 

Mechatronik 

12 Vorlesungen und Übungen laut  
Modulkatalog 

- Klausur oder 
mündlich 

Master-Nebenfachmodul 

Physik 

12 Vorlesungen und Übungen laut  
Modulkatalog 

- Klausr oder 
mündlich 

Vorlesungen und Übungen laut  
Modulkatalog 

- Klausur oder 
mündlich 

Master-Nebenfachmodul 

Volkswirtschaftslehre 

 

12 

Volkswirtschaftliche Vorlesungen und 
Übungen aus dem Hauptstudium des 
Studiengangs Wirtschaftswissenschaften

- Klausur oder 
mündlich 

Master-Nebenfachmodul 

Wasser- und Umwelt-
ingenieurwesen 

12 Vorlesungen und Übungen laut  
Modulkatalog 

- Klausur oder 
mündlich 

 

Schlüsselkompetenz-
modul 

2 Lehrveranstaltungen aus dem  
zentralen Angebot der Universität  

(s. dort) - 

 

Im Kompetenzbereich 2.4 werden alle Prüfungsleistungen benotet. 
 

2.5 Kompetenzbereich/Modul Masterarbeit 
 

Modul Leistungs-

punkte 

Voraussetzungen 

für die Zulassung 

Studien-

leistung 

Prüfungs-

leistung 

Leistungs-

punkte 

Masterarbeit 30 mind. 75 LP - Masterarbeit 
und  

Kolloquium 

30 

 



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 06.07.2012 10/2012 
 

 
Seite 35 

Der Fakultätsrat der Fakultät für Elektrotechnik und Informatik der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 
11.06.2012 die nachstehende geänderte Prüfungsordnung für den Bachelor- und Masterstudiengang Technische Infor-
matik vom 14.06.2010 beschlossen. Das Präsidium hat die Änderung am 04.07.2012 gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 5. b) NHG 
genehmigt. Sie tritt nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm  
Leibniz Universität Hannover zum 01.10.2012 in Kraft. 
 
 

Änderung der Prüfungsordnung für den 
Bachelor- und Masterstudiengang Technische Informatik 

an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover 
vom 14.06.2010 

 
 
Die Fakultät für Elektrotechnik und Informatik der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat gemäß 
§§ 7 Abs. 3, 44 Abs. 1 des Niedersächsischen Hochschulgesetzes die folgende Änderung der Prüfungsord-
nung vom 14.06.2010 erlassen. 
 
 

Erster Teil: Bachelorprüfung 

 

§ 1  Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 

(1) 1Die Bachelorprüfung bildet den ersten berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 2Durch die  
Bachelorprüfung soll festgestellt werden, ob der Prüfling die für den Übergang in die Berufspraxis notwendi-
gen Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat, die fachlichen Zusammenhänge des  
Faches überblickt und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Grundsätzen zu arbeiten. 

(2) Nach bestandener Bachelorprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den  
akademischen Grad „Bachelor of Science (B. Sc.)“. 

 

§ 2  Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt drei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium  
beträgt 180 ECTS-Leistungspunkte zu je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in sechs Semester. 

 

§ 3  Aufbau und Inhalt der Prüfung 
1Die Bachelorprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus den Kompetenzbereichen mit 
zugeordneten Modulen sowie dem Modul „Bachelorarbeit“ nach Anlage 1. 3Die den Modulen zugeordneten 
Lehrveranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog. 

 

§ 4  Bachelorarbeit 

(1) 1Das Modul Bachelorarbeit besteht aus der Bachelorarbeit und einem Kolloquium. 2Die Bachelorarbeit 
soll zeigen, dass der Prüfling in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach 
selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 3Thema und Aufgabenstellung der Bachelor-
arbeit müssen dem Prüfungszweck (§ 1 Abs. 1) und der Bearbeitungszeit nach Absatz 2 entsprechen. 4Die 
Bachelorarbeit kann in deutscher oder englischer Sprache verfasst werden. 5Für das bestandene Modul 
Bachelorarbeit werden 15 Leistungspunkte vergeben. 

(2) 1Die Bachelorarbeit ist binnen vier Monaten nach Ausgabe in schriftlicher und zusätzlich in elektronischer 
Form abzuliefern. 2Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb der ersten vier Wochen der Bearbeitungs-
zeit zurückgegeben werden. 3Im Einzelfall kann auf begründeten Antrag der oder des Studierenden der Prü-
fungsausschuss die Bearbeitungszeit um bis zur Hälfte der festgelegten Bearbeitungsdauer verlängern.  

(3) 1In dem Kolloquium hat der Prüfling in einer Auseinandersetzung über die Bachelorarbeit nachzuweisen, 
dass er in der Lage ist, problembezogen Fragestellungen aus dem Bereich seiner Bachelorarbeit selbstän-
dig auf wissenschaftlicher Grundlage zu bearbeiten und die Arbeitsergebnisse in einem Fachgespräch zu 
vertiefen. 2Das Kolloquium besteht aus einem Vortrag von in der Regel 30 Minuten Dauer mit anschließen-
der Diskussion. 
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(4) 1Die Bachelorarbeit wird unter Einbeziehung des Kolloquiums von zwei Prüfenden in der Regel innerhalb 
von vier Wochen bewertet. 2Hierbei kann auch der Verlauf der Bearbeitung berücksichtigt werden. 

(5) Bei der Abgabe der Bachelorarbeit ist schriftlich zu versichern, dass die Arbeit selbständig verfasst wurde 
und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, alle Stellen der Arbeit, die 
wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als solche kenntlich gemacht sind und 
die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

 

§ 5  Bestehen und Nichtbestehen 

(1) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn die nach § 3 in Verbindung mit Anlage 1 erforderlichen Kompe-
tenzbereiche und Module einschließlich des Moduls Bachelorarbeit bestanden sind und mindestens 180 
ECTS-Leistungspunkte erworben wurden.  

(2) Die Bachelorprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen Prü-
fungsleistung, die nach § 3 erforderlich ist, gemäß § 16 nicht mehr möglich ist. 

 

§ 6 Zwischenprüfung 

(entfällt) 

 

 

Zweiter Teil: Masterprüfung 

 

§ 7  Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 

(1) 1Die Masterprüfung bildet einen weiteren, auf den Bachelorabschluss aufbauenden berufsqualifizieren-
den Abschluss des Studiums.2Durch die Masterprüfung soll festgestellt werden, ob der Prüfling die für den 
Übergang in die Berufspraxis notwendigen Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat, die 
fachlichen Zusammenhänge des Faches überblickt und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen 
Grundsätzen selbständig zu arbeiten und wissenschaftliche Erkenntnisse anzuwenden. 

(2) Nach bestandener Masterprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den aka-
demischen Grad „Master of Science (M. Sc.)“.  

 

§ 8  Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt zwei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium  
beträgt 120 ECTS-Leistungspunkte (Leistungspunkte) zu je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in vier 
Semester. 

 

§ 9  Aufbau und Inhalt der Prüfung 
1Die Masterprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus Kompetenzbereichen mit zuge-
ordneten Modulen sowie dem Modul „Masterarbeit“ nach Anlage 2. 3Die den Modulen zugeordneten Lehr-
veranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog. 

 

§ 10  Masterarbeit 

(1) 1Das Modul Masterarbeit besteht aus der Masterarbeit und einem Kolloquium. 2Die Masterarbeit soll zei-
gen, dass der Prüfling in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach selb-
ständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 3Thema und Aufgabenstellung der Masterarbeit 
müssen dem Prüfungszweck (§ 7 Abs. 1) und der Bearbeitungszeit nach Absatz 2 entsprechen. 4Für das 
bestandene Modul Masterarbeit werden 30 Leistungspunkte vergeben. 

(2) 1Die Masterarbeit ist binnen sechs Monaten nach Ausgabe in schriftlicher und zusätzlich in elektronischer 
Form abzuliefern. 2Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb der ersten vier Wochen der Bearbeitungs-
zeit zurückgegeben werden. 3Im Einzelfall kann auf begründeten Antrag der oder des Studierenden der Prü-
fungsausschuss die Bearbeitungszeit um bis zur Hälfte der festgelegten Bearbeitungsdauer verlängern.  
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(3) § 4 Abs. 3-5 gelten entsprechend. 

(4) 1Das Thema der Masterarbeit muss aus einem der gewählten Kernkompetenzbereiche gemäß Anlage 2 
stammen. 2Dies ist durch eine oder einen der beiden Prüfenden zu bestätigen, die oder der Prüfungsleistun-
gen dieses Kernkompetenzbereichs abnimmt. 

 

§ 11  Bestehen und Nichtbestehen 

(1) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn die nach § 9 in Verbindung mit Anlage 2 erforderlichen Kompe-
tenzbereiche und Module einschließlich des Moduls Masterarbeit bestanden sind und mindestens  
120 ECTS-Leistungspunkte erworben wurden. 

(2) Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen Prü-
fungsleistung, die nach § 9 erforderlich ist, gemäß § 16 nicht mehr möglich ist. 

 

 

Dritter Teil: Gemeinsame Vorschriften 

 

§ 12  Zulassung 

(1) Für die Bachelorprüfung bzw. Masterprüfung (Prüfung) ist zugelassen, wer in dem betreffenden Studien-
gang an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover eingeschrieben ist.  

(2) Die Zulassung wird versagt, wenn in einem vergleichbaren Studiengang, insbesondere in einem Stu-
diengang Technische Informatik oder einem verwandten Studiengang mit starkem Bezug zu Informatik oder 
Elektrotechnik an einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland, eine Prüfung endgültig nicht be-
standen ist. 

(3) 1Die Zulassung zur Bachelor- und zur Masterarbeit muss gesondert beantragt werden. 2Die Zulassung 
zur Bachelorarbeit setzt voraus, dass im Rahmen der Bachelorprüfung mindestens 140 Leistungspunkte 
erworben wurden. 3Die Zulassung zur Masterarbeit setzt voraus, dass im Rahmen der Masterprüfung min-
destens 75 Leistungspunkte erworben wurden. 

(4) Die Zulassung nach Abs. 3 wird versagt, wenn die Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt sind. 

 

§ 13 Erbringung von Prüfungsleistungen durch Schüler und Schülerinnen,  
Freiwillige sowie Auszubildende mit Abitur 

(1) Zu Prüfungsleistungen des Bachelorstudiums können abweichend von § 12 auch Schüler und Schülerin-
nen, sowie Freiwillige im Sinne des Bundesjugendfreiwilligengesetzes, Studienkollegiatinnen und Studien-
kollegiaten sowie Auszubildende mit Abitur zugelassen werden, soweit sie nach § 1 der Ordnung für Junior-
studierende eingetragen sind und die erforderlichen Prüfungsvorleistungen erbracht haben. 

(2) 1Nicht bestandene Prüfungsleistungen können nicht wiederholt werden. 2Die entsprechenden Bestim-
mungen dieser Prüfungsordnung sowie die Regelungen zu Versäumnis und Rücktritt von Prüfungsleistun-
gen sind nicht anwendbar. 3Nicht bestandene Prüfungsleistungen werden bei Aufnahme eines ordnungsge-
mäßen Studiums nicht berücksichtigt. 

(3) An der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover bestandene Prüfungsleistungen können auf An-
trag für ein späteres Studium angerechnet werden, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt ist.  

 

§ 14  Studien- und Prüfungsleistungen 

(1) Prüfungsleistungen sind Bachelor- und Masterarbeiten einschließlich Kolloquium, Klausuren, mündliche 
Prüfungsleistungen, Projektarbeiten, Laborübungen und Seminarleistungen.  

(2) Studienleistungen sind insbesondere Betriebspraktika sowie Hausübungen, Laborübungen, Projektarbei-
ten und Seminarleistungen, die der laufenden Leistungskontrolle dienen.  

(3) 1Eine Klausur ist eine schriftliche Arbeit unter Aufsicht. In einer Klausur soll der Prüfling nachweisen, 
dass er in begrenzter Zeit, mit begrenzten Hilfsmitteln und unter Aufsicht mit den geläufigen Methoden des 
Faches ein Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 2Die Klausurdauer beträgt in der Re-
gel 12 bis 25 Minuten pro Leistungspunkt. 3Zu einer Klausur kann nach Maßgabe der oder des Prüfenden 
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eine mündliche Ergänzungsprüfung nach §16 Abs. 2 Sätze 2-4 angeboten werden, soweit §16 Abs. 2 Satz 1 
dies nicht vorschreibt. 4Abweichend von den Anlagen kann eine Klausur nach Maßgabe der oder des Prü-
fenden auch durch eine mündliche Prüfung ersetzt werden. 5Die Ankündigung der Prüfungsform muss spä-
testens zum Beginn der Meldefristen erfolgen. 

(4) 1Eine mündliche Prüfungsleistung findet vor zwei Prüfenden oder einer oder einem Prüfenden und einer 
oder einem Beisitzenden statt, die oder der selbst die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwer-
tige Qualifikation besitzt. 2Die oder der Beisitzende ist vor der Notenfestsetzung zu hören. 3Die Dauer der 
Prüfungsleistung beträgt je Prüfling in der Regel 20 bis 30 Minuten. 4Die wesentlichen Gegenstände der 
Prüfungsleistung, die Bewertung der Prüfungsleistung und die tragenden Erwägungen der Bewertungsent-
scheidung werden in einem Protokoll festgehalten. 5Studierende, die sich in einem späteren Prüfungstermin 
der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein berechtigtes Inte-
resse gelten machen, sind als Zuhörende bei mündlichen Prüfungen zuzulassen. 6Dies erstreckt sich nicht 
auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an der Prüfung. 7Auf Antrag eines Prüflings 
sind die Zuhörerinnen und Zuhörer nach Satz 5 auszuschließen. 

(5) 1In einer Projektarbeit werden neue Sachverhalte und Lerninhalte unter Verknüpfung des erlernten 
Fachwissens aus unterschiedlichen Vorlesungen weitgehend selbständig, aber auch unter Anleitung, für 
eine gegebene Aufgabenstellung problemorientiert erarbeitet. 2Durch Projektarbeiten soll auch die Fähigkeit 
zur Teamarbeit insbesondere zur Entwicklung und Präsentation von Konzepten gefördert werden. 3Die Be-
arbeitung erfolgt einzeln oder in Gruppen. 4Die Bewertung kann sich nach Maßgabe der oder des Prüfenden 
aus mehreren Teilleistungen verschiedener Art einschließlich Projektdokumentationen zusammensetzen. 
5Dabei kann mit einem Anteil von bis zu einem Drittel auch die Gruppenleistung einbezogen werden. 6Die 
Bewertungskriterien, die Teilleistungen und deren Gewichtung sind zum Veranstaltungsbeginn bekannt zu 
geben. 

(6) 1Eine Laborübung besteht aus einer Reihe von praktischen Versuchen oder Programmieraufgaben. 
2Nach Maßgabe der oder des Prüfenden können auch Versuchs- bzw. Programmdokumentationen, eine 
Mindestanwesenheit, eine mündliche Prüfungsleistung gemäß Abs. 4 oder mündliche bzw. schriftliche Kurz-
tests verlangt werden. 3Dabei kann mit einem Anteil von bis zu einem Drittel auch eine Gruppenleistung ein-
bezogen werden. 4Die Bewertungskriterien, die Teilleistungen und deren Gewichtung sind zum Veranstal-
tungsbeginn bekannt zu geben. 

(7) 1Eine Seminarleistung ist eine selbständige Bearbeitung einer fachspezifischen oder fachübergreifenden 
Aufgabenstellung sowie die Darstellung dieser Arbeit und ihrer Ergebnisse in einem mündlichen Vortrag mit 
einer anschließenden Diskussion. 2Nach Maßgabe der oder des Prüfenden kann eine Mindestanwesenheit, 
eine schriftliche Ausarbeitung oder eine mündliche Prüfungsleistung gemäß Abs. 4 verlangt werden. 3Die 
Bewertungskriterien, die Teilleistungen und deren Gewichtung sind zum Veranstaltungsbeginn bekannt zu 
geben. 

(8) 1Ein Betriebspraktikum wird nach Maßgabe der „Richtlinien für die berufspraktische Tätigkeit“ durchge-
führt. 2Es ist durch einen Praktikumsbericht und einen Abschlussvortrag zu dokumentieren. 3Das Ergebnis 
wird mit „bestanden“ bzw. „nicht bestanden“ bewertet. 

(9) Prüfungs- und Studienleistungen in Form von Gruppenprüfungen bzw. Gruppenarbeiten sind zulässig, 
sofern sich die einzelnen Beiträge aufgrund objektiver Kriterien deutlich abgrenzen und getrennt bewerten 
lassen. 

(10) Bei der Abgabe von schriftlichen Hausarbeiten ist schriftlich zu versichern, dass die Arbeit selbständig 
verfasst wurde und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden und alle 
Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als solche kennt-
lich gemacht sind. 

(11) 1Testate können ergänzend zur Bewertung einer Prüfungsleistung herangezogen werden. 2Sie sind 
genau einer Prüfungsleistung zugeordnet und dienen der laufenden Leistungskontrolle. 3In die Testatbewer-
tung können Einzelkriterien wie Mindestanwesenheit, Hausübungen oder mündliche bzw. schriftliche Kurz-
tests eingehen. 4Testatbewertungen werden nicht explizit im Zeugnis ausgewiesen, sie gehen nach Maßga-
be der oder des Prüfenden in die Bewertung der Prüfungsleistung mit einem Gewicht von max. 25% ein. 
5Sowohl ein Bestehen der Prüfungsleistung als auch ein Erreichen der besten Note gemäß §19 Abs. 1 muss 
auch ohne Testatbewertung möglich sein. 6Erworbene Testatbewertungen können nach Maßgabe der oder 
des Prüfenden erhalten bleiben, auch wenn die Prüfungsleistung nicht bestanden wurde. 7Die Modalitäten 
zur Durchführung von Testaten und ihre Einbeziehung in die Bewertung sind zum Veranstaltungsbeginn 
bekannt zu geben. 
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(12) 1Alle Lehrveranstaltungen und die zugehörigen Prüfungsleistungen können nach vorheriger Ankündi-
gung durch die oder den Prüfende(n) in englischer Sprache abgehalten werden. 2Pflichtprüfungsleistungen 
sind auf Verlangen von Prüflingen auch in deutscher Sprache abzuhalten. 

(13) 1Prüfungsleistungen nach den Absätzen 3-7 werden an der Leibniz Universität Hannover abgenommen. 
2Mit Genehmigung des Prüfungsausschusses können Prüfungsleistungen auch an einer anderen Hochschu-
le abgenommen werden. 

 

§ 15  Anmeldung 

(1) Für jede Prüfungsleistung ist innerhalb des vom Prüfungsausschuss festgelegten Zeitraums eine geson-
derte Anmeldung erforderlich.  

(2) 1Mit der Anmeldung zu einer Prüfungsleistung wird auch das zugehörige Modul und der zugehörige 
Kompetenzbereich gewählt. 2Die Wahl eines Kompetenzbereichs oder eines Moduls wird nur aufgehoben, 
wenn alle zugehörigen angemeldeten Prüfungsleistungen gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 (zulässiger Rücktritt) 
oder § 17 Abs. 2 Satz 2  (Rücktritt aus triftigen Gründen) als nicht unternommen gelten.  

(3) 1Abweichend von Abs. 2 kann ein Kernkompetenzbereich des Masterstudiums einmal gewechselt wer-
den. 2Dabei können bis dahin erworbene Leistungspunkte in den anderen  Kernkompetenzbereichen aner-
kannt werden, sofern sie entsprechend im Modulkatalog aufgeführt sind.  

(4) 1Der Wechsel gemäß Abs. 3 ist grundsätzlich nur einmal möglich. 2Prüfungsleistungen aus dem bisheri-
gen Kernkompetenzbereich des Masterstudiums können auf Antrag als Zusatzprüfungen gemäß § 21 aus-
gewiesen werden.  

 

§ 16  Wiederholung  

(1) 1Bestandene Prüfungsleistungen können nicht wiederholt werden. 2Eine nicht bestandene Prüfungsleis-
tung kann zweimal wiederholt werden. 3Die Anmeldung zu einer Wiederholung einer nicht bestandenen 
Pflichtprüfung in einem Basismodul der Bachelorprüfung (Kompetenzbereiche 1.1-1.3) muss innerhalb eines 
Jahres erfolgen. 4Ansonsten gilt die Wiederholungsprüfung als mit "nicht ausreichend" bewertet. 5Eine nicht 
bestandene Bachelor- oder Masterarbeit kann einmal wiederholt werden. 

(2) 1 In der letzten Wiederholung darf für eine tatsächlich erbrachte schriftliche Prüfungsleistung nach § 14 
Abs. 3 in einem Basis- oder Fachmodul der Bachelorprüfung die Note „nicht ausreichend“ nur nach mündli-
cher Ergänzungsprüfung erteilt werden. 2Diese mündliche Ergänzungsprüfung wird von einem Prüfenden 
und einem Beisitzenden abgenommen; im Übrigen gilt § 14 Abs. 4 entsprechend. 3Nach mündlicher Ergän-
zungsprüfung kann maximal die Note "ausreichend (4.0)" vergeben werden. 4Die mündliche Ergänzungsprü-
fung ist ausgeschlossen, wenn für die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung § 17 oder § 18 Anwen-
dung fanden. 

 

§ 17  Versäumnis, Rücktritt 

(1) 1Der Rücktritt von einer Anmeldung zu einer Klausur oder einer mündlichen Prüfung kann bis zum Be-
ginn der Prüfung erfolgen. 2Das Nichterscheinen zu einem festgesetzten Prüfungstermin wird als Rücktritt 
gewertet. 3Der Rücktritt nach den Sätzen 1 und 2 ist ohne Angabe von Gründen zulässig. 

(2) 1Bei Versäumnis eines festgesetzten Abgabetermins oder bei Rücktritt von einer Prüfungsleistung nach 
deren Beginn gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht bestanden" bewertet. 2Abweichend hiervon 
gilt die Prüfungsleistung als nicht unternommen, wenn für das Versäumnis oder den Rücktritt triftige Gründe 
unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 3Im Krankheitsfall ist ein fachärztliches 
oder amtsärztliches Attest vorzulegen. 4Die Entscheidung über die Anerkennung der triftigen Gründe trifft der 
Prüfungsausschuss. 

(3) Der Rücktritt von einer Wiederholungsprüfung ist nur aus triftigen Gründen zulässig. 

 

§ 18  Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) 1Beim Versuch, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung zu beeinflussen, gilt die betref-
fende Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ bewertet. 2Das Mitführen nicht zugelassener Hilfsmittel 
nach Klausurbeginn ist stets ein Täuschungsversuch. 
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(2) Wer sich eines Ordnungsverstoßes schuldig macht, kann von der Fortsetzung der betreffenden  
Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht 
bestanden“ bewertet. 

 

§ 19  Bewertung und Notenbildung 

(1) 1Mündliche Prüfungsleistungen sind im Anschluss an die Prüfungsleistung zu bewerten, andere Prü-
fungsleistungen in der Regel innerhalb von vier Wochen nach der jeweiligen Prüfungsleistung. 2Prüfungs-
leistungen werden in der Regel benotet. 3Unbenotete Prüfungsleistungen werden mit „bestanden“ oder 
„nicht bestanden“ bewertet. 4Dabei sind folgende Notenstufen zu verwenden:  

1,0; 1,3 = sehr gut = eine besonders hervorragende Leistung, 

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegende Leistung, 

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die in jeder Hinsicht den durchschnittlichen Anforderungen ent-
spricht, 

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Mindestanforderungen entspricht, 

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr ge-
nügt. 
5Eine mit "nicht ausreichend" bewertete Prüfungsleistung ist nicht bestanden. 

(2) 1Wird eine Prüfungsleistung durch zwei Prüfende bewertet, ist sie bestanden, wenn beide die Prüfungs-
leistung mit mindestens „ausreichend“ oder „bestanden“ bewerten. 2Die Note errechnet sich in diesem Fall 
aus dem Durchschnitt der von den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten. 

(3) 1Die Gesamtnote der Prüfung ist das gewichtete arithmetische Mittel der Noten aller bestandenen beno-
teten Prüfungsleitungen. 2Dabei werden die in den Anlagen aufgeführten Leistungspunkte als Gewichte ver-
wendet. 3Die Gesamtnote lautet  

 bei einem Durchschnitt bis 1,5 sehr gut,  

 bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 gut, 

 bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 befriedigend, 

 bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 ausreichend, 

 bei einem Durchschnitt über 4,0 nicht ausreichend. 

(4) Bei der Bildung der Note nach den Absätzen 2 und 3 wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma 
berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

 

§ 20  Leistungspunkte, Module und Kompetenzbereiche 

(1) 1Die in den Anlagen aufgeführten Leistungspunkte werden vergeben, wenn die geforderten Prüfungsleis-
tungen bestanden und die zugehörigen Studienleistungen erbracht wurden. 2Durch inhaltlich gleichwertige 
Prüfungsleistungen können nicht erneut Leistungspunkte erworben werden; dies gilt auch im Fall der An-
rechnung gemäß § 22 sowie beim Übergang vom Bachelor- zum Masterstudiengang. 3Über die Gleichwer-
tigkeit entscheidet der Prüfungsausschuss. 

(2) 1Ein Modul ist nach dem Erwerb der in den Anlagen für dieses Modul mindestens geforderten Leistungs-
punkte bestanden. 2Ein Kompetenzbereich ist nach dem Erwerb der in der Anlage für diesen Kompetenzbe-
reich mindestens geforderten Leistungspunkte bestanden, sofern alle gemäß Anlage 1 bzw. 2 erforderlichen 
Module bestanden sind. 3Die Modulnote bzw. die Kompetenzbereichsnote wird entsprechend § 19 Abs. 3 
aus den Noten der im Rahmen des Moduls bzw. Kompetenzbereichs bestandenen benoteten Prüfungsleis-
tungen gebildet. 

(3) 1Das jeweils aktuelle Lehr- und Prüfungsangebot wird spätestens zum Beginn der Vorlesungszeit im  
Modulkatalog bekannt gegeben. 2Der Modulkatalog enthält Angaben zu den in den Anlagen genannten 
Kompetenzbereichen, Modulen, Lehrveranstaltungen und zugehörigen Studien- bzw. Prüfungsleistungen. 
3Er wird von der Studienkommission Informatik im Einvernehmen mit dem Fakultätsrat Elektrotechnik und 
Informatik festgelegt.  
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(4) 1Die Studienkommission Informatik kann im Einvernehmen mit dem Fakultätsrat Elektrotechnik und In-
formatik die Aufnahme weiterer Fachmodule und AG-Module in den Modulkatalog beschließen. 2Sie sind 
spätestens nach drei Semestern in die Anlagen 1 und 2 der Prüfungsordnung aufzunehmen. 

 

§ 21  Zusatzprüfungen 

(1) 1Studierende können sich weiteren als den nach §3 bzw. §9 erforderlichen Prüfungsleistungen aus so-
wohl der Bachelor-  als auch der Masterprüfung unterziehen (Zusatzprüfungen). 2Die Ergebnisse dieser  
Zusatzprüfungen werden auf Antrag in die Bescheinigungen gemäß § 24 aufgenommen, jedoch bei der 
Festsetzung der Gesamt-, Kompetenzbereichs- und Modulnoten nicht mit einbezogen.  

(2) 1Auch Zusatzprüfungen sind gemäß §15 anzumelden und dabei, außer im Falle des folgenden Satzes, 
als Zusatzprüfungen zu deklarieren. 2Prüfungsleistungen, die angemeldet werden, nachdem für den zugehö-
rigen Kompetenzbereich bereits in einem früheren Prüfungszeitraum die in den Anlagen genannte maximale 
Anzahl von Leistungspunkten erreicht wurde, gelten immer als Zusatzprüfungen. 3Zusatzprüfungen können 
nicht wiederholt werden. 

(3) Eine nachträgliche Umwandlung von Zusatzprüfungen in reguläre Prüfungsleistungen ist grundsätzlich 
ausgeschlossen. 

 

§ 22  Anrechnung 

(1) 1Bestandene und nicht bestandene Prüfungs- und Studienleistungen, die im Inland oder Ausland in dem-
selben oder einem vergleichbaren Studiengang unternommen wurden, werden vom Prüfungsausschuss 
angerechnet, wenn die Institution, an der die Prüfungsleistung unternommen wurde, einer deutschen Hoch-
schule gleichsteht und die auswärtige Leistung nach Umfang und Inhalt im wesentlichen der Prüfungs- oder 
Studienleistung entspricht, für die eine Anrechnung begehrt wird oder wenn die Anrechnung von Amts  
wegen erfolgt. 2Im Zweifel sind Stellungnahmen der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen bzw. der 
Prüfenden einzuholen. 3Außerhalb des Studiums erbrachte berufspraktische Leistungen werden auf  
Betriebspraktika angerechnet, wenn sie gleichwertig sind.  

(2) 1Für angerechnete Prüfungs- und Studienleistungen werden Leistungspunkte entsprechend  den Anla-
gen 1 bis 2 vergeben und die darauf entfallenden Studienzeiten angerechnet. 2Für benotete Prüfungsleis-
tungen werden die Noten übernommen oder bei abweichender Notenskala umgerechnet. 3Ist eine Noten-
umrechnung nicht möglich, bleibt die Prüfungsleistung unbenotet; dies gilt insbesondere im Fall des Abs. 1 
Satz 3. 4Die Anrechnung wird im Zeugnis gekennzeichnet.  

(3) 1Prüfungs- und Studienleistungen im Bachelorstudiengang, die außerhalb des Bachelorstudiengangs 
Technische Informatik der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover erbracht wurden, werden im Um-
fang von zusammen höchstens 120 der nach § 2 erforderlichen Leistungspunkte angerechnet. 2Prüfungs- 
und Studienleistungen im Masterstudiengang, die außerhalb des Bachelor-  und Masterstudiengangs Tech-
nische Informatik der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover oder die als Zusatzprüfungen im  
Bachelorstudiengang Technische Informatik erbracht wurden, werden im Umfang von zusammen höchstens 
45 der nach §8 erforderlichen Leistungspunkte angerechnet. 3Über Ausnahmen entscheidet auf Antrag  
der Prüfungsausschuss. 4Eine außerhalb der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover erbrachte  
Bachelor- oder Masterarbeit wird nicht angerechnet.  

(4) Eine Anrechnung von Prüfungs- und Studienleistungen aus anderen Studiengängen ist spätestens zu-
sammen mit der nächsten Meldung zu Prüfungsleistungen nach Erbringen der auswärtigen Leistungen zu 
beantragen. 

(5) Prüfungs- und Studienleistungen, Module oder Kompetenzbereiche aus einem Auslandsstudium, die in 
einem Learning Agreement festgehalten wurden, können auf Antrag anerkannt werden.  

 

§ 23  Einsicht in die Prüfungsakten 
1Nach Abschluss der Prüfung wird den Studierenden auf Antrag Einsicht in die vollständigen Prüfungsakten 
gewährt. 2Der Antrag ist spätestens binnen eines Jahres nach Aushändigung des Zeugnisses oder des Be-
scheides über die endgültig nicht bestandene Prüfung zu stellen. 
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§ 24  Zeugnisse und Bescheinigungen 

(1) 1Über die bestandene Prüfung wird unverzüglich ein Zeugnis ausgestellt, das die Kompetenzbereiche 
und deren Noten, die Bachelor- bzw. Masterarbeit und deren Note sowie die Gesamtnote der Prüfung und 
die erworbenen Leistungspunkte enthält. 2Dem Zeugnis wird ein Verzeichnis der bestandenen Module (ein-
schließlich der Bachelor- oder Masterarbeit) beigefügt. 3Das Verzeichnis beinhaltet die zugeordneten Lehr-
veranstaltungen und Leistungspunkte, die Benotung oder Bewertung der Prüfungsleistungen. 4Alle Noten 
werden zugleich als Dezimalzahl ausgewiesen. 5Das Datum des Zeugnisses ist der Tag, an dem die Prüfung 
bestanden wurde. 6Mit gleichem Datum wird eine Urkunde über den verliehenen akademischen Grad und 
ein Diploma Supplement ausgestellt. 

(2) Über die endgültig nicht bestandene Prüfung ergeht ein schriftlicher Bescheid. 

(3) 1In den Fällen der Abs. 1 und 2 sowie bei anderweitigem Ausscheiden aus dem betreffenden Studien-
gang an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover wird auf Antrag eine Bescheinigung ausgestellt, 
welche die bestandenen Prüfungsleistungen, deren Bewertungen und die dafür vergebenen Leistungspunk-
te aufführt. 2Im Fall des Abs. 2 weist die Bescheinigung darauf hin, dass die Prüfung endgültig nicht bestan-
den ist. 

(4) Alle Zeugnisse, Urkunden und Bescheinigungen werden in deutscher und in englischer Sprache ausge-
stellt. 

 

§ 25 Prüfungsausschuss, Prüfende 

(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und zur Wahrnehmung der Aufgaben nach dieser Prüfungsordnung 
wird aus Mitgliedern der Fakultät für Elektrotechnik und Informatik, die in der Lehre für den Bachelor- oder 
Masterstudiengang Technische Informatik tätig sind, ein Prüfungsausschuss gebildet.  2Dem Prüfungsaus-
schuss gehören fünf Mitglieder an, und zwar drei Mitglieder, welche die Hochschullehrergruppe vertreten, 
ein Mitglied, das die Mitarbeitergruppe vertritt,  sowie ein Mitglied der Studierendengruppe. 3Der Vorsitz und 
der stellvertretende Vorsitz müssen von Mitgliedern der Hochschullehrergruppe ausgeübt werden; sie und 
die weiteren Mitglieder des Prüfungsausschusses sowie deren Vertretungen werden durch die jeweiligen 
Gruppenvertretungen des Fakultätsrats der Fakultät für Elektrotechnik und Informatik gewählt. 4Das studen-
tische Mitglied hat bei der Bewertung und Anrechnung von Prüfungsleistungen nur beratende Stimme. 
5Sofern der Prüfungsausschuss Informatik diesen Voraussetzungen genügt, kann der Fakultätsrat ihn auch 
als Prüfungsausschuss der Technischen Informatik einsetzen. 

(2) 1Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 2Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, so-
weit die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. 

(3) 1Der Prüfungsausschuss kann sich eine Geschäftsordnung geben. 2Über die Sitzungen des Prüfungs-
ausschusses wird eine Niederschrift geführt. 3In dieser sind die wesentlichen Gegenstände der Erörterung 
und die Beschlüsse des Prüfungsausschusses festzuhalten. 

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, an der Abnahme der Prüfungen beobachtend 
teilzunehmen. 

(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 2Die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
und deren Vertretungen unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst ste-
hen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(6) 1Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse widerruflich auf den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz 
übertragen. 2Der Prüfungsausschuss kann sich zur Erfüllung seiner Aufgaben einer von ihm beauftragten 
Stelle bedienen. 3Die oder der Vorsitzende bereitet die Beschlüsse des Prüfungsausschusses vor, führt sie 
aus und berichtet dem Prüfungsausschuss laufend über diese Tätigkeit. 

(7) 1Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden. 2Zur Abnahme von Prüfungsleistungen werden Mitglie-
der und Angehörige dieser Hochschule oder einer anderen Hochschule bestellt, die in dem betreffenden 
Gebiet zur selbständigen Lehre berechtigt sind. 3Lehrkräfte für besondere Aufgaben sowie in der beruflichen 
Praxis und Ausbildung erfahrene Personen können in geeigneten Prüfungsgebieten zur Abnahme von Prü-
fungen bestellt werden. 4Zu Prüfenden dürfen nur Personen bestellt werden, die selbst mindestens die durch 
die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen.  

(8) 1Die Liste der Erstprüfenden für die Bachelor- und Masterarbeit wird vom Prüfungsausschuss festgelegt. 
2Die oder der Erstprüfende legt nach Rücksprache mit dem Prüfling das Thema der Arbeit fest.  
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3Erstprüfende können Prüfende gemäß Abs. 7 sein, die Mitglieder der Fakultät für Elektrotechnik und Infor-
matik sind. 4Mit Genehmigung des Prüfungsausschusses kann das Thema im Einzelfall auch von einer an-
deren Professorin oder einem anderen Professor als Erstprüfender oder Erstprüfendem vorgeschlagen wer-
den. 5In jedem Fall muss eine oder einer der beiden Prüfenden Professorin oder Professor auf der Liste 
nach Satz 1 sein. 

(9) Der Prüfungsausschuss ermöglicht Studierenden, die eine länger andauernde Behinderung durch amts- 
oder fachärztliches Attest nachweisen, Prüfungsleistungen in gleichwertiger anderer Form, zu anderen Ter-
minen oder innerhalb anderer Fristen zu erbringen. 

 

§ 26  Verfahrensvorschriften 

(1) 1Die allgemeinen Bestimmungen des Verwaltungsrechts sowie die gesetzlichen Regelungen zu Mutter-
schutz und Elternzeit finden im Prüfungsverfahren sinngemäß Anwendung. 2Belastende Verwaltungsakte 
sind schriftlich zu begründen, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und bekannt zu geben. 3Gegen 
Entscheidungen, denen die Bewertung einer Prüfungsleistung zu Grunde liegt, kann binnen eines Monats 
nach Zugang des Bescheids Widerspruch eingelegt werden. 

(2) 1Bringt der Prüfling in seinem Widerspruch konkret und substantiiert Einwendungen gegen fachliche Be-
wertungen einer oder eines Prüfenden vor, leitet der Prüfungsausschuss den Widerspruch dieser oder die-
sem Prüfenden zur Überprüfung zu. 2Ändert die oder der Prüfende die Bewertung antragsgemäß, so hilft der 
Prüfungsausschuss dem Widerspruch ab. 3Andernfalls überprüft der Prüfungsausschuss die Entscheidung 
aufgrund der Stellungnahme der oder des Prüfenden insbesondere darauf, ob 

1. das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 

2. bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist, 

3. allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind, 

4. eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründete Lösung als falsch bewertet wor-
den ist, oder ob 

5. sich die oder der Prüfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 
4Entsprechendes gilt, wenn sich der Widerspruch gegen die Bewertung durch mehrere Prüfende richtet.  

(3) Über den Widerspruch soll innerhalb eines Monats entschieden werden. 

(4) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote führen. 

 

 

Vierter Teil: Schlussvorschriften 

 

§ 27  Inkrafttreten 
1Diese Änderung der Prüfungsordnung vom 14.06.2010 tritt nach Genehmigung durch das Präsidium der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover und ihrer Veröffentlichung im Verkündungsblatt zum 
1.10.2012 in Kraft. 2Sie findet für alle Studierenden Anwendung, die ab dem Wintersemester 2010/2011 
erstmalig ihr Studium im Bachelor- oder Masterstudiengang Technische Informatik an der Gottfried Wilhelm 
Leibniz Universität Hannover aufgenommen haben. 

 

§ 28  Übergangsvorschriften 

entfällt 
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Anlagen:  

Um ein Modul zu bestehen, ist aus den jeweils genannten Prüfungsleistungen eine Auswahl mindestens im 
Umfang der Modulleistungspunkte zu bestehen. 

 

Anlage 1: Kompetenzbereiche und Module des Bachelorstudiums 

Die folgenden Kompetenzbereiche sowie die Bachelorarbeit müssen sämtlich mit zusammen mindestens 
180 Leistungspunkten bestanden werden. 

 

Kompetenzbereiche Leistungspunkte

1.1 Grundlagen der Informatik 72 

1.2 Mathematisch-Naturwiss. Grundlagen 30 

1.3 Informationstechnische Grundlagen 32 

1.4 Vertiefung Informatik 11 bis 16 

1.5 Vertiefung Informationstechnik 11 bis 16 

1.6 Studium Generale 4 

1.7 Bachelorarbeit inkl. Kolloquium 15 

Summe 180 

 

Zu den Kompetenzbereichen 1.1-1.5 und 1.7: 

Alle Klausuren, mündliche Prüfungen, das Proseminar und die Bachelorarbeit werden benotet. Alle anderen 
Prüfungsleistungen bleiben unbenotet. 

 

1.1 Kompetenzbereich Grundlagen der Informatik  

In diesem Kompetenzbereich müssen 72 Leistungspunkte erworben werden. Dazu sind alle Basismodule 
dieses Kompetenzbereichs und alle zugehörigen Studien- und Prüfungsleistungen zu bestehen. 

 

Modul Modul-
leistungs-

punkte 

Lehrveranstaltungen Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Vorlesung / Übung  

Programmieren I 

- 

 

Laborübung  5 

 

Vorlesung / Übung  

Programmieren II 

- 

 

Laborübung  5 

 

Basismodul  
Programmierung 

 

13 

 

Programmierpraktikum  
Technische Informatik 

Laborübung

 

- 3 

Basismodul  
Datenstrukturen und 
Algorithmen 

5 

 

Vorlesung / Übung 

Datenstrukturen und  
Algorithmen 

- 

Klausur 5 

Basismodul  
Theoretische Informatik 

5 Vorlesung / Übung 

Komplexität von Algorithmen 

- Klausur 5 

Basismodul  
Modellierung 

5 

 

Vorlesung / Übung 

Modellierung des dynamischen 
Verhaltens von Systemen  

-  5 

Basismodul  
Technische Informatik 

16 

 

Vorlesung / Übung 

Grundlagen digitaler Systeme 

- 

 

Klausur 5 
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Modul Modul-
leistungs-

punkte 

Lehrveranstaltungen Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Vorlesung / Übung 

Grundlagen der  
Rechnerarchitektur 

- Klausur 5 

 

Hardware-Praktikum   Laborübung 6 

Vorlesung / Übung 

Grundlagen der Software-
Technik 

- 

 

Klausur  4 

 

Basismodul 
Software-Technik 

 

8 

 

Vorlesung / Übung 

Software-Qualität 

- 

 

Klausur  4 

 

Basismodul 
Software-Projekt 

9 Software-Projekt  
Technische Informatik 

- Projek-
arbeit 

9 

Vorlesung / Übung 

Praktische Einführung in  
Betriebssysteme  

- 

 

Klausur 3 

 

Basismodul  
Betriebssysteme 

7 

 

Vorlesung / Übung 

Betriebssysteme 

- Klausur 4 

Basismodul  
Rechnernetze 

4 

 

Vorlesung / Übung 

Rechnernetze 

- Klausur 4 

Gesamtanforderung  
für Kompetenzbereich: 

72     

 

 

1.2 Kompetenzbereich Mathematisch-Naturwissenschaftliche Grundlagen  

In diesem Kompetenzbereich müssen 30 Leistungspunkte erworben werden. Dazu sind alle Basismodule 
dieses Kompetenzbereichs und alle zugehörigen Prüfungsleistungen zu bestehen. 
 

Modul Modul-
leistungs-

punkte 

Lehrveranstaltungen Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Basismodul Analysis und 
lineare Algebra 

 

9 

 

Vorlesung / Übung 

Mathematik I für Ingenieure  

- Klausur 9 

 

 

Basismodul Analysis in 
mehreren Veränderlichen 
und Differential-
gleichungen 

9 

 

Vorlesung / Übung 

Mathematik II für Ingenieure  

- Klausur 9 

 

 

Basismodul Gleichungs-
systeme und Eigenwerte 

4 

 

Vorlesung / Übung 

Mathematik III für Ingenieure 

- Klausur 4 

 

Basismodul Transforma-
tionen und Lineare  
Optimierung  

4 

 

Vorlesung / Übung 

Mathematik IV für Ingenieure 

- Klausur 4 

 

Basismodul Physik 

 

4  

 

Vorlesung und Übung 

Physik für Elektroingenieure 

- Klausur 4 

 

Gesamtanforderung für 
Kompetenzbereich: 

30     
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1.3 Kompetenzbereich Informationstechnische Grundlagen 

In diesem Kompetenzbereich müssen 32 Leistungspunkte erworben werden. Dazu sind alle Basismodule 
dieses Kompetenzbereichs und alle zugehörigen Prüfungsleistungen  zu bestehen.  

 

Modul Modul-
leistungs-

punkte 

Lehrveranstaltungen Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Basismodul  
Elektrotechnik  

5 Vorlesung / Übung 

Elektrotechnische Grundlagen 
der Informationstechnik 

 

- Klausur 5 

 

 

 

 

Basismodul  
Schaltungstechnik 

4 Vorlesung / Übung 

Digitalschaltungen der  
Elektronik 

- Klausur 4 

 

 

Basismodul  
Signal-
verarbeitung 

4 Vorlesung / Übung 

Digitale Signalverarbeitung 

 

 

- Klausur 4 

 

 

Basismodul  
Signale 

4 Vorlesung / Übung 

Signale und Systeme 

- Klausur 4 

 

 

Vorlesung / Übung 

Grundlagen der Halbleiterbau-
elemente 

- Klausur 3 

 

 

Basismodul  
Halbleiter-
elektronik 

7 

Vorlesung / Übung 

Halbleiterschaltungstechnik 

- Klausur 4 

 

 

Basismodul  
Nachrichtentechnik 

4 Vorlesung / Übung 

Grundlagen der Nachrichten-
technik 

- Klausur 4 

 

 

Basismodul  
Statistische  
Methoden 

4 Vorlesung / Übung 

Statistische Methoden der 
Nachrichtentechnik 

- Klausur 4 

 

 

Gesamt-
anforderung für 
Kompetenzbereich 

32     
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1.4 Kompetenzbereich Vertiefung Informatik 
In diesem Kompetenzbereich müssen mindestens 11 Leistungspunkte aus Fachmodulen erworben werden. 
Zusätzlich können 3 Leistungspunkte aus dem Modul Proseminar erworben werden.  
Es können Fachmodule aus der untenstehenden Liste gewählt werden.  
 

Das Modul Proseminar muss entweder in diesem Kompetenzbereich oder im Kompetenzbereich 1.5 Vertie-
fung Informationstechnik bestanden werden. 
 

Modul mind.  
Modul-

leistungs-
punkte 

Lehrveranstaltungen Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Modul Proseminar 3 Proseminar Informatik 

 

 Seminar-
leistung 

Vorlesung / Übung 

Einführung in die Datenbank-
programmierung 

- Klausur Fachmodul  
Datenbanksysteme 

 

4 

 

Vorlesung / Übung 

Datenbanksysteme 

- Klausur 

Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

 

- 

 

Klausur 
oder 

mündlich 

Fachmodul  
Echtzeitsysteme 

4 

Laborübung laut Modulkatalog Laborübung - 

Laborübung laut Modulkatalog 

 

Laborübung 

 

- Fachmodul  

Graphische  
Datenverarbeitung 

4 

Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog 

 

- Klausur 
oder 

mündlich 

Fachmodul  
Informationssysteme 

 

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog 

- Klausur 
oder 

mündlich 

Fachmodul  
Internettechnologien 

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

- 

 

Klausur 
oder 

mündlich 

Fachmodul  

Künstliche Intelligenz 

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog 

- Klausur 
oder 

mündlich 

Fachmodul Logik und 
formale Systeme 

4 

 

Vorlesung / Übung 

Logik und formale Systeme 

- Klausur 

Fachmodul Mensch-
Maschine-Kommunikation 

4 Vorlesung / Übung 

Mensch-Maschine-
Kommunikation 

- Klausur 

Fachmodul Modellierung 
und Simulation 

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog 

- 

 

Klausur 
oder 

mündlich 

Fachmodul  
Programmierparadigmen 

4 Vorlesung / Übung 

Programmiersprachen und 
Übersetzer 

- Klausur 

Fachmodul  
Rechnerarchitektur 

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog 

- Klausur 
oder 

mündlich 

Fachmodul Theoretische 
Informatik  

5 

 

Vorlesung / Übung  

Grundlagen der Theoretischen 
Informatik 

- 

 

Klausur  

 

Gesamtanforderung für 
Kompetenzbereich:  

11 bis 16    
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1.5 Kompetenzbereich Vertiefung Informationstechnik 

In diesem Kompetenzbereich müssen mindestens 11 Leistungspunkte aus Fachmodulen erworben werden. 
Zusätzlich können 3 Leistungspunkte aus dem Modul Proseminar erworben werden. 
Es können Fachmodule aus der untenstehenden Liste gewählt werden.  
 

Das Modul Proseminar muss entweder in diesem Kompetenzbereich oder im Kompetenzbereich 1.4  Vertie-
fung Informatik bestanden werden. 

 

Modul mind.  
Modul-

leistungs-
punkte 

Lehrveranstaltungen Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Modul Proseminar 3 Proseminar Informationstechnik 

 

- Seminarleistung 
- 

Fachmodul  

Formale Methoden der 
Informationstechnik  

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

- 

 

Klausur oder 
mündlich 

Fachmodul  

Ausbreitung elektromag-
netischer Wellen 

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

- 

 

Klausur oder 
mündlich 

Fachmodul  

Bipolarbauelemente 

 

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

- 

 

Klausur oder 
mündlich 

Fachmodul  

Bauelemente und Schal-
tungen der Hochfre-
quenztechnik 

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

- 

 

Klausur oder 
mündlich 

Fachmodul  

Computer Vision 

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

- 

 

Klausur oder 
mündlich 

Fachmodul  

Rechnernetze 

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

- 

 

Klausur oder 
mündlich 

Fachmodul  

Digitale Bildverarbeitung 

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

- 

 

Klausur oder 
mündlich 

Fachmodul  

Digitale Nachrichten-
übertragung 

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

- 

 

Klausur oder 
mündlich 

Fachmodul  
Entwurfsautomatisierung 

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

- Klausur oder 
mündlich 

Fachmodul  

Grundlagen der  
Materialwissenschaften 

3 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

- 

 

Klausur oder 
mündlich 

Fachmodul  

Grundlagen integrierter 
Analogschaltungen  

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

- 

 

Klausur oder 
mündlich 

Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

- Klausur oder 
mündlich 

Fachmodul  

Halbleitertechnologie 

4 

Laborübung laut Modulkatalog Laborübung - 

Fachmodul  
Logischer Entwurf  
digitaler Systeme 

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

- 

 

Klausur oder 
mündlich 
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Modul mind.  
Modul-

leistungs-
punkte 

Lehrveranstaltungen Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Fachmodul  

MOS-Transistoren und 
Speicher 

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

- 

 

Klausur oder 
mündlich 

Fachmodul  

Nanoelektronik  

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

- 

 

Klausur oder 
mündlich 

Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

- 

 

Klausur oder 
mündlich 

Fachmodul  

Netze und Protokolle  

4 

Laborübung laut Modulkatalog Laborübung - 

Fachmodul  

Quellencodierung 

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

- 

 

Klausur oder 
mündlich 

Fachmodul  

Technologie integrierter 
Bauelemente  

4 Vorlesungen und Übungen laut 
Modulkatalog  

- 

 

Klausur oder 
mündlich 

Gesamtanforderung für 
Kompetenzbereich:  

11 bis 16    

 

1.6  Kompetenzbereich Studium Generale 

In diesem Kompetenzbereich müssen 4 Leistungspunkte erworben werden.  
 

Modul Modul-
leistungs-

punkte 

Lehrveranstaltungen Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Modul Studium Generale 4 Seminare, Vorlesungen und Übun-
gen laut Modulkatalog 

- Klausur,  
mündlich,  

Projektarbeit, 
Laborübung 

oder Seminar-
leistung 

Gesamtanforderung für 
Kompetenzbereich:  

4    

 
1.7 Kompetenzbereich/Modul Bachelorarbeit 
 

Modul Leistungs-
punkte 

Voraussetzungen 
für die Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

 Bachelorarbeit 12 Bachelorarbeit 15 mind. 140 LP 

Kolloquium  3 
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Anlage 2: Kompetenzbereiche und Module des Masterstudiums 

 

Im Masterstudium müssen drei Kernkompetenzbereiche aus der Informatik mit insgesamt 33 Leistungspunk-
ten und drei Kernkompetenzbereiche aus der Informationstechnik mit insgesamt 33 Leistungspunkten ge-
wählt werden. Jeder dieser Kernkompetenzbereiche muss mit 11 bis 13 Leistungspunkten bestanden wer-
den. 

 

Im Masterstudium dürfen folgende Kompetenzbereiche wie angegeben gewählt werden: 

 

Kompetenzbereiche Leistungs-
punkte 

Wahlpflicht 

2.1   Kernkompetenzbereiche Informatik 

- Informationssysteme 

- Mensch-Maschine-
Kommunikation 

- Software Engineering 

- Systems Engineering 

- Theoretische Informatik 

 

Jeweils 
11-13 LP 

 

 

Wahlpflicht: Drei dieser 
Kernkompetenzbereiche.  

Insgesamt 33 LP.  

Davon 9-12 LP aus  Semi-
narmodulen, 

Laborübungsmodulen und 
Projektmodulen. 

2.2   Kernkompetenzbereiche  
        Informationstechnik 

- Informationsverarbeitung 

- Kommunikationstechnik 

- Mikroelektronik 

- Hochfrequenztechnik 

 

 

Jeweils  
11-13 LP 

Wahlpflicht: Drei dieser 
Kernkompetenzbereiche.  

Insgesamt 33 LP.  

Davon 9-12 LP aus  
Seminarmodulen, 

Laborübungsmodulen und 
Projektmodulen. 

2.3   Kompetenzbereich Grundlagen der  
        Technischen Informatik 

8 Wahl 

2.4    Kompetenzbereich  
         Betriebspraktikum 

10 Pflicht 

2.5   Kompetenzbereich 
        Studium Generale 

6 Wahl 

2.5   Masterarbeit 30 Pflicht 
 

        Summe: 120   

 

Die Pflicht-Kompetenzbereiche, die gewählten Kompetenzbereiche sowie die Masterarbeit müssen sämtlich 
mit den jeweils angegebenen Leistungspunktzahlen und mit zusammen mindestens 120 Leistungspunkten 
bestanden werden. 
 

In jedem Kernkompetenzbereich müssen mindestens bestanden werden: 
- ein Vorlesungsmodul und  
- ein Seminarmodul oder ein Laborübungsmodul oder ein Projektmodul 
Insgesamt müssen in jedem Kernkompetenzbereich 11-13 Leistungspunkte bestanden werden. 
 

Während in der Informatik ein Modul auch zu zwei Kernkompetenzbereichen zugeordnet sein kann, ist die 
Zuordnung von Informationstechnik-Modulen zu den Kernkompetenzbereichen eindeutig. Jede Prüfungsleis-
tung kann dennoch nur einmal gewählt werden. Bei der Wahl ist anzugeben, welchem Kernkompetenzbe-
reich die Prüfungsleistung zugerechnet werden soll. 
 

Zu den Kompetenzbereichen 2.1-2.3 und 2.6:  
Alle Klausuren, mündliche Prüfungen, Seminarleistungen und die Masterarbeit werden benotet. Alle anderen 
Prüfungsleistungen bleiben unbenotet. 
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2.1 Kernkompetenzbereich Informatik  

 

Es gibt die Informatik-Kernkompetenzbereiche  

 

- Informationssysteme 

- Mensch-Maschine-Kommunikation 

- Software Engineering 

- Systems Engineering 

- Theoretische Informatik  

 

Zu jedem der Kernkompetenzbereiche gibt es mehrere der folgenden Module: 

 

 Module Leistungspunk-
te 

Studienleistung Prüfungsleistung 

 

Vorlesungsmodul 

 

4 - Klausur oder mündlich  

Vorlesungsmodul ohne Übung 

 

3 - Klausur oder mündlich  

Seminarmodul 3 - Seminarleistung 

 

Kleines Laborübungsmodul  

 

3 Laborübung - 

Großes Laborübungsmodul  

 

6 Laborübung - 

Kleines Projektmodul  3 Projektarbeit 

 

- 

Großes Projektmodul  6 Projektarbeit 

 

- 

 

Die den Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen sind dem Modulkatalog zu entnehmen.  
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2.2 Kernkompetenzbereich Informationstechnik  

 

Es gibt die Informationstechnik-Kernkompetenzbereiche  

 

- Informationsverarbeitung 

- Kommunikationstechnik 

- Mikroelektronische Systeme 

- Hochfrequenztechnik 

 

Zu jedem der Kernkompetenzbereiche gibt es mehrere der folgenden Module: 

 

 Module Leistungspunkte Studienleistung Prüfungsleistung 

 

Vorlesungsmodul 4 - Klausur oder mündlich  

Vorlesungsmodul ohne Übung 3 - Klausur oder mündlich  

Seminarmodul 3 - Seminarleistung 

Kleines Laborübungsmodul  3 Laborübung - 

Großes Laborübungsmodul  6 Laborübung - 

Kleines Projektmodul  3 Projektarbeit - 

Großes Projektmodul  6 Projektarbeit - 

 

Die den Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen sind dem Modulkatalog zu entnehmen.  

 

2.3 Kompetenzbereich Grundlagen der Technischen Informatik 

In diesem Wahl-Kompetenzbereich können 8 Leistungspunkte durch das Absolvieren von zwei Modulen 
erworben werden. Es können Fachmodule aus den Kompetenzbereichen Vertiefung Informatik (1.4) und 
Vertiefung Informationstechnik (1.5) des Bachelorstudiums gewählt werden.  

 

2.4 Kompetenzbereich Betriebspraktikum 

In diesem Pflicht-Kompetenzbereich müssen 10 Leistungspunkte durch ein Betriebspraktikum gemäß §14 
Abs. 8 als Studienleistung erworben werden.  

 

2.5 Kompetenzbereich Studium Generale  

In diesem Pflicht-Kompetenzbereich müssen 6 Leistungspunkte erworben werden. Die dem Studium Gene-
rale zugeordneten Lehrveranstaltungen sind dem spezifischen Modulkatalog für diesen Bereich zu entneh-
men.  

 

2.6 Kompetenzbereich/Modul Masterarbeit 

 

Modul Leis-
tungspun

kte 

Voraussetzungen 
für die Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leis-
tungspun

kte 

Masterarbeit 30 mind. 75 LP - Masterarbeit 
und  

Kolloquium 

30 
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Das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und Kultur hat mit Erlass vom 25.06.2012 (Az.: 27.5-74503-107) 
gemäß § 18 Abs. 8 und 14 NHG und § 7 Abs. 2 NHZG i.V.m. § 51 Abs. 3 NHG die folgende Ordnung über den Zugang 
und die Zulassung für den Masterstudiengang Wirtschaftsingenieur genehmigt. Die Ordnung tritt am Tage nach ihrer 
hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in 
Kraft. 
 
 

Ordnung über den Zugang und die Zulassung  
für den Masterstudiengang Wirtschaftsingenieur 

 
 

Die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat gemäß 
§ 18 Abs. 8 NHG und § 7 NHZG die folgende Ordnung erlassen. 

 

§ 1  Geltungsbereich 

(1) Diese Ordnung regelt den Zugang und die Zulassung zum Masterstudiengang Wirtschaftsingenieur an 
der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover. 

(2) Die Zugangsvoraussetzungen richten sich nach § 2. 

(3) Übersteigt die Zahl der Bewerbungen die verfügbaren Studienplätze, werden die Studienplätze gemäß 
§ 4 vergeben. 

 

§ 2  Zugangsvoraussetzungen 

(1) Voraussetzungen für den Zugang zum Masterstudiengang sind 

a) ein Bachelor- oder gleichwertiger Abschluss im Studiengang Wirtschaftsingenieur oder in einem eng ver-
wandten Studiengang, der in einem der Bologna-Signatarstaaten erworben wurde, oder ein nach Maßgabe 
der Bewertungsvorschläge der Zentrale für ausländisches Bildungswesen beim Sekretariat der Kultusminis-
terkonferenz gleichwertiger ausländischer Hochschulabschluss, 

b) darüber hinaus die in Anlage 1 genannten Kreditpunkte und 

c) der Nachweis der besonderen Eignung nach Abs. 2 bis 4. 

(2) Die besondere Eignung wird auf der Grundlage des Ergebnisses der Abschlussprüfung nach Abs. 1 fest-
gestellt und setzt voraus, dass das dort genannte Studium mindestens mit der Durchschnittsnote 3,0 abge-
schlossen wurde; bei einem Notendurchschnitt von 3,1 bis 3,3 kann die Note um 0,3 Punkte durch eine be-
sondere Motivation für den Studiengang verbessert werden, die durch Motivationsschreiben nachgewiesen 
wird. 

(3) 1Abweichend von Abs. 2 wird von der besonderen Eignung ausgegangen, wenn der Studienabschluss 
zum Bewerbungszeitpunkt zwar noch nicht vorliegt, aber bereits 83 Prozent der insgesamt erforderlichen 
Leistungen erfolgreich erbracht wurden und die daraus ermittelte Durchschnittsnote den Vorgaben gemäß 
Abs. 2 entspricht. 2Diese Note wird auch im Auswahlverfahren nach § 4 berücksichtigt, unabhängig davon, 
ob das Ergebnis der Prüfung davon abweicht. 

(4) 1Bewerberinnen und Bewerber, die weder eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung besitzen, noch 
ihren Bachelorabschluss an einer deutschen Hochschule erworben haben, müssen darüber hinaus über 
ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen. 2Diese sind durch einen Sprachtest nachzuwei-
sen, der mindestens der TestDaf-Niveaustufe (TDN) 4 in allen vier Prüfungsteilen entspricht. 3Satz 1 gilt 
nicht bei Bewerbungen im Rahmen eines Partnerschaftsvertrags mit einer ausländischen Hochschule. 

 

§ 3  Studienbeginn und Bewerbungsfrist 

(1) 1Der Masterstudiengang Wirtschaftsingenieur beginnt jeweils zum Wintersemester. 2Die schriftliche Be-
werbung muss mit den nach Abs. 3 erforderlichen Bewerbungsunterlagen bis zum 15. Juli bei der Universität 
eingegangen sein. 3Die Bewerbung gilt nur für die Vergabe der Studienplätze des betreffenden Bewerbungs-
termins. 
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(2) Der Bewerbung sind, bei Zeugnissen und Nachweisen in beglaubigter Kopie, folgende Unterlagen beizu-
fügen: 

a) Das Abschlusszeugnis des Bachelorstudiengangs oder, wenn dieses noch nicht vorliegt, eine Bescheini-
gung über die erbrachten Leistungen, die Kreditpunkte und die Durchschnittsnote gegebenenfalls mit Moti-
vationsschreiben, 

b) ein Lebenslauf und 

c) gegebenenfalls der Nachweis gemäß § 2 Abs. 4 

(3) Bewerbungen, die nicht vollständig, form- und fristgerecht eingehen, sind vom weiteren Verfahren aus-
geschlossen. Die eingereichten Unterlagen verbleiben bei der Universität. 

 

§ 4  Zulassungsverfahren, Nachrückverfahren 

(1) 1Erfüllen mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen, als Studienplätze zur Verfü-
gung stehen, bildet die Universität anhand der in § 2 genannten Durchschnittsnoten eine Rangliste. 2Die 
Studienplätze werden nach dieser Rangliste vergeben. 3Bei Ranggleichheit entscheidet das Los. 

(2) 1Zugelassene Bewerberinnen und Bewerber erhalten einen schriftlichen Zulassungsbescheid. 2In diesem 
ist eine Frist bestimmt, innerhalb der die Annahme des Studienplatzes schriftlich zu erklären ist. 3Bei Ver-
säumnis dieser Frist wird der Zulassungsbescheid unwirksam; auf diese Rechtsfolge ist im Zulassungsbe-
scheid hinzuweisen. 

(3) 1Nicht zugelassene Bewerberinnen und Bewerber erhalten einen mit einer Rechtsbehelfsbelehrung ver-
sehenen Ablehnungsbescheid, in dem der erreichte Rangplatz und der Rangplatz der letzten zugelassenen 
Bewerbung aufgeführt sind. 2Der Ablehnungsbescheid enthält die Aufforderung, innerhalb einer bestimmten 
Frist schriftlich zu erklären, ob der Zulassungsantrag für das Nachrückverfahren aufrechterhalten wird. 3Bei 
Versäumnis dieser Frist erfolgt der Ausschluss vom Nachrückverfahren; auf diese Rechtsfolge ist im Ableh-
nungsbescheid hinzuweisen. 

(4) Das Nachrückverfahren wird anhand der Rangliste durchgeführt. 

(5) 1Das Zulassungsverfahren wird spätestens zwei Wochen nach Vorlesungsbeginn abgeschlossen. 
2Danach noch verfügbare Studienplätze werden auf formlosen Antrag durch Los vergeben. 3Der Bewer-
bungszeitraum hierfür beginnt zwei Wochen vor Vorlesungsbeginn und endet mit dem Abschluss des Ver-
fahrens. 

(6) 1Im Übrigen bleiben die Bestimmungen der Immatrikulationsordnung der Universität unberührt. 2Die Ein-
schreibung aufgrund der in § 2 Abs. 3 genannten Zugangsvoraussetzungen erlischt, wenn das Bachelor-
zeugnis nicht bis zum Ende der Rückmeldefrist für das  2. Semester nachgereicht wird und die oder der Stu-
dierende dies zu vertreten hat. 

 

§ 5  In-Kraft-Treten 
1Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 2Die bisherige 
Ordnung über den Zugang und die Zulassung für den Masterstudiengang Wirtschaftsingenieur an der Leib-
niz Universität Hannover – gemäß Verkündungsblatt vom 05.01.2010 - tritt am 01. Januar 2017 außer Kraft. 

 

Anlage 1 

(1) Für den Zugang zum Masterstudiengang muss der vorherige Studiengang 180 Kreditpunkte umfassen, 
davon jeweils mindestens 44 aus Betriebswirtschaftslehre und 28 aus Volkswirtschaftslehre. 
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Das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und Kultur hat mit Erlass vom 25.06.2012  
(Az.: 27.5-74534/03-07(2)) gemäß § 18 Abs. 8 und 14 NHG und § 7 Abs. 2 NHZG i.V.m. § 51 Abs. 3 NHG die folgende 
Ordnung über den Zugang und die Zulassung für den konsekutiven Masterstudiengang Lehramt an berufsbildenden 
Schulen genehmigt. Die Ordnung tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt 
der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 
 
 

Ordnung über den Zugang und die Zulassung 
für den konsekutiven Masterstudiengang Lehramt an berufsbildenden Schulen 

 
 
Folgende Fakultäten der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover  

- Fakultät für Architektur und Landschaft  
- Fakultät für Elektrotechnik und Informatik  
- Fakultät für Maschinenbau   
- Fakultät für Mathematik und Physik   
- Naturwissenschaftliche Fakultät   
- Philosophische Fakultät   

haben am 28.03.2012 in der Lenkungsgruppe des Zentrums für Lehrerbildung diese Ordnung nach § 18 
Abs. 8 NHG und § 7 NHZG beschlossen 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Diese Ordnung regelt den Zugang und die Zulassung für die Masterstudiengang Lehramt an berufsbil-
denden Schulen. Die wählbaren Unterrichtsfächer und beruflichen Fachrichtungen sind in Anlage 1 aufge-
führt. 
(2) Die Zugangsvoraussetzungen sind in § 2 geregelt. 
(3) Erfüllen mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Plätze zur Verfügung ste-
hen, werden die Studienplätze nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens vergeben 
(§ 4). Erfüllen weniger Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Plätze zur Verfügung 
stehen, findet ein Auswahlverfahren nicht statt. 
 

§ 2 
Zugangsvoraussetzungen 

 
(1) Zugangsvoraussetzung ist, dass die Bewerberin oder der Bewerber 
a)  
- entweder an einer deutschen Hochschule oder an einer Hochschule, die einem der Bologna-

Signatarstaaten angehört, einen Bachelorabschluss oder diesem gleichwertigen Abschluss in einer be-
ruflichen Fachrichtung und einem Unterrichtsfach erworben hat, für die sich die Bewerberin oder die 
Bewerber bewirbt, oder in einem fachlich eng verwandten Studiengang erworben hat, oder 

- an einer anderen ausländischen Hochschule einen gleichwertigen Abschluss in einem fachlich eng 
verwandten Studiengang erworben hat; die Gleichwertigkeit wird nach Maßgabe der Bewertungsvor-
schläge der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen beim Ständigen Sekretariat der Kultusminis-
terkonferenz (www.anabin.de) festgestellt, 

sowie 
b) die besondere Eignung gemäß Absatz 2 nachweist. 
Die Entscheidung darüber, ob ein erworbener Abschluss dem geforderten Bachelorabschluss in einer beruf-
lichen Fachrichtung und einem Unterrichtsfach gleichwertig ist bzw. die berufliche Fachrichtung und das 
Unterrichtsfach, in denen ein Bachelorabschluss oder ein diesem gleichwertiger Abschluss erworben wurde, 
der beruflichen Fachrichtung und dem Unterrichtsfach, für die sich die Bewerberin oder der Bewerber be-
wirbt, fachlich eng verwandt sind, trifft der Zulassungsausschuss nach § 5.  
(2) Die besondere Eignung setzt voraus: 
a) einen qualifizierten Bachelorabschluss nach Maßgabe des Absatzes 3 sowie 
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b) den Nachweis von zusammen mindestens 100 Leistungspunkten (ECTS) in der beruflichen Fachrichtung 
und im Unterrichtsfach, deren fachwissenschaftliche Inhalte die Grundlage zur Aufnahme des Masterstu-
diengangs Lehramt an berufsbildenden Schulen bilden, sowie 
c) den Nachweis von fachdidaktischen Studien im Umfang von mindestens 6 Leistungspunkten in der beruf-
lichen Fachrichtung und mindestens 9 Leistungspunkten im Unterrichtsfach sowie 
d) den Nachweis von mindestens 15 Leistungspunkten (ECTS) in Berufs- und Wirtschaftspädagogik sowie 
e) den Nachweis der Absolvierung eines Schulpraktikums von mindestens vier Wochen Dauer an einer 
Schule des berufsbildenden Schulwesens sowie  
f) den Nachweis einer fachrichtungsbezogenen abgeschlossenen Berufsausbildung oder fachrichtungsbe-
zogene Praktika im Umfang von 52 Wochen nach Anlage 2. 
Können Bewerberinnen und Bewerber den Nachweis der besonderen Eignung nach § 2 Abs. 2 Buchst. b) 
bis e) nicht in vollem Maße erbringen, entscheidet der Zulassungsausschuss im Einzelfall über eine Zulas-
sung unter Auflagen, die innerhalb von drei Semestern zu erfüllen sind. Über Ausnahmen entscheidet der 
Zulassungsausschuss.  
(3) Der qualifizierte Bachelorabschluss setzt voraus, dass das vorangegangene Studium mit mindestens der 
Note 2,5 abgeschlossen wurde. Wenn der Studienabschluss zum Bewerbungszeitpunkt noch nicht vorliegt, 
ist abweichend von Satz 1 erforderlich, dass bereits 83% der der insgesamt erforderlichen Prüfungsleistun-
gen erfolgreich erbracht wurden (d.h. mindestens 150 Leistungspunkte vorliegen) und die aus den erbrach-
ten Prüfungsleistungen ermittelte Durchschnittsnote mindestens 2,5 beträgt. Die so ermittelte Durchschnitts-
note wird auch im Auswahlverfahren nach § 4 Abs. 3 berücksichtigt, unabhängig davon, ob das Ergebnis der 
Bachelorprüfung hiervon abweicht. Bei positiver Auswahlentscheidung erfolgt in diesem Fall eine bedingte 
Immatrikulation für den Masterstudiengang Lehramt an berufsbildenden Schulen unter der Auflage, den Ba-
chelorabschluss bis zum 31.03. des folgenden Jahres bei einem Beginn im Wintersemester bzw. 30.09. 
desselben Jahres bei einem Beginn im Sommersemester nachzuweisen. Andernfalls erlischt die bedingte 
Immatrikulation für diesen Studiengang. 
(4) Abweichend von Abs. 2 Buchst. a) ist die besondere Eignung auch gegeben, wenn das vorangegangene 
Studium mit der Note 2,6 bis 3,5 abgeschlossen wurde bzw. eine entsprechende Durchschnittsnote nach 
Abs. 3 Satz 2 vorliegt und zusätzlich durch Punktzahlen gem. Abs. 5 folgende Notenverbesserungen erreicht 
werden: 
bei der Note 2,6    3 Punkte Notenverbesserung um 0,1 
bei der Note 2,7   4 Punkte Notenverbesserung um 0,2 
bei der Note 2,8   5 Punkte Notenverbesserung um 0,3 
bei der Note 2,9   6 Punkte Notenverbesserung um 0,4 
bei der Note 3,0   7 Punkte Notenverbesserung um 0,5 
bei der Note 3,1   8 Punkte Notenverbesserung um 0,6 
bei der Note 3,2   9 Punkte  Notenverbesserung um 0,7 
bei der Note 3,3 10 Punkte Notenverbesserung um 0,8 
bei der Note 3,4 11 Punkte Notenverbesserung um 0,9 
bei der Note 3,5 12 Punkte Notenverbesserung um 1,0 
(5) Die Punktzahlen gem. Abs. 4 ergeben sich aus der Summe der Punkte der beiden notenbesten Module 
des Bachelorstudiums der Bewerberin oder des Bewerbers. 
Für jedes Modul werden folgende Punkte vergeben: 
Note 1,0 – 1,5 6 Punkte 
Note 1,6 – 2,0 5 Punkte 
Note 2,1 – 2,5 4 Punkte 
Note 2,6 – 3,0 3 Punkte 
Note 3,1 – 3,5 2 Punkte 
Note 3,6 – 4,0 1 Punkt 
(6) Bewerberinnen und Bewerber, die weder eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung aufweisen noch 
ihren Bachelorabschluss an einer deutschen Hochschule erworben haben, müssen darüber hinaus über 
ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen. Der Nachweis hierüber wird geführt durch die 
Vorlage des TestsDaF mit mindestens Niveaustufe 4 in allen Prüfungsteilen oder durch eine DSH-Prüfung 
mit der Niveaustufe 2. 
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§ 3 
Studienbeginn und Bewerbungsfrist 

(1) Der Masterstudiengang Lehramt an berufsbildenden Schulen beginnt zum Wintersemester oder zum 
Sommersemester. Die schriftliche Bewerbung muss mit den gemäß Absatz 2 erforderlichen Bewerbungsun-
terlagen bis zum 15. Juli eines Jahres für die Bewerbung zum Wintersemester und bis zum 15. Januar eines 
Jahres für die Bewerbung zum Sommersemester bei der Hochschule eingegangen sein. Die Bewerbung gilt 
nur für die Vergabe der Studienplätze des betreffenden Bewerbungstermins. 
(2) Der Bewerbung sind - bei Zeugnissen und Nachweisen in beglaubigter Kopie - folgende Unterlagen bei-
zufügen: 
a) das Abschlusszeugnis des Bachelorstudiengangs oder - wenn dieses noch nicht vorliegt - eine Beschei-

nigung nach § 2 Abs. 3 über die erbrachten Leistungen, die Leistungspunkte und über die Durchschnitts-
note, 

b) ein Lebenslauf, 
c) Nachweise nach § 2 Abs. 2 b) bis f) und ggf. § 2 Abs. 4. 
(3) Bewerbungen, die nicht vollständig, form- oder fristgerecht eingehen, sind vom weiteren Verfahren aus-
geschlossen. Die Unterlagen verbleiben bei der Hochschule. 
 

§ 4 
Zulassungsverfahren 

(1) Erfüllen mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Studienplätze, zur Verfü-
gung stehen werden die Studienplätze nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens ver-
geben. 
(2) Es werden folgende Gruppen gebildet, in denen die Auswahl erfolgt: 
 Gruppe 1: berufliche Fachrichtung Bautechnik 
 Gruppe 2: berufliche Fachrichtung Elektrotechnik 
 Gruppe 3: berufliche Fachrichtung Farbtechnik und Raumgestaltung 
 Gruppe 4: berufliche Fachrichtung Holztechnik 
 Gruppe 5: berufliche Fachrichtung Lebensmittelwissenschaft 
 Gruppe 6: berufliche Fachrichtung Metalltechnik 
 Gruppe 7: berufliche Fachrichtung Ökotrophologie 
 

Die Zuordnung der Bewerberinnen und Bewerber zu den Gruppen richtet sich nach der in der Bewerbung 
angegebenen beruflichen Fachrichtung laut Anlage 1. 
(3) Die Auswahlentscheidung erfolgt innerhalb jeder Gruppe nach einer eigenen Rangliste. Maßgebend für 
die Rangfolge auf der jeweiligen Liste ist die Abschluss- bzw. Durchschnittsnote des vorangegangenen Stu-
diums nach § 2 Abs. 3. Besteht zwischen einzelnen Bewerberinnen und/oder Bewerbern Ranggleichheit, 
entscheidet das Los.  
(4) Die Zulassung in einer Gruppe gilt zugleich als Zulassung für das in der Bewerbung gewählte zweite 
Fach.  
(5) Im Übrigen bleiben die Bestimmungen der Immatrikulationsordnung der Leibniz Universität Hannover 
unberührt. Die Einschreibung der Bewerberinnen und Bewerber, die nach § 2 Abs. 3 Satz 2 als besonders 
geeignet gelten, ist bis zum Nachweis über die erfolgreiche Beendigung des Bachelorstudiums auflösend 
bedingt. 
 

§ 5 
Zulassungsausschuss für den Masterstudiengang Lehramt  

an berufsbildenden Schulen 
(1) Die Fakultät für Mathematik und Physik, die Naturwissenschaftliche Fakultät, die Philosophische Fakul-
tät, die Fakultät für Architektur und Landschaft, die Fakultät für Elektrotechnik und Informatik und die Fakul-
tät für Maschinenbau bilden einen gemeinsamen Zulassungsausschuss für den Masterstudiengang Lehramt 
an berufsbildenden Schulen. 
(2) Dem Zulassungsausschuss gehören sechs stimmberechtigte Mitglieder aus den unter Abs. 1 genannten 
Fakultäten an, die der Hochschullehrer- oder der Mitarbeitergruppe angehören müssen, und ein Mitglied der 
Studierendengruppe mit beratender Stimme. Wenigstens vier Mitglieder müssen der Hochschullehrergruppe  
 



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 06.07.2012 10/2012 
 

 
Seite 58 

angehören. Die Mitglieder werden durch den Fakultätsrat der jeweiligen Fakultät eingesetzt. Die Amtszeit 
der Mitglieder beträgt zwei Jahre, die des studentischen Mitglieds ein Jahr; Wiederbestellung ist möglich. 
Der Zulassungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens vier stimmberechtigte Mitglieder anwesend 
sind. 
(3) Die Aufgaben des Zulassungsausschusses sind: 
a) Prüfung der eingehenden Zulassungsanträge auf formale Richtigkeit 
b) Prüfung der Zugangsvoraussetzungen 
c) Entscheidung über die Zulassung oder die Ablehnung der Bewerberinnen und Bewerber einschließlich 
Erteilung mit der Zulassung verbundener Auflagen gemäß § 2 Abs.1 b). 
 

§ 6 
Bescheiderteilung, Nachrückverfahren, Abschluss der Verfahren 

(1) Bewerberinnen und Bewerber, die zugelassen werden können, erhalten von der Leibniz Universität Han-
nover einen schriftlichen Zulassungsbescheid. In diesem wird eine Frist festgelegt, innerhalb derer die Be-
werberin oder der Bewerber schriftlich zu erklären hat, ob sie oder er den Studienplatz annimmt. Liegt diese 
Erklärung nicht frist- und formgerecht vor, wird der Zulassungsbescheid unwirksam. Auf diese Rechtsfolge 
ist im Zulassungsbescheid hinzuweisen. 
(2) Bewerberinnen und Bewerber, die nicht zugelassen werden können, erhalten einen Ablehnungsbe-
scheid, in dem der erreichte Rangplatz und der Rangplatz der zuletzt zugelassenen Bewerberin oder des 
zuletzt zugelassenen Bewerbers aufgeführt sind. Der Ablehnungsbescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu versehen. Er erhält gleichzeitig die Aufforderung, innerhalb einer bestimmten Frist schriftlich zu er-
klären, ob der Zulassungsantrag für ein Nachrückverfahren aufrechterhalten wird. Legt die Bewerberin oder 
der Bewerber diese Erklärung nicht frist- oder formgerecht vor, so ist sie oder er vom Nachrückverfahren 
ausgeschlossen. Auf diese Rechtsfolge ist hinzuweisen. 
(3) Das Nachrückverfahren wird anhand der Rangliste nach § 4 Abs. 3 durchgeführt. 
(4) Die Zulassungsverfahren werden spätestens zwei Wochen nach Vorlesungsbeginn abgeschlossen. Da-
nach noch verfügbare Studienplätze werden auf formlosen Antrag durch Los vergeben. Der Bewerbungs-
zeitraum hierfür beginnt zwei Wochen vor dem Vorlesungsbeginn und endet mit dem Abschluss des Verfah-
rens. 
 

§ 7 
Zulassung für höhere Fachsemester 

(1) Die freien Studienplätze in einem höheren zulassungsbeschränkten Semester werden in nachstehender 
Reihenfolge an die Bewerberinnen und Bewerber vergeben, 
a) die im gleichen oder einem vergleichbaren Studiengang 

aa) an einer anderen deutschen Hochschule eingeschrieben sind oder waren, 
bb) mit deutscher Staatsangehörigkeit oder zulassungsrechtlich deutschen Staatsange 
 hörigen gleichgestellt an einer ausländischen Hochschule eingeschrieben sind oder waren, 

b) für die eine Ablehnung der Zulassung aus Gründen, die in ihrer Person liegen, eine besondere Härte be-
deuten würde, 
c) die sonstige Gründe geltend machen. 
(2) Innerhalb jeder der drei Fallgruppen des Absatzes 1 entscheidet über die Zulassung das Ergebnis der 
Bachelorprüfung oder einer zu dieser äquivalenten Prüfung bei gleichem Ergebnis die für die Ortswahl maß-
gebenden sozialen, insbesondere familiären und wirtschaftlichen Gründe und bei dann noch gleichartigen 
Fällen letztlich das Los. 
 

§ 8 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
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Anlage 1  
 
Wählbare berufliche Fachrichtungen und Unterrichtsfächer für den Masterstudiengang Lehramt an 
berufsbildenden Schulen an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover [gemäß der Verord-
nung über Masterabschlüsse für Lehrämter in Niedersachsen (Nds. MaVO-Lehr) vom 15.11.2007] 
 
 
Wählbare berufliche Fachrichtungen: 
 
-Bautechnik 
 
-Elektrotechnik 
 
-Farbtechnik und Raumgestaltung 
 
-Holztechnik 
 
-Lebensmittelwissenschaft 
 
-Metalltechnik 
 
-Ökotrophologie 
 
 
Wählbare Unterrichtsfächer: 
 
-Biologie (nur wählbar in Verbindung mit der beruflichen Fachrichtung Ökotrophologie) 
 
-Chemie 
 
-Deutsch 
 
-Englisch 
 
-Evangelische Theologie 
 
-Katholische Theologie 
 
-Mathematik 
 
-Physik 
 
-Politik 
 
-Sozial-/Sonderpädagogik in der beruflichen Bildung 
 
-Sport 
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Anlage 2 
 
Nachweis berufspraktischer Tätigkeiten gemäß der Verordnung über Masterabschlüsse für Lehräm-
ter in Niedersachsen (Nds. MaVO-Lehr) vom 15.11.2007 
 
Für den Abschluss des Masterstudiengangs Lehramt an berufsbildenden Schulen sind berufspraktische  
Tätigkeiten nachzuweisen durch eine abgeschlossene fachrichtungsbezogene Berufsausbildung oder fach-
richtungsbezogene Praktika. Die fachrichtungsbezogenen Praktika müssen insgesamt mindestens 52  
Wochen umfassen. Das einzelne Praktikum muss mindestens vier Wochen dauern (vgl. Nds. MaVO-Lehr 
§ 6 Abs 7). 
 
Der Nachweis der berufspraktischen Tätigkeiten ist bis zur Anmeldung zum Modul Masterarbeit (Master-
arbeit und mündliche Prüfung) zu erbringen. 
 
Vorgaben zum Nachweis berufspraktischer Tätigkeit 
gemäß Anlage 5 zu § 6 Abs 7 Nds. MaVO-Lehr 
 
Ziel des Unterrichts an berufsbildendenden Schulen ist die Entwicklung beruflicher Handlungskompetenz bei 
Schülerinnen und Schülern. 
 
Lehrerinnen und Lehrer an berufsbildenden Schulen müssen deshalb Lehr-Lernprozesse an der betriebli-
chen Ausbildungssituation der Schülerinnen und Schüler orientieren. Dazu sind der jeweiligen Fachrichtung 
entsprechende berufspraktische Erfahrungen, Kenntnisse und Fertigkeiten auf der Ebene beruflicher Grund-
bildung nachzuweisen und zu dokumentieren. 
 
1. Technische und gewerbliche Fachrichtungen 
 Tätigkeit in den Ausbildungsbereichen 
 

1.1 Bautechnik 
 Hochbau 
 Ausbau 
 Tiefbau 

 

Mindestens die Hälfte der Praktikumszeit muss im Ausbildungsbereich Hochbau abgeleistet werden. 
 

1.2 Holztechnik 
 Tischlerin/Tischler 
 Holzmechanikerin/Holzmechaniker 
 Zimmerin/Zimmerer 

 

Mindestens die Hälfte der Praktikumszeit muss im Ausbildungsbereich der Tischlerin/des Tischlers  
abgeleistet werden. 

 

1.3 Farbtechnik und Raumgestaltung 
 Malerin und Lackiererin/Maler und Lackierer 
 Fahrzeuglackiererin/Fahrzeuglackierer 
 Raumausstatterin/Raumausstatter 
 Gestalterin für visuelles Marketing/Gestalter für visuelles Marketing 

 

Mindestens die Hälfte der Praktikumszeit muss im Ausbildungsbereich der Malerin und Lackiererin/ 
des Malers und Lackierers abgeleistet werden. 
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1.4 Elektrotechnik 
 Haus- und Gerätetechnik 
 Anlagen und Betriebstechnik 
 Kommunikationstechnik 
 Informationstechnik 

 

Mindestens die Hälfte der Praktikumszeit muss im Ausbildungsbereich der Haus- und Gerätetechnik 
abgeleistet werden. Insgesamt müssen drei Ausbildungsbereiche absolviert werden. 

 
1.5 Metalltechnik 

 Metall- und Kunststoffverarbeitung 
 Montage und Wartung von technischen Systemen 
 Fertigung von Baugruppen 

 

Mindestens die Hälfte der Praktikumszeit muss im Ausbildungsbereich der Metall- und Kunststoffverar-
beitung abgeleistet werden. 

 
1.6 Ernährung 

 Gastronomie 
 Bäckerei oder Konditorei 
 Fleischerei 

 

Das Praktikum in den Ausbildungsbereichen umfasst jeweils die Produktion und den Verkauf/Service. 
Mindestens die Hälfte der Praktikumszeit muss im Ausbildungsbereich Gastronomie abgeleistet  
werden. 

 
 
2. Fachrichtungen für personenbezogene Dienstleistungen 
 Tätigkeit in den Ausbildungsbereichen nach Nrn. 2.1 und 2.2 
 

2.1 Ökotrophologie (Hauswirtschaft) 
 Versorgung und Betreuung hauswirtschaftlicher Betriebe und Einrichtungen 

 

Mindestens die Hälfte der Praktikumszeit muss im Ausbildungsbereich Versorgung abgeleistet werden. 
 



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 06.07.2012 10/2012 
 

 
Seite 62 

Das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und Kultur hat mit Erlass vom 26.06.2012 (Az.: 27.5-74503-121) 
gemäß § 18 Abs. 6 i.V.m. § 51 Abs. 3 NHG die folgende Ordnung über Kenntnisse der spanischen Sprache für Studien-
bewerberinnen und Studienbewerber für das Fach Spanisch am Romanischen Seminar genehmigt. Die Ordnung tritt am 
Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität 
Hannover in Kraft. 
 
 

Ordnung über Kenntnisse der spanischen Sprache 
für Studienbewerberinnen und Studienbewerber 
für das Fach Spanisch am Romanischen Seminar 

 
 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Alle Studienbewerberinnen und Studienbewerber (Erstsemesterstudierende, Fachwechsler, Studienort-
wechsler) für das Fach Spanisch (Erst-und Zweitfach) haben vor Beginn des Studiums die zur Aufnahme des 
Studiums notwendigen Kenntnisse der spanischen Sprache nachzuweisen. Dieser Nachweis kann erfolgen 
durch  

- einen Schnitt von mindestens 11 Punkten im Grundkurs oder 9 Punkte im Leistungskurs in Spanisch in 
den letzten zwei Jahren der Oberstufe (wobei Spanisch als Seminarfach nicht berücksichtigt wird), 

oder  

- das Bestehen einer der folgenden Sprachprüfungen  

 a) „DELE Nivel B1/ B1 Escolar“,  

 oder  

 b) der Grundstufe I-III (A1-B1) (jeweils im Umfang von 4 SWS) am FSZ (Fachsprachenzentrum) der LUH 
oder von UNIcert I 

oder  

- einen nachgewiesenen Aufenthalt in einem spanischsprachigen Land von mindestens 9 Monaten,  

Ausgenommen sind Bewerberinnen und Bewerber mit spanischer Muttersprache, Studierende aus vom  
Romanischen Seminar anerkannten Austauschprogrammen der Leibniz Universität Hannover und Studieren-
de, die bereits einen Hochschulabschluss im spanischsprachigen Ausland erworben haben. Der Nachweis 
über die Sprachkenntnisse in der spanischen Sprache gemäß §1 Absatz 1 ist durch entsprechende Doku-
mente zu erbringen.  

(2) Das Ergebnis der Sprachtests bzw. die Durchschnittspunktzahl der letzten vier Halbjahresnoten im Fach 
Spanisch darf zum Beginn des Studiums nicht älter als zwei Jahre sein. Der Auslandsaufenthalt darf eben-
falls nicht länger als zwei Jahre zurückliegen. Die Ergebnisse sollen i.d.R. bei der Bewerbung zur Hoch-
schulzulassung vorliegen und sind Teil der Bewerbung. In Ausnahmefällen können die Ergebnisse bis zum 
30.09. des Jahres nachgewiesen werden. Bei Nichterreichen einer Mindestpunktzahl/Mindestnote gemäß 
§ 4, die durch das Romanische Seminar festgelegt wird, kann eine Einschreibung nicht erfolgen. 

(3) Alternativ zu der Vorlage von Nachweisen im Sinne der Absätze 1 und 2 können die erforderlichen 
Sprachkenntnisse über die erfolgreiche Teilnahme am sprachpraktischen Eignungs- und Einstufungstest der 
Leibniz Universität Hannover bis spätestens zum 30.09. des Jahres nachgewiesen werden. Der Test findet 
einmal im Jahr statt. Die Termine werden rechtzeitig per Aushang und auf der Website des Romanischen 
Seminars (http://www.romanistik.phil.uni-hannover.de) bekannt gegeben. Es gibt keine Ausweichtermine. 
Eine Freistellung vom Eignungs- und Orientierungstest ohne Vorlage von Nachweisen im Sinne der Absätze 
1 und 2 ist nicht möglich.  

(4) Für Studienortwechsler gelten die folgenden Regelungen: 

 Nachweis aller bisher erbrachten Sprachpraxisleistungen  

und  

 Nachweis über das Sprachniveau (mindestens B1 / UNIcert I) in Form eines gesonderten Formulars 
(z.B. DAAD-Formular), auszustellen von der zuständigen Einrichtung der bisher besuchten Hoch-
schule. 
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Auf Grundlage dieser Dokumente entscheidet das Romanische Seminar der Leibniz Universität Hannover 
über die Notwendigkeit einer Teilnahme des Bewerbers oder der Bewerberin an einer der unter § 1,  
Absatz 1, Buchstabe a oder b genannten Sprachprüfungen. 

(5) Über begründete Ausnahmen zu den Abs. 1 bis 4 entscheidet das Romanische Seminar im Einzelfall. 

 

§ 2 Zweck der Prüfung 

(1) Durch den Test soll die Bewerberin oder der Bewerber nachweisen, dass sie oder er mündlich und/oder 
schriftlich in allgemeinsprachlicher Hinsicht befähigt ist, das geplante Fachstudium aufzunehmen. Sie oder 
er muss in der Lage sein, auf die Studiensituation bezogene mündliche Äußerungen zu verstehen, sich dazu 
mündlich zu äußern und schriftliche Texte zu verstehen, zu bearbeiten und schriftliche Texte selbst zu ver-
fassen. 

(2) Dies schließt insbesondere ein: 

(a) die Fähigkeit, Vorgänge, Sachverhalte, Gedankenzusammenhänge sowie Ansichten und Absichten zu 
verstehen, sich mit ihnen auseinander zu setzen sowie eigene Ansichten und Absichten sprachlich an-
gemessen zu äußern; 

(b) eine für das Studium angemessene Beherrschung von Wortschatz, Formenlehre, Satzbau, Textstruktu-
ren und Idiomatik. 

 

§ 3 Art und Gliederung der Prüfungen 

Die Art und Gliederung der Prüfungen werden von den jeweiligen Prüfungsorganisationen bestimmt. 

 

§ 4 Bewertung der Prüfung  

Die Mindestpunktzahl/Mindestnote für die Zulassung zum Studium des Fachs Spanisch am Romanischen 
Seminar der Leibniz Universität Hannover beträgt bei DELE 70% in jedem Prüfungsteil (internetbasiert) und 
bei UNIcert I 4,0 (internetbasiert).  

 

§ 5 Anmeldung, Ablauf und Wiederholung der Prüfung 

(1) Die Anmeldung zu den o. g. Sprachprüfungen und alle daraus entstehenden Verpflichtungen liegen in 
der alleinigen Verantwortung der Studienbewerberinnen und Studienbewerber. 

(2) Der Ablauf der Sprachprüfungen richtet sich nach den Vorgaben der Prüfungsorganisation. Eine feste 
Zeitdauer ist nicht festgelegt. 

(3) Jede Prüfung kann beliebig oft wiederholt werden, aber nur im Rahmen der Vorschriften der Prüfungsor-
ganisationen. 

 

§ 6 Rechtsanspruch 

Das Bestehen der o. g. Sprachprüfungen begründet keinen Rechtsanspruch auf die Zulassung zum Studium 
des Fachs Spanisch am Romanischen Seminar der Leibniz Universität Hannover. 

 

§ 7 Inkrafttreten der Ordnung 

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Verkündungsblatt der Leibniz Universität  
Hannover in Kraft. 
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Die Juristische Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 14.05.2012 die nachstehende  
geänderte Ordnung über die Durchführung der Schwerpunktbereichsprüfung an der Juristischen Fakultät beschlossen. 
Das Präsidium hat die Ordnung am 30.05.2012 zustimmend zur Kenntnis genommen. Das Niedersächsische Justiz-
ministerium hat die Ordnung im Benehmen mit dem Niedersächsischen Ministerium für Wissenschaft und Kultur gemäß 
§ 4a Abs. 5 NJAG genehmigt. Die Ordnung tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkün-
dungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 

 
 

Änderung der Ordnung über die Durchführung der Schwerpunktbereichsprüfung 
an der Juristischen Fakultät 

 

(Schwerpunktbereichsprüfungsordnung - SPBPO) gemäß § 4a Abs. 3 des Niedersächsischen Gesetzes  
zur Ausbildung der Juristinnen und Juristen vom 15.01.2004 (Nds. GVBl. S. 8),  

zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 27.08.2009 
(Nds. GVBl. S. 348)  

Neubekanntmachung in der Fassung vom 06.07.2012  

 

I. Teil: Allgemeine Vorschriften 

§ 1 - Ziel der Prüfung 

(1) 1Die Schwerpunktbereichsprüfung schließt das rechtswissenschaftliche Studium in dem vom Prüfling 
gewählten Schwerpunktbereich ab. 2Sie dient der Feststellung, ob der Prüfling das Recht in dem gewählten 
Schwerpunktbereich mit Verständnis erfassen und anwenden kann und über die erforderlichen Kenntnisse 
verfügt.  
(2) 1Die Schwerpunktbereichsprüfung bildet den universitären Teil der ersten Prüfung. 2Sie kann vor, wäh-
rend oder nach der Pflichtfachprüfung abgelegt werden. 3Ihr Bestehen ist eine Voraussetzung für das  
Bestehen der ersten Prüfung. 4Es wird empfohlen, mit dem Schwerpunktstudium im Wintersemester zu  
beginnen. 

§ 2 - Gegenstände der Prüfung 

(1) Das Studium in den Schwerpunktbereichen ist Teil des rechtswissenschaftlichen Studiums und dient 
dessen Ergänzung, der Vertiefung der mit dem gewählten Schwerpunktbereich zusammenhängenden 
Pflichtfächer im Sinne des § 3 Abs. 2 des Niedersächsischen Gesetzes zur Ausbildung der Juristinnen und 
Juristen sowie der Vermittlung interdisziplinärer und internationaler Bezüge des Rechts.  

(2) Die oder der Studierende muss in dem gewählten Schwerpunktbereich Lehrveranstaltungen im Umfang 
von insgesamt mindestens 16 Semesterwochenstunden belegen.  

(3) Die Schwerpunktbereichsprüfung trägt der Breite des gewählten Schwerpunktbereichs angemessen 
Rechnung. 

 

II. Teil: Prüfungsverfahren 

 

Abschnitt 1: Organisation 

§ 3 - Zuständigkeiten der Studiendekanin oder des Studiendekans 

(1) 1Die Studiendekanin oder der Studiendekan der Fakultät koordiniert das Angebot der Lehrveranstaltun-
gen in den einzelnen Schwerpunktbereichen und macht es bekannt. 2Sie oder er nimmt die Anmeldung zur 
Schwerpunktbereichsprüfung entgegen (§ 6), entscheidet über die Zulassung (§ 7), gibt die Aufgaben aus 
(§ 9), setzt die Fristen und Termine fest und bestimmt die Prüferinnen und Prüfer des Prüflings (§ 4). 3Die 
Studiendekanin oder der Studiendekan teilt dem Prüfling die Bewertung der Studienarbeit mit (§ 9 Abs. 6); 
nach Abschluss des Prüfungsverfahrens gibt sie oder er die Bewertungen bekannt, soweit sie dem Prüfling 
noch nicht bekannt sind, entscheidet über das Ergebnis der Prüfung und stellt das Zeugnis aus (§§ 12 und 13). 

(2) Für die Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben kann sich die Studiendekanin oder der Studiendekan der 
Unterstützung weiterer Personen bedienen.  
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(3) Die Studiendekanin oder der Studiendekan trifft alle Entscheidungen nach dieser Ordnung, soweit nicht 
ein anderes bestimmt ist. 

§ 4 - Prüferinnen und Prüfer 

(1) Prüferinnen und Prüfer sind die hauptamtlichen Professorinnen und Professoren, die Juniorprofessorin-
nen und Juniorprofessoren sowie die Privatdozentinnen und Privatdozenten der Juristischen Fakultät.  

(2) Die Studiendekanin oder der Studiendekan kann befristet weitere Personen als Prüferinnen oder Prüfer 
bestellen, soweit sie die für die Abnahme der Prüfung erforderliche fachliche Eignung aufweisen und über 
spezifische Lehrerfahrungen verfügen.  

(3) Sollte in einem Schwerpunktbereich die Nachfrage auch unter Berücksichtigung der weiteren als Prüfe-
rinnen und Prüfer bestellten Personen (Absatz 2) die Prüfungskapazität überschreiten, kann die Studiende-
kanin oder der Studiendekan befristet andere Personen als Prüferinnen oder Prüfer bestellen, soweit diese 
die für die Abnahme der Prüfung erforderliche fachliche Eignung aufweisen und zu Mitgliedern des Landes-
justizprüfungsamtes berufen sind. 

§ 5 - Aufgaben der Prüferinnen und Prüfer 
1Alle Prüferinnen und Prüfer sind zur Mitwirkung an den schriftlichen und mündlichen Prüfungen verpflichtet. 
2Die Prüferinnen und Prüfer nach § 4 Abs. 1 und 2 teilen die Aufgaben für die Studienarbeiten (§ 9) der  
Studiendekanin oder dem Studiendekan rechtzeitig vor Beginn der Prüfung mit. 3Die Studiendekanin oder 
der Studiendekan achtet darauf, dass die Aufgaben klar und eindeutig formuliert sind. 4Alle Prüferinnen und 
Prüfer sind verpflichtet, die Studienarbeiten innerhalb der von der Studiendekanin oder dem Studiendekan 
gesetzten Frist zu korrigieren und die Bewertung der Studiendekanin oder dem Studiendekan mitzuteilen. 
5Die Studiendekanin oder der Studiendekan kann die Prüferinnen und Prüfer aus wichtigem Grund, insbe-
sondere wegen Krankheit, Mitwirkung im Dekanat oder Freistellung für ein Forschungsvorhaben, von der 
Verpflichtung zur Mitwirkung am Prüfungsverfahren entbinden. 

 

Abschnitt 2: Zulassung 

§ 6 - Meldung zur Prüfung 

(1) 1Die Zulassung zur Prüfung ist schriftlich zu beantragen. 2Dem Antrag sind beizufügen:  

a) die Nachweise über die Zulassungsvoraussetzungen nach § 7,  

b) die Erklärung zur Erst- und Zweitwahl des Schwerpunktbereichs und der weiteren Wahlmöglichkeiten, 
sofern solche in dem betreffenden Schwerpunktbereich vorgesehen sind,  

c) die die Studiendekanin oder den Studiendekan nicht bindende Erklärung, in welchem Fach des Schwer-
punktbereichs die Studienarbeit (§ 9) geschrieben werden soll,  

d) die Erklärung, dass die Antragstellerin oder der Antragsteller die universitäre Schwerpunktbereichsprü-
fung nicht endgültig nicht bestanden hat und  

e) die Erklärung, dass sie oder er nicht die erste Prüfung oder die erste Staatsprüfung endgültig nicht be-
standen hat. 

(2) 1Im Fall des § 9 Abs. 3 und des § 10 Abs. 2 ist dem Antrag zusätzlich eine Anmeldebescheinigung zu 
einem Moot-Court beizufügen, der frühestens im ersten Fachsemester des Schwerpunktstudiums stattfindet. 
2Diese Bescheinigung muss Angaben zu den voraussichtlichen Terminen der Abgabe der schriftlichen Aus-
arbeitung gemäß § 9 Abs. 3 sowie des Vortrags gemäß § 10 Abs. 2 enthalten. 

(3) Im Fall des § 9 Abs. 4 ist mit dem Antrag die Erklärung abzugeben, dass statt der Studienarbeit eine  
Prüfungsarbeit gemäß § 9 Abs. 4 eingereicht werden soll. 

(4) Der Antrag auf Zulassung zur Schwerpunktprüfung für das folgende Wintersemester muss bis spätestens 
15. September und für das folgende Sommersemester bis spätestens zum 01. März gestellt werden. 

(5) 1Ein Rücktritt von der Meldung zur Prüfung ist nur bis zum Erhalt des Aufgabentextes der Studienarbeit  
(§ 9 Abs. 2 S. 1) möglich. 2Im Falle des § 9 Abs. 3 und Abs. 4 ist der Rücktritt bei Meldung zum Winter-
semester bis zum 15. Februar des auf die Anmeldung folgenden Kalenderjahres und bei Meldung zum Som-
mersemester bis zum 20. Juli des gleichen Kalenderjahres zulässig. 
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(6) 1Ein Wechsel innerhalb des Schwerpunktes sowie ein Wechsel des Schwerpunktes ist im Rahmen der 
Kapazität auf Antrag durch Entscheid der Studiendekanin oder des Studiendekans in Absprache mit den 
jeweiligen Prüferinnen und Prüfern möglich. 2Der Antrag auf Wechsel muss bei Meldung zum Wintersemes-
ter bis zum 15. November und bei Meldung zum Sommersemester bis zum  01. Mai des gleichen Kalender-
jahres erfolgen. 3Prüflinge, die einen Wechsel innerhalb eines Schwerpunktes beantragen, werden bei der 
Vergabe der vorhandenen Plätze bevorzugt. 

(7) 1Ein Wechsel von der Bearbeitung der Studienarbeit zur Erbringung von Prüfungsleistungen gem. § 9 
Abs. 3 und Abs. 4 oder umgekehrt ist im Rahmen der Kapazität auf Antrag durch Entscheid der Studien-
dekanin oder des Studiendekans in Absprache mit den jeweiligen Prüferinnen und Prüfern möglich. 2Der 
Antrag muss bei Meldung zum Wintersemester bis zum 15. November und bei Meldung zum Sommerse-
mester bis zum 01. Mai des gleichen Kalenderjahres erfolgen. 

 

§ 7 - Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Zur Schwerpunktbereichsprüfung wird zugelassen, wer  

a) zum Zeitpunkt der Antragstellung an der Juristischen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität 
Hannover eingeschrieben ist,  

b) die Zwischenprüfung bestanden und 

c) erfolgreich eine Lehrveranstaltung in Methodenlehre besucht hat. 

(2) 1Studienleistungen, die an anderen Universitäten im Geltungsbereich des Deutschen Richtergesetzes 
erbracht wurden, werden auf Antrag anerkannt, wenn sie den Anforderungen dieser Schwerpunktbereichs-
prüfungsordnung entsprechen oder wenn sie an der Universität, an der sie erbracht wurden, den Zulas-
sungsvoraussetzungen für die universitäre Schwerpunktbereichsprüfung genügen. 2Studienleistungen, die 
an Universitäten außerhalb des Geltungsbereichs des Deutschen Richtergesetzes erbracht wurden, können 
auf Antrag anerkannt werden, wenn sie den Anforderungen dieser Schwerpunktbereichsprüfungsordnung 
vergleichbar sind.  

(3) Zur Prüfung wird nicht zugelassen, wer nach den für sein bisheriges rechtswissenschaftliches Studium 
geltenden Rechtsvorschriften den Prüfungsanspruch verloren hat. 

 

Abschnitt 3: Prüfungsleistungen 

§ 8 - Bestandteile der Prüfung 

(1) Bestandteile der Schwerpunktbereichsprüfung sind  

a) die Anfertigung einer Studienarbeit (§ 9),  

b) das Halten eines Referates (§ 10) und  

c) die Teilnahme an einer mündlichen Prüfung (§ 11).  

(2) In ihrer Gesamtheit sollen die Prüfungsleistungen die unterschiedlichen thematischen Bereiche in der 
jeweiligen Schwerpunktgruppe abdecken.  

(3) Die Nutzung der schriftlichen Aufgabentexte außerhalb des Prüfungsverfahrens bedarf der Zustimmung 
der Studiendekanin bzw. des Studiendekans sowie der Aufgabenstellerin bzw. des Aufgabenstellers. 

§ 9 – Studienarbeit 

(1) 1In der Studienarbeit soll der Prüfling zeigen, dass er wissenschaftlich arbeiten und sich ein selbständi-
ges Urteil bilden kann. 2Die Studienarbeit darf nur bearbeiten, wer erfolgreich an einer Lehrveranstaltung zur 
Vorbereitung auf diese Prüfung teilgenommen hat. 3Die erfolgreiche Teilnahme an der vorbereitenden Lehr-
veranstaltung setzt eine mit mindestens ausreichend (4 Punkte) bewertete Leistung voraus. 

(2) 1Die Aufgabe wird dem Prüfling von der Studiendekanin oder dem Studiendekan in der auf das erste 
Fachsemester im Schwerpunktstudium folgenden vorlesungsfreien Zeit zugewiesen. 2Die Studiendekanin  
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oder der Studiendekan kann dem Prüfling auf begründeten Antrag die Aufgabe zu Beginn des zweiten Fach-
semesters im Schwerpunktstudium oder in der auf das zweite Fachsemester im Schwerpunktbereich folgen-
den vorlesungsfreien Zeit zuweisen, wenn ein wichtiger Grund gegeben ist. 3Ein wichtiger Grund liegt insbe-
sondere vor, wenn der Prüfling zeitgleich am ELPIS-Studium oder an einem internationalen Moot Court teil-
nimmt. 4Von der Aufgabenstellerin und dem Aufgabensteller wird ein individuell auf die Studienarbeit bezo-
gener Literaturhinweis ausgegeben. 5Weitere Hilfen für den Prüfling sind nicht zulässig. 6Der Prüfling kann 
die Aufgabe binnen einer Woche nach der Zuweisung einmalig unbearbeitet an die Studiendekanin oder den 
Studiendekan zurückgeben; in diesem Fall weist die Studiendekanin oder der Studiendekan dem Prüfling 
binnen einer Woche eine neue Aufgabe zu. 

(3) 1Die schriftliche Ausarbeitung im Rahmen einer von der Fakultät begleiteten Teilnahme an einem Wett-
bewerb, bei dem im Rahmen einer simulierten Gerichtsverhandlung die beste Bearbeitung eines Falles er-
mittelt wird (Moot-Court), kann die Studienarbeit ersetzen, wenn die Leistungsanforderungen gleichwertig 
sind. 2Über die Gleichwertigkeit der Leistungsanforderungen entscheidet der Prüfungsausschuss. 

(4) 1Eine im Ausland angefertigte Prüfungsarbeit, die zu einem Studienabschluss gehört und für die eine 
Bearbeitungszeit von mindestens vier Wochen zur Verfügung steht, kann die Studienarbeit ersetzen, wenn 
die Leistungsanforderungen gleichwertig sind. 2Über die Gleichwertigkeit der Leistungsanforderungen ent-
scheidet der Prüfungsausschuss. 3Die Bewertung der Prüfungsleistung erfolgt unter Anwendung der Grund-
lagen der Notenumrechnung nach dem ECTS-System. 

(5) 1Der Prüfling hat gegenüber der Studiendekanin oder dem Studiendekan zu erklären, dass er die Arbeit 
ohne fremde Hilfe und nur unter Verwendung der angegebenen Hilfsmittel angefertigt hat. 2Der Prüfling hat 
sich gegenüber der Studiendekanin oder dem Studiendekan zu erklären, ob er mit der Übermittlung seiner 
Arbeit auch an externe Dienste zur Plagiatsprüfung durch Plagiatssoftware einverstanden ist.  3Die Studien-
arbeit ist an Stelle des Namens mit einer zugeteilten Kennzeichnung zu versehen.  

(6) 1Die Studienarbeit ist binnen sechs Wochen nach Zuweisung oder im Falle des Abs. 2 S. 6 nach Zweit-
zuweisung in Reinschrift und zusätzlich in pseudonymisierter  Form auf einem einmalig beschreibbaren Da-
tenträger elektronisch gespeichert bei der Studiendekanin oder dem Studiendekan abzuliefern. 2Der Prü-
fungsausschuss kann durch eine allgemeine Richtlinie die technischen Vorgaben weiter konkretisieren. 3In 
den Fällen der Absätze 3 und 4 ist die Prüfungsarbeit innerhalb einer durch die Studiendekanin oder den 
Studiendekan gesetzten Frist abzuliefern. 4Zur Einhaltung der Frist genügt die rechtzeitige Aufgabe auf den 
Postweg. 5Die Rechtzeitigkeit ist vom Prüfling nachzuweisen. 6Grundlage für die Bewertung der Studien-
arbeit ist die in Reinschrift abgelieferte Fassung. 7Der Umfang des Textteils der Studienarbeit soll 85.000  
Zeichen (einschließlich Fußnoten und Leerzeichen) nicht überschreiten.  

(7) 1Die Studienarbeit wird grundsätzlich von der Prüferin oder dem Prüfer bewertet, die bzw. der die Aufga-
be gestellt hat. 2Im Fall des § 9 Abs. 3 wird die Prüferin oder der Prüfer durch die Studiendekanin oder den 
Studiendekan bestellt. 3Tritt der Fall des § 4 Abs. 3 ein, teilt die Studiendekanin oder der Studiendekan die 
Studienarbeiten den nach dieser Vorschrift bestellten Prüferinnen und Prüfern zur Bewertung zu. 4Die Stu-
diendekanin oder der Studiendekan kann Prüferinnen und Prüfer aus wichtigem Grund (§ 5 Satz 5) von der 
Verpflichtung zur Bewertung entbinden.  

(8) Die Studiendekanin oder der Studiendekan teilt dem Prüfling die Bewertung der Studienarbeit vor dem 
Referat schriftlich mit. 

§ 10 - Referat 

(1) 1Der Prüfling hält über das Thema der Studienarbeit in einem Seminar, das von der Prüferin oder dem 
Prüfer im zweiten Fachsemester des Schwerpunktstudiums abgehalten wird, ein Referat. 2Das Referat be-
steht aus einem Vortrag des Prüflings in einem zeitlichen Umfang von etwa 20 Minuten, in dem dieser die 
wesentlichen Ergebnisse der Studienarbeit vorstellt, und anschließender Diskussion, an der die Seminarteil-
nehmer mitwirken können. 3Die Gesamtprüfungszeit soll 45 Minuten nicht überschreiten. 4Der Vortrag und 
die in der Diskussion gezeigte Leistung des Prüflings werden von der Prüferin oder dem Prüfer bewertet, 
wobei insbesondere die Schlüsselqualifikationen mit einzubeziehen sind. 

(2) 1Ein Vortrag im Rahmen eines Moot-Courts kann das Referat ersetzen, wenn die Leistungsanforderun-
gen gleichwertig sind. 2Über die Gleichwertigkeit der Leistungsanforderungen entscheidet der Prüfungsaus-
schuss. 3Der Vortrag im Rahmen des Moot-Courts ist durch den Prüfer zu bewerten, der die schriftliche 
Ausarbeitung gemäß § 9 Abs. 3 bewertet hat. 4Die Bewertung des Vortrags kann auch im Rahmen einer 
Generalprobe für den Moot-Court erfolgen. 
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(3) 1Der Prüfling hält in den Fällen des § 9 Abs. 4 über das Thema der im Ausland angefertigten Prüfungsar-
beit ein Referat in einem Seminar, das von einem Prüfer im zweiten Fachsemester des Schwerpunktstudi-
ums abgehalten wird. 2Die Regelungen des Absatzes 1 Satz 2 bis 4 sowie der Absätze 4 und 5 gelten ent-
sprechend. 

(4) 1Das Seminar ist hochschulöffentlich. 2Die Prüferin oder der Prüfer kann Zuhörerinnen und Zuhörer aus 
wichtigem Grund von der Anwesenheit ausschließen. 

(5) Die Bewertung des Referats wird den Prüflingen von der Prüferin oder dem Prüfer nach Abschluss des 
Prüfungsseminars mitgeteilt. 

(6) 1In den Fällen des § 9 Abs. 2 S. 2 kann das Referat im ersten Fachsemester des darauf folgenden  
Prüfungsdurchgangs im Schwerpunktstudium in einer Veranstaltung des vom Prüfling gewählten Schwer-
punktbereichs stattfinden. 2Für die Durchführung des Referates gelten die Abs. 1 und 4 entsprechend. 

§ 11 - Mündliche Prüfung 

(1) In der mündlichen Prüfung soll der Prüfling zeigen, dass er zur mündlichen Erörterung von Rechtsprob-
lemen und zur selbständigen mündlichen Argumentation in der Lage ist.  

(2) 1Die mündliche Prüfung findet zum Ende der Vorlesungszeit des zweiten Fachsemesters im Schwer-
punktstudium statt. 2In den Fällen des § 9 Abs. 2 S. 2 kann die mündliche Prüfung im ersten Fachsemester 
des darauf folgenden Prüfungsdurchgangs im Schwerpunktstudium stattfinden. 3Sie wird von zwei Prüferin-
nen oder Prüfern (§ 4) durchgeführt. 4Der Termin wird von der Studiendekanin oder dem Studiendekan fest-
gesetzt. 

(3) 1Die mündliche Prüfung ist in der Regel eine Gruppenprüfung von höchstens sechs Personen. 2Die Prü-
fungsdauer beträgt je Prüfling etwa 15 Minuten.  

(4) Die Studiendekanin oder der Studiendekan bestimmt, welcher der beiden ansonsten gleichberechtigt 
Prüfenden den Vorsitz führt.  

(5) 1Die Prüfung ist hochschulöffentlich. 2Die oder der Vorsitzende kann Zuhörerinnen und Zuhörer aus wich-
tigem Grund von der Anwesenheit ausschließen.  

(6) Die Bewertung der mündlichen Prüfung wird den Prüflingen vom Vorsitzenden im Anschluss an die Prü-
fung mitgeteilt. 

 

Abschnitt 4: Bewertungen 

§ 12 - Bewertung der Prüfungsleistungen 

(1) Die einzelnen Prüfungsleistungen werden mit einer der Noten und Punktzahlen bewertet, die in § 1 der 
Verordnung über die Noten- und Punkteskala für die erste und zweite juristische Prüfung vom 3. Dezember 
1981 (BGBl. I, 1243) in der jeweils geltenden Fassung festgelegt sind.  

(2) 1Gelangt die Prüferin oder der Prüfer bei der Bewertung der Studienarbeit (§ 9) zu dem Ergebnis, dass 
die Arbeit mit „mangelhaft“ oder „ungenügend“ zu bewerten ist, muss die Arbeit zusätzlich von einer zweiten 
Prüferin oder einem zweiten Prüfer bewertet werden. 2Weichen die beiden Bewertungen voneinander ab 
und bleibt der Versuch einer Einigung auf eine einheitliche Bewertung erfolglos, wird die Bewertung von der 
Studiendekanin oder dem Studiendekan festgesetzt. 3Dabei werden die gegebenen Punktzahlen zusam-
mengezählt und durch zwei geteilt.  

(3) 1Gelangen die beiden Prüfenden bei der mündlichen Prüfung (§ 11) zu einer unterschiedlichen Bewer-
tung, wird die Bewertung von der oder dem Vorsitzenden festgesetzt. 2Dabei werden die gegebenen Punkt-
zahlen zusammengezählt und durch zwei geteilt.  

(4) Für die sich bei der Anwendung des Abs. 2 S. 3 und des Abs. 3 S. 2 ergebenden Punktzahlen wird die 
Note entsprechend § 13 Abs. 2 des Niedersächsischen Gesetzes zur Ausbildung der Juristinnen und Juris-
ten (NJAG) in der jeweils geltenden Fassung gebildet. 
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§ 13 - Prüfungsgesamtnote 

(1) 1Das Gesamtergebnis der Prüfung errechnet sich bis auf zwei Dezimalstellen ohne Auf- oder Abrundung 
aus den nach § 12 gebildeten Ergebnissen der einzelnen Prüfungsleistungen. 2Dabei sind die Bewertungen 
der Studienarbeit mit 40 v.H., des Referats mit 10 v.H. und der mündlichen Prüfung mit 50 v.H. zu berück-
sichtigen. 

(2) Die Notenbezeichnung für die Prüfungsgesamtnote bestimmt sich nach § 2 der in § 12 Abs. 1 genannten 
Verordnung.  

(3) Die Schwerpunktbereichsprüfung ist bestanden, wenn die Prüfungsgesamtnote „ausreichend“ oder bes-
ser ist.  

(4) 1Die Entscheidung über das Ergebnis der Prüfung und die Prüfungsgesamtnote werden dem Prüfling von 
der Studiendekanin oder dem Studiendekan schriftlich mitgeteilt. 2Die Mitteilung ist mit einer Rechtsbehelfs-
belehrung zu versehen. 3Über das Ergebnis wird im Fall des Bestehens ein schriftliches Zeugnis erteilt. 

 

Abschnitt 5: Beeinträchtigungen, Unterbrechung der Prüfung, Versäumnis, Täuschung, Wiederholung 

§ 14 - Seelische oder körperliche Beeinträchtigungen 
1Bei seelischen oder körperlichen Beeinträchtigungen eines Prüflings, die die Leistungsfähigkeit herabset-
zen, kann die Studiendekanin oder der Studiendekan auf schriftlichen Antrag den Prüfungszeitraum (§ 9 
Abs. 4, § 11 Abs. 3), verlängern, persönliche oder sachliche Hilfsmittel zulassen oder andere der Art der 
Beeinträchtigung angemessene Erleichterungen gewähren. 2Im Antrag ist die Beeinträchtigung darzulegen 
und durch ein amtsärztliches Attest zu belegen. 

§ 15 - Unterbrechung der Prüfung; Versäumnis von Prüfungsleistungen 

(1) 1Nach dem Erhalt des Aufgabentextes für die Studienarbeit (§ 9) kann ein Prüfling die Prüfung nur aus 
wichtigem Grund unterbrechen. 2Ein wichtiger Grund liegt nur vor, wenn der Prüfling nicht prüfungsfähig 
oder ihm das Erbringen der Prüfungsleistung nicht möglich oder nicht zumutbar ist. 3Der Grund ist der  
Studiendekanin oder dem Studiendekan unverzüglich anzuzeigen und glaubhaft zu machen. 
4Prüfungsunfähigkeit ist durch ein amtsärztliches Attest nachzuweisen.  

(2) 1Wird die Prüfung aus einem wichtigen Grund unterbrochen, so kann der Prüfling sie im nächsten Prü-
fungsdurchgang fortsetzen. 2Bricht ein Prüfling die Anfertigung der Studienarbeit (§§ 8 Abs. 1, 9) aus einem 
Grund im Sinne des § 15 Abs. 1 S. 2 ab, so gelten die Vorschriften des II. Teils entsprechend. 

(3) Nimmt ein Prüfling an einer der in § 8 Abs. 1 genannten Prüfungsleistungen nicht teil oder liefert er die 
Studienarbeit (§ 9) nicht oder nicht rechtzeitig ab, ohne dass ein wichtiger Grund im Sinne von Abs. 1 S. 2 
vorliegt, so wird diejenige Prüfungsleistung, an der der Prüfling nicht teilgenommen oder die er nicht oder 
nicht rechtzeitig abgeliefert hat, mit „ungenügend“ bewertet. 

§ 16 - Täuschungsversuch und Ordnungsverstoß 

(1) 1Versucht ein Prüfling, das Ergebnis der Prüfung durch Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, unzu-
lässige Hilfe Dritter oder sonstige Täuschung zu beeinflussen, so ist die betroffene Prüfungsleistung in der 
Regel mit „ungenügend“ zu bewerten. 2In leichten Fällen kann Nachsicht gewährt werden. 3Im Fall eines 
schweren oder wiederholten Täuschungsversuchs ist die gesamte Prüfung für nicht bestanden zu erklären.  

(2) Auch nach Aushändigung des Prüfungszeugnisses (§ 13 Abs. 4 S. 2) kann die Prüfung im Fall des  
Abs. 1 S. 3 innerhalb einer Frist von fünf Jahren seit dem Tag der mündlichen Prüfung (§ 11) für nicht be-
standen erklärt werden.  

(3) 1Ein Prüfling, der erheblich gegen die Ordnung in der Prüfung verstößt, kann von der Fortsetzung der 
mündlichen Prüfung ausgeschlossen werden. 2Im Fall eines wiederholten Ausschlusses von der mündlichen 
Prüfung gilt die Prüfung insgesamt als nicht bestanden. 
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§ 17 - Wiederholung der Prüfung 

(1) 1Die Prüfung kann bei Nichtbestehen einmal wiederholt werden. 2Die Wiederholung ist frühestens im 
nächsten Prüfungsdurchgang möglich. 3Für die Meldung zur Wiederholungsprüfung im unmittelbar anschlie-
ßenden Prüfungsdurchgang gilt abweichend von § 6 Abs. 4 eine Frist von 4 Wochen ab Bekanntgabe der 
Entscheidung über das Ergebnis der Schwerpunktbereichsprüfung (§ 13 Abs. 4 S. 1, § 16 Abs. 1 S. 3, Abs. 
2, Abs. 3 S. 2). 4Ein Wechsel des Schwerpunktbereichs oder des Prüfungsfachs, soweit ein Schwerpunktbe-
reich eine Wahlmöglichkeit vorsieht, ist zulässig. 

(2) 1Ist die Prüfung nicht bestanden, die Studienarbeit (§ 9) jedoch mit mindestens „ausreichend“ bewertet 
worden, braucht die Studienarbeit in der Wiederholungsprüfung nicht erneut angefertigt zu werden, wenn 
der Prüfling dies innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe der Entscheidung über das Ergebnis der 
Prüfung (§ 13 Abs. 4) beantragt. 2Die Bewertung der Studienarbeit geht in diesem Fall in die Prüfungsge-
samtnote der Wiederholungsprüfung ein. 3Sofern der Schwerpunktbereich oder das Prüfungsfach gewech-
selt werden (Abs. 1 S. 3), ist eine neue Studienarbeit anzufertigen.  

(3) 1Wer die Prüfung bestanden hat, kann sie zur Verbesserung der Prüfungsgesamtnote einmal wiederho-
len. 2Die Notenverbesserungsprüfung kann im unmittelbar anschließenden Prüfungsdurchgang oder spätes-
tens in dem auf diesen folgenden Prüfungsdurchgang abgelegt werden. 3Abs. 1 S. 3 und 4 gelten entspre-
chend. 4Wird in der Wiederholungsprüfung eine höhere Prüfungsgesamtnote erreicht, so wird hierüber ein 
neues Zeugnis ausgestellt. 

§ 18 - Einsicht in die Prüfungsakten 

Die Geprüften haben das Recht, innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe der Entscheidung über das 
Ergebnis der Prüfung (§ 13 Abs. 4) ihre schriftliche Arbeit und die dazu ergangenen Voten persönlich einzu-
sehen. 

 

Abschnitt 6: Rechtsbehelfe 

§ 19 - Prüfungsausschuss 

(1) Gegen belastende Entscheidungen der Studiendekanin oder des Studiendekans kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe der Prüfungsausschuss angerufen werden.  

(2) 1Dem Prüfungsausschuss gehören die Studiendekanin oder der Studiendekan, zwei weitere Mitglieder 
aus der Professorengruppe, ein Mitglied aus der Mitarbeitergruppe und ein Mitglied aus der Studierenden-
gruppe an. 2Mit Ausnahme der Studiendekanin bzw. des Studiendekans werden die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses sowie deren ständige Vertreterinnen oder Vertreter durch die jeweiligen Gruppenvertre-
tungen im Fakultätsrat benannt. 3Die Amtszeit beträgt zwei Jahre, die des studentischen Mitglieds ein Jahr. 
4Der Prüfungsausschuss wird von der Studiendekanin bzw. dem Studiendekan einberufen und geleitet.  

(3) Mitglieder des Prüfungsausschusses, die an dem Prüfungsverfahren als Prüferinnen oder Prüfer mitge-
wirkt haben, sind von der Entscheidung über die Einwendung ausgeschlossen.  

(4) 1Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. 
2Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der Studiendekanin bzw. des Studiendekans den Ausschlag. 3Der 
Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder, darunter zwei Mitglieder der 
Professorengruppe, anwesend ist. 4Das Mitglied der Studierendengruppe hat bei der Bewertung von Prü-
fungsleistungen nur beratende Stimme.  

(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 2In einer Niederschrift sind die wesentli-
chen Gegenstände der Erörterung festzuhalten und Beschlüsse im Wortlaut wiederzugeben. 3Die Teilneh-
mer unterliegen der Amtsverschwiegenheit; sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie zur Ver-
schwiegenheit zu verpflichten.  

(6) 1Der Prüfungsausschuss kann sich eine Geschäftsordnung geben. 2Er kann außerdem allgemeine Rege-
lungen zur Durchführung der Schwerpunktbereichsprüfung vorschlagen, über die der Fakultätsrat be-
schließt. 
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§ 20 - Widerspruchsverfahren 

(1) 1Gegen die Entscheidung über das Ergebnis der Schwerpunktbereichsprüfung (§ 13 Abs. 4 S. 1, § 16 
Abs. 1 S. 3, Abs. 2, Abs. 3 S. 3) kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch nach §§ 68 ff. 
VwGO eingelegt werden. 2Dasselbe gilt bei Nichtzulassung zur Schwerpunktbereichsprüfung (§ 7).  

(2) 1Über den Widerspruch entscheidet der nach § 19 gebildete Prüfungsausschuss. 2Einen Abhilfebescheid 
erlässt die Dekanin oder der Dekan der Fakultät. 3Wird dem Widerspruch nicht abgeholfen, erlässt die  
Präsidentin oder der Präsident der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität den Widerspruchsbescheid. 

III. Teil: Prüfungsinhalte 

§ 21 – Prüfungsfächer 
1Prüfungsfächer sind die Fächer des jeweiligen Schwerpunktbereichs. 2Soweit in einem Schwerpunktbereich 
eine Wahlmöglichkeit vorgesehen ist (§ 22 Abs. 1 a), b), c), d), e) und f)), sind Prüfungsfächer die vom Prüf-
ling im Zulassungsantrag (§ 6 Abs. 1 Nr. 2) gewählten Fächer. 

§ 22 – Schwerpunktbereiche 

(1) An der Juristischen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover werden die folgenden 
Schwerpunktbereiche angeboten:  

a) Familien- und Erbrecht sowie Grundlagen des Rechts, 

b) Arbeit, Unternehmen, Soziales, 

c) Handel, Wirtschaft und Unternehmen, 

d) Strafverfolgung und Strafverteidigung, 

e) Internationales und Europäisches Recht, 

f) Verwaltung 

g) IT-Recht und Geistiges Eigentum, 

h) Anwaltliche Rechtsberatung und Anwaltsrecht. 

(2) 1Gegenstand des Schwerpunktbereichs „Familien- und Erbrecht sowie Grundlagen des Rechts“ sind die 
Fächer „Rechts- und Zeitgeschichte einschließlich der Methodengeschichte“, „Rechtstheorie einschließlich 
angewandter Methodenlehre“ und „Familien- und Erbrecht“. ²Gegenstand der Prüfung sind die Fächer 
„Rechts- und Zeitgeschichte einschließlich der Methodengeschichte“, „Rechtstheorie einschließlich ange-
wandter Methodenlehre“ und „Familien- und Erbrecht“. 

(3) 1Gegenstand des Schwerpunktbereichs „Arbeit, Unternehmen, Soziales“ sind die Fächer „Arbeitsrecht“, 
„Unternehmensrecht“ und „Sozialrecht“. 2Gegenstand der Prüfung sind die Fächer „Arbeitsrecht“ und „Unter-
nehmensrecht“ oder „Arbeitsrecht“ und „Sozialrecht“.  

(4) 1Gegenstand des Schwerpunktbereichs „Handel, Wirtschaft, Unternehmen“ bilden die Fächer „Handels-
recht“, „Wirtschaftsrecht“ und „Unternehmensrecht“, jeweils mit ihren europarechtlichen Bezügen. 
²Gegenstand der Prüfung sind die für alle Studierenden verbindlichen Pflichtfächer „Handelsrecht I“, „Wirt-
schaftsrecht I“ sowie „Unternehmensrecht I“. 3Diese werden ergänzt durch ein Wahlfach „Handelsrecht II“, 
„Wirtschaftsrecht II“ oder „Unternehmensrecht II“. 

(5) 1Gegenstand des Schwerpunktbereichs „Strafverfolgung und Strafverteidigung“ sind die Fächer „Strafver-
fahrensrecht“, „Sanktionenrecht“, „Kriminologie“, „Wirtschaftsstrafrecht“, „Jugendstrafrecht“, Strafvollzug“, 
„Völkerstrafrecht“ und „Kriminalistik“. ²Gegenstand der Prüfung sind die Fächer „Strafverfahrensrecht“, 
„Sanktionenrecht“ und „Kriminologie“ sowie entweder „Wirtschaftsstrafrecht“ oder „Jugendstrafrecht“ oder 
„Strafvollzug“ oder „Völkerstrafrecht“ oder „Kriminalistik“. 

(6) 1Gegenstand des Schwerpunktbereichs „Internationales und Europäisches Recht“ sind die Fächer  
„Völkerrecht“, „Europäisches Verfassungsrecht“, „Internationales Privat- und Zivilprozessrecht“; „Vertiefung 
Völker- und Europarecht sowie öffentlich-rechtliche Rechtsvergleichung“; „Vertiefung Internationales Privat- 
und Verfahrensrecht und privatrechtliche Rechtsvergleichung“. 2Gegenstand der Prüfung sind die Fächer  
„Völkerrecht“, „Europäisches Verfassungsrecht“; „Internationales Privat- und Zivilprozessrecht“ sowie entwe-
der „Vertiefung Völker- und Europarecht sowie öffentlich-rechtliche Rechtsvergleichung“ oder „Vertiefung 
Internationales Privat- und Verfahrensrecht und privatrechtliche Rechtsvergleichung“. 
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(7) 1Gegenstand des Schwerpunktbereichs „Verwaltung“ sind die Fächer „Verwaltungswissenschaft I“, „Ver-
waltungswissenschaft II“, „Allgemeine Staatslehre“, „Kommunalrecht II“, „Öffentliches Dienstrecht“, „Verga-
berecht“ sowie „Polizei- und Ordnungsrecht II“. ²Gegenstand der Prüfung sind die Fächer Verwaltungswis-
senschaft I“, „Verwaltungswissenschaft II“, „Allgemeine Staatslehre“, „Kommunalrecht II“, „Öffentliches 
Dienstrecht“, „Vergaberecht“ sowie „Polizei- und Ordnungsrecht II“. 

(8) 1Gegenstand des Schwerpunktbereichs "IT-Recht und Geistiges Eigentum" sind die Fächer "Informati-
onstechnologierecht", "Recht des geistigen Eigentums" sowie "ausgewählte Teilbereiche des europäischen 
und deutschen Wirtschaftsrechts". ²Gegenstand der Prüfung sind die Fächer "Informationstechnologierecht", 
"Recht des geistigen Eigentums" sowie "ausgewählte Teilbereiche des europäischen und deutschen Wirt-
schaftsrechts". 

(9) 1Gegenstand des Schwerpunktbereichs „Anwaltliche Rechtsberatung und Anwaltsrecht“ sind die Fächer 
„Anwaltsrecht“, „Grundlagen der Vertragsgestaltung“ sowie „allgemeine Verfahrensgrundsätze im Zivil-, 
Straf- sowie Öffentlichen Recht“. ²Darüber hinaus erfolgt eine Vertiefung hinsichtlich der anwaltlichen 
Rechtsberatung entweder im Bereich des Zivilrechts oder des Strafrechts oder des Öffentlichen Rechts. 
³Gegenstand der Prüfung sind die Fächer „Anwaltsrecht“, „Grundlagen der Vertragsgestaltung“, „Allgemeine 
Verfahrenslehre“ und entweder „Vertiefung und Ergänzung Zivilverfahrensrecht“, „Zwangsvollstreckungs- 
und Insolvenzrecht“ und „Rechtsgestaltung und Durchsetzung im Familien- und Erbrecht“ oder „Strafverfah-
rensrecht“ und „Sanktionenrecht“ oder „Internationale Streitbeilegung“ und „Vergaberecht“ und „Anwalts-
bezogene Gebiete des Besonderen Verwaltungsrechts“. 

§ 23 – Prüfungsstoff 

Der Prüfungsstoff umfasst nach Maßgabe der während des Schwerpunktstudiums angebotenen Lehrveran-
staltungen:  

1. Im Schwerpunktbereich „Familien- und Erbrecht sowie Grundlagen des Rechts“: 

a) im Fach „Rechts- und Zeitgeschichte einschließlich Methodengeschichte“: 

Römische und germanische Rechtsquellen (auch des Familien- und Erbrechts), jüngere deutsche und euro-
päische Rechtsgeschichte einschließlich der Ideengeschichte des Rechts (Naturrecht, Vernunft- 
recht, Rechtspositivismus), Geschichte der Theorien und juristischen Methoden der Rechtswissenschaft 
unter besonderer Berücksichtigung des Familien- und Erbrechts. 

b) im Fach „Rechtstheorie einschließlich angewandter Methodenlehre“: 

Rechtsbegriff und Rechtsgeltung, Rechtsquellenlehre, Rechtstheoriegeschichte, rechtstheoretische Grund-
begriffe (z.B. Recht im subjektiven/objektiven Sinn, Rechtsnorm/Rechtsgeschäft), Theorie und Praxis der 
juristischen Auslegung (Canones der Auslegung, Auslegungsziele) sowie der Fortbildung des Rechts, Theo-
rie der juristischen Begründung und Grundbegriffe der Rechtsanwendungslehre (unbestimmte Rechtsbegrif-
fe, Generalklauseln, richterliches Ermessen), Lehre von der Vertragsgestaltung, Rechts- und Rechtstheorie-
vergleichung. 

c) im Fach „Familien- und Erbrecht“: 

die über den Pflichtstoff hinausgehenden Fragestellungen des Familien- und Erbrechts, insbesondere Ehe 
und Verwandtschaft, personen- und vermögensrechtliche Wirkungen der Ehe (insbesondere eheliches Gü-
terrecht, Unterhaltsrecht), Scheidung und Scheidungsfolgen (nachehelicher Unterhalt), Ehe- und Schei-
dungsfolgenverträge, Kindschaftsrecht (insbesondere elterlicher Sorge, Kindesunterhalt), Familienverfah-
rensrecht, andere Lebensgemeinschaften (eingetragene Lebenspartnerschaft, nichteheliche Lebensgemein-
schaft), Betreuungsrecht, gesetzliche Erbfolge, Mehrheit von Erben, Testierfreiheit und Pflichtteil, Testa-
mentsformen, Erbvertrag, Einsetzung von Erben und Nacherben, Vermächtnis, Auflage, Erbenhaftung für 
Nachlassverbindlichkeiten, Erbschaftsanspruch, Patientenverfügung, Übergang von Unternehmen, Nach-
lassverfahren, Erbschaftssteuerrecht, Internationales Familien- und Erbrecht (Internationales Privatrecht), 
Familien- und Erbrecht in rechtsvergleichender Perspektive. 

2. Im Schwerpunktbereich „Arbeit, Unternehmen, Soziales“:  

a) im Fach „Arbeitsrecht“:  

Beendigungsschutz im Arbeitsverhältnis (Vertiefung) und Grundlagen des Änderungsschutzes, Änderungs- 
und Beendigungsschutz bei Umstrukturierung und Reorganisation des Unternehmens, Recht der Koalitio-
nen, Tarifvertragsrecht einschließlich Recht des Sozialen Dialoges auf europäischer Ebene, Arbeitskampf-
recht, Recht der betrieblichen Mitbestimmung einschließlich europarechtlicher Bezüge, Recht der  
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unternehmerischen Mitbestimmung in Grundzügen (gesetzliche Grundlagen, Zweck, Organisation und Funk-
tionsweise unternehmerischer Mitbestimmung), europarechtliche Grundlagen des Arbeitsrechts, das ar-
beitsgerichtliche Verfahren in Grundzügen (Zweck, Struktur und Organisation der Arbeitsgerichtsbarkeit, 
Besonderheiten des arbeitsgerichtlichen Urteilsverfahrens, arbeitsgerichtliches Beschlussverfahren), anwalt-
liche Beratung und Vertragsgestaltung im Arbeitsrecht.  

b) im Fach „Unternehmensrecht“:  

Das Recht der Kapitalgesellschaften: Gründung und Struktur der Aktiengesellschaft, GmbH, Unternehmer-
gesellschaft, Genossenschaft, Europäische Aktiengesellschaft und Europäische Privatgesellschaft, Kapital-
erhaltungsregeln, Leitungs- und Aufsichtshaftung in den vorbenannten Gesellschaftsformen, Restrukturie-
rung und Beendigung. Das Recht der verbundenen Unternehmen (Konzern und Reorganisation): die Bildung 
und Eingangskontrolle von Konzernen, Vertragskonzernrecht und Recht der faktischen sowie qualifiziert 
faktischen Konzerne, Konzernhaftungsrecht. Kapitalmarktrecht: Einführung Kapitalmarktrecht und Kapital-
markt, Marktorganisation und Marktzugang, Wertpapiererwerbs- und Übernahmerecht, Investmentrecht, 
Kapitalmarktaufsicht, Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz, Marktzugangsfolgerecht (Insiderrecht, Verbot 
der Marktmanipulation, Mitteilungs- und Veröffentlichungspflichten, sonstige Zulassungsfolge- sowie Finanz-
berichtspflichten), Verhaltenspflichten für Wertpapierdienstleistungsunternehmen. 

c) im Fach „Sozialrecht“:  

Grundlagen des Sozialrechts (Systematik, verfassungsrechtliche Grundlagen, Schnittstellen von Arbeits- 
und Sozialrecht), Soziale Hilfe (Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe, insbesondere Aus- und Weiterbildungsförde-
rung, Eltern- und Kindergeld), Soziale Förderung (insbesondere Aus- und Weiterbildungsförderung sowie 
Rehabilitation und Schwerbehindertenrecht), Soziale Entschädigung (im Überblick), Grundzüge des sozial-
behördlichen und sozialgerichtlichen Verfahrens, Allgemeines Sozialversicherungsrecht (insbesondere 
Grundprinzipien, Organisation, sozialversicherungsrechtliches Beschäftigungsverhältnis und Arbeitsverhält-
nis, Gesamtsozialversicherungsbeitrag), Besonderes Sozialversicherungsrecht, insbesondere Unfallversi-
cherungsrecht und Krankenversicherungsrecht, ferner im Überblick Arbeitslosenversicherungsrecht und 
Arbeitsförderung sowie Rentenversicherungsrecht, Grundzüge des europäischen, internationalen und zwi-
schenstaatlichen Sozialrechts. 

3. Im Schwerpunktbereich „Handel, Wirtschaft, Unternehmen“: 

a) in den Pflichtfächern 

aa) im Pflichtfach „Handelsrecht I“: 

Europäisches und deutsches Handelsrecht einschließlich Haftungsfragen sowie Rechtsdurchsetzung. 

bb) im Pflichtfach „Wirtschaftsrecht I“: 

Aus dem EG-Vertrag: Kompetenzverteilung und Subsidiaritätsprinzip, Marktfreiheiten und Wettbewerbsre-
geln, Beihilfeverbot und Fusionskontrolle, Grundzüge der wirtschaftsbezogenen Politiken der Gemeinschaft, 
Methoden der Wirtschaftsharmonisierung. 

cc) im Pflichtfach „Unternehmensrecht I“: 

Kapitalgesellschaftsrecht I (Gesellschaftsformen): Gründung und Struktur der Aktiengesellschaft, GmbH, 
Unternehmergesellschaft, Genossenschaft, Europäischen Aktiengesellschaft und Europäischen Privatge-
sellschaft, Kapitalerhaltungsregeln, Leitungs- und Aufsichtshaftung in den vorbenannten Gesellschaftsfor-
men, Restrukturierung und Beendigung. 

Kapitalmarktrecht I (Marktrecht, Marktorganisation und –zugang): Einführung Kapitalmarktrecht und Kapi-
talmarkt, Marktorganisation und Marktzugang, Wertpapiererwerbs- und Übernahmerecht, Investmentrecht, 
Kapitalmarktaufsicht, Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz. 

b) in den Wahlfächern 

aa) Wahlfach „Handelsrecht II“: 

„Deutsches und europäisches Wettbewerbsrecht“: Recht des unlauteren Wettbewerbs einschließlich 
Rechtsverwirklichung, Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen einschließlich Rechtsdurchsetzung, eu-
roparechtliches Verbot wettbewerbsbeschränkender Verträge, europäisches Verbot missbräuchlichen Un-
ternehmensverhaltens sowie europäische Fusionskontrolle. 

„Verträge im Handelsverkehr“: Vertragsgestaltung in Bezug auf Handelskauf, Kommissionsgeschäft sowie 
ausgewählte sonstige Handelsgeschäfte. 

„Wettbewerbsverfahrensrecht“: Europäisches Kartellverfahrensrecht, deutsches Kartellverfahrensrecht, Indi-
vidualklagen und UWG-Verfahrensrecht. 
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Sofern angeboten: 

„Handelsverkehr und Kreditsicherheit“: Prinzipien, Besitz und Eigentum, Arten von Sicherungsrechten, Kon-
kurrenz der Kreditsicherungsinstrumente, Richterrecht neuer Sicherungsformen, notar- und anwaltsbezoge-
ne Praxis der Kreditsicherheit. 

bb) Wahlfach “ Wirtschaftsrecht II“: 

„Freier Warenverkehr und Regulierung“: Waren- und Dienstleistungsfreiheit, Zulässigkeit mitgliedstaatlicher 
Beschränkungen, Regulierung von Wirtschaftsbereichen einschließlich Selbstregulierung, Regulierung als 
Wettbewerbssubstitution. 

„Energierecht“: Entflechtung von Energieunternehmen, Netzanschluss und Netzzugang, Genehmigung von 
Netzentgelten, Missbrauchsaufsicht, Grundversorgung, Grundzüge des harmonisierten europäischen Ener-
gierechts. 

„Emissionshandelsrecht“: Grundzüge des TEHG und des Zuteilungsrechts, Nationale Allokationspläne, 
Emissionshandelsrichtlinie und Genehmigung von Allokationsplänen, Sanktionen und Benchmarking bei der 
Zielerfüllung, Institutionenlehre und Emissionshandelsregister. 

Sofern angeboten: 

„Vergaberecht“: Grundzüge des europäischen Vergaberechts, §§ 97 ff. GWB: Vergabeverfahren, Nachprü-
fungsverfahren, Sanktion bei Rechtsverletzung. 

„Recht der erneuerbaren Energien“: Europäische Fördermodelle, Netzbetreiberpflichten im EEG, Vergü-
tungsrecht, Grundzüge des Belastungsausgleichs, private sowie behördliche Rechtsdurchsetzung. 

„Compliance“: Vorgaben für eine rechtskonforme Aufbau- und Ablauforganisation des Unternehmens, insti-
tutionelle Verankerung (Beauftragtenwesen), Sanktionen gegenüber Beschäftigten, Rechtspraxis bei Com-
pliance-Sachverhalten. 

cc) Wahlfach „Unternehmensrecht II“: 

Kapitalgesellschaftsrecht II (Konzernrecht): Recht der verbundenen Unternehmen (Konzern und Reorgani-
sation): Bildung und Eingangskontrolle von Konzernen, Vertragskonzernrecht und Recht der faktischen so-
wie qualifiziert faktischen Konzerne, Konzernhaftungsrecht, europäisches und internationales Unterneh-
mensrecht, Vertragsgestaltung im Unternehmensrecht. 

Kapitalmarktrecht II (Marktzugangsfolgerecht): Marktzugangsfolgen, Insiderrecht, Verbot der Marktmanipula-
tion, Mitteilungs- und Veröffentlichungspflichten, sonstige Zulassungsfolge- sowie Finanzberichtspflichten, 
Verhaltenspflichten für Wertpapierdienstleistungsunternehmen. 

Unternehmensbesteuerung: Einführung in das Steuerverwaltungs- und Steuerverfahrensrecht, unterneh-
mensbezogene Besteuerungsgrundsätze, bilanzsteuerrechtliche Grundlagen, Einkommensbesteuerung der 
Mitunternehmer, Grundzüge der Besteuerung von Personen- und Kapitalgesellschaften sowie von Anteils-
eignern". 

Sofern angeboten: „Unternehmensmitbestimmung“: gesetzliche Grundlagen, Zweck, Organisation und Funk-
tionsweise einschließlich europarechtlicher Bezüge. 

4. Im Schwerpunktbereich „Strafverfolgung und Strafverteidigung“:  

a) im Fach „Strafverfahrensrecht“:  

der Gang des Ermittlungs- und Hauptverfahrens sowie die Grundzüge der Rechtsmittelverfahren einschließ-
lich der Möglichkeiten und Grenzen der Strafverteidigung, die Befunde der empirischen Verfahrensfor-
schung.  

b) im Fach „Sanktionenrecht“:  

Straftheorien, Detailkenntnisse zum System der Strafen und Maßregeln der Besserung und Sicherung sowie 
der Nebenfolgen, ihrer Anordnungsvoraussetzungen, Bemessung und Vollstreckung einschließlich der empi-
rischen Befunde zur Anwendungspraxis und Effektivität.  

c) im Fach „Kriminologie“:  

Methoden, Theorien und Stand der empirisch-kriminologischen Forschung einschließlich der Prognose- und 
Präventionsforschung, zentrale Fragen der forensischen Psychologie und Psychiatrie, aktuelle Probleme der 
Kriminalpolitik.  
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d) im Fach „Wirtschaftsstrafrecht“:  

Umfang und Struktur der Wirtschaftskriminalität, die Instrumente zur Bekämpfung von Wirtschafts-, insbe-
sondere Unternehmenskriminalität, die wirtschaftsstrafrechtlichen Straftatbestände des StGB und wichtiger 
Wirtschaftsgesetze einschließlich der Grundzüge des Umwelt- und des Steuerstrafrechts.  

e) im Fach „Jugendstrafrecht“:  

Besonderheiten der Jugendkriminalität und des Jugendrechts und Jugendstrafrechts einschließlich des  
Jugendstrafverfahrens, das jugendstrafrechtliche Sanktionensystem einschließlich Sanktionsbemessung,  
-vollstreckung und Diversion.  

f) im Fach „Strafvollzug“:  

Grundsätze des Strafvollzugs, Vollzugsziele und Maßnahmen zu ihrer Verwirklichung, Rechtsstellung des 
Strafgefangenen und Rechtsschutzsystem, sozialtherapeutische Anstalt, empirische Befunde zur Vollzugs-
wirklichkeit.  

g) im Fach „Völkerstrafrecht“:  

Grundzüge der Geschichte des Völkerstrafrechts, Grundzüge der Organisationsstruktur internationaler 
Strafgerichte, völkerstrafrechtliche Straftatlehre, allgemeine Strafbarkeitsvoraussetzungen und allgemeine 
Strafausschließungsgründe (z.B. Irrtumskonstellationen, Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründe), Tat-
bestände des Völkerstrafrechts, Grundzüge des Völkerstrafprozessrechts. 

h) im Fach „Kriminalistik“: 

Organisation der kriminalpolizeilichen Arbeit, Kriminaltechnik, kriminalistische Fallanalyse, Tatortanalyse, 
Vernehmungslehre, kriminalpolizeiliche Datensammlungen.  

5. Im Schwerpunktbereich „Internationales und Europäisches Recht“: 

a) im Fach „Völkerrecht“:  

Regelungsbereich des Völkerrechts, Völkerrechtssubjekte, Quellen des Völkerrechts, diplomatische Bezie-
hungen, völkerrechtliche Verantwortlichkeit, Völkerrecht und Landesrecht.  

b) im Fach „Europäisches Verfassungsrecht“:  

Staatslehre, Konstitutionalisierung, Föderalismus, Institutionen, europäische Prinzipienlehre, Souveränität 
und Vorrang, staatliches Unionsverfassungsrecht, Handlungsformen, Unionsbürgerschaft, Grundrechte, 
Grundfreiheiten.  

c) im Fach „Internationales Privat- und Zivilprozessrecht“: Allgemeine Lehren des Internationalen Privat-
rechts insbesondere Aufbau und Typen von Kollisionsnormen, Qualifikation, Anknüpfungsmomente, Rück- 
und Weiterverweisung, Anwendung fremden Rechts, Einführung in das Einheitsrecht, Internationales Famili-
en- und Erbrecht, Grundzüge des Internationalen Zivilverfahrensrechts insbesondere (Deutsche) Gerichts-
barkeit, Internationale Zuständigkeit, Rechtshilfe, internationales Beweisrecht, Ausländische Rechtshängig-
keit, Rechtsstellung von Ausländern im Prozess, Anerkennung und Vollstreckung der Entscheidung im Aus-
land. 

d) im Fach „Vertiefung Völker- und Europarecht sowie öffentlich-rechtliche Rechtsvergleichung“:  

Individualschutz und sonstige ausgewählte Gebiete des Völkerrechts, insbesondere Seerecht, Luft- und 
Weltraumrecht, Umweltrecht, humanitäres Völkerrecht, Transnationales Wirtschaftsrecht (Europäische Wirt-
schaftsverfassung, Institutionalisierung der internationalen Wirtschaftsbeziehungen, materielle Sicherung der 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen im Rahmen Internationaler Organisationen, völkerrechtlicher Eigen-
tumsschutz), Internationale Streitbeilegung (Europäisches Prozessrecht, internationale Gerichtsbarkeit und 
Schiedsgerichtsbarkeit, WTO-Streitschlichtungsverfahren), Europäisches Wirtschaftsrecht (aus dem EG-
Vertrag: Kompetenzverteilung und Subsidiaritätsprinzip, Marktfreiheiten und Wettbewerbsregeln, Beihilfe-
verbot und Fusionskontrolle, Grundzüge der wirtschaftsbezogenen Politiken der Gemeinschaft, Methoden 
der Wirtschaftsrechtsharmonisierung), Vergleichendes Verfassungsrecht, ausgewählte Fragen des verglei-
chenden Verfassungs- und Verwaltungsrechts (Religionsfreiheit, Meinungsfreiheit, Gewaltenteilung, Födera-
lismus, gerichtliche Kontrolle).  

e) im Fach "Vertiefung Internationales Privat- und Verfahrensrecht": Internationales Vertrags-, Delikts- und 
Sachenrecht, Internationales Wirtschaftsrecht, Grundzüge der internationalen Schiedsgerichtsbarkeit, Vertie-
fung im Einheitsrecht, insbesondere UN-Kaufrecht, UNIDROIT-Principles und Lex Mercatoria, Rechts-
vergleichung, Europäisches Privatrecht. 
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6. Im Schwerpunktbereich „Verwaltung“:  

a) im Fach „Verwaltungswissenschaft I“:  

Erkenntnisinteressen und Begriff der Verwaltungswissenschaft, Personal, Finanzen, Haushalt.  

b) im Fach „Verwaltungswissenschaft II“:  

Verwaltungsorganisation – Theorie und Praxis; Aufbau der Bundes-, Landes- und Kommunalverwaltung, 
Steuerung der Verwaltung, Verwaltungsreform. 

c) im Fach „Allgemeine Staatslehre“:  

Föderalismus, Demokratie und Rechtsstaat. 

d) im Fach „Kommunalrecht II“:  

Aufbau der Kommunalverwaltung, Ziele und Mittel der Kommunalaufsicht, wirtschaftliche Betätigung der 
Kommunen, Grundzüge des kommunalen Haushaltsrechts. 

e) im Fach „Öffentliches Dienstrecht“: 

verfassungsrechtliche Grundlagen, Unterschiede zwischen Beamten und Tarifbeschäftigten, Beamtenrecht: 
hergebrachte Grundsätze des Berufsbeamtentums, Begründung und Beendigung des Beamtenverhältnis-
ses, Rechte und Pflichten aus dem Beamtenverhältnis. 

f) im Fach „Vergaberecht“: 

Grundzüge des europäischen Vergaberechts, §§ 97 ff. GWB: Vergabeverfahren, Nachprüfungsverfahren, 
Sanktionen bei Rechtsverletzung. 

g) im Fach „Polizei- und Ordnungsrecht II“: 

Organisation und Zusammenarbeit der Sicherheits- und Ordnungsbehörden, Befugnisse von Nachrichten-
diensten, Bundespolizei und Zoll. 

 

7. Im Schwerpunktbereich "Informationsrecht":  

a) im Fach "Informationstechnologierecht": Einführung in das Informationstechnologierecht, Recht der elekt-
ronischen Verträge, Datenschutzrecht, Vertrags- und Haftungsrecht im Bereich Informationstechnologie, 
Internetregulierung.  

b) im Fach "Recht des geistigen Eigentums": Einführung in das Urheberrecht, Gewerblicher Rechtsschutz, 
insbesondere Patent- und Markenrecht, Europäisches und internationales Immaterialgüterrecht, Immaterial-
güterrechtliche Aspekte der Informationstechnologie.  

c) im Fach "ausgewählte Teilbereiche des europäischen und deutschen Wirtschaftsrechts" Telekommunika-
tionsrecht, Medienrecht, Recht des unlauteren Wettbewerbs, Kartellrecht, Europäisches Wirtschaftsrecht. 

 

8. Im Schwerpunktbereich „Anwaltliche Rechtsberatung und Anwaltsrecht“:  

a) im Fach „Anwaltsrecht“: 

Rechtsgrundlagen des anwaltlichen Berufsrechts (u.a. BRAO, BORA, FAO), Anwaltliche Berufspflichten und 
Privilegien, Berufsaufsicht, berufsrechtliche Sanktionen, Anwaltsgerichtsbarkeit, Anwaltliche Pflichten aus 
dem Mandatsvertrag, Mandatsführung, Anwaltshaftung, Berufshaftpflichtversicherung, Kanzleimanagement, 
insbesondere Formen beruflicher Zusammenarbeit, Kanzleistruktur, -organisation und – management inkl. 
Formen der Werbung, ökonomische Anforderungen, Gebührenrecht, insbesondere Anwaltsgebühren (RVG 
und Honorarvereinbarung), Gerichtskosten. 

b) im Fach „Grundlagen der Vertragsgestaltung“: 

Grundlagen der Vertragsgestaltung aus anwaltlicher Sicht, Techniken der Sachverhaltsaufbereitung und 
Vertragskonzeption, Beispiele aus verschiedenen Rechtsgebieten, insbesondere Schuldrecht, Sachenrecht 
sowie öffentlich-rechtliche Verträge. 

c) im Fach „Allgemeine Verfahrenslehre“: 

Allgemeine Verfahrensgrundsätze des Zivil- und Strafrechts sowie des Öffentlichen Rechts, Einführung in 
die jeweiligen Verfahrensgrundsätze und Herausarbeitung der Gemeinsamkeiten und Unterschiede. 
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d) im Fach „Vertiefung und Ergänzung Zivilverfahrensrecht“: 

Vertiefung Erkenntnisverfahren einschließlich Rechtsmittelrecht unter Berücksichtigung prozessstrategischer 
Erwägungen sowie Grundlagen des Europäischen und Internationalen Zivilprozessrechts (IZPR). 

e) im Fach „Zwangsvollstreckungs- und Insolvenzrecht“: 

Vertiefung Zwangsvollstreckungsrecht (ZPO II), Insolvenzordnung mit Einführungsgesetz und Verordnung 
(EG) des Rates Nr. 1346/2000 v. 29. Mai 2000, Ablauf und Stationen nationaler und internationale Insol-
venzverfahren, mögliche Strategien des Insolvenzverwalters anhand verschiedener Beispiele. 

f) im Fach „Rechtsgestaltung und Rechtsdurchsetzung im Familien- und Erbrecht“: 

Familiengerichtliches Verfahren sowie Vertragsgestaltung im Familien- und Erbrecht. 

g) im Fach „Strafverfahrensrecht“: 

Der Gang des Ermittlungs- und Hauptverfahrens sowie die Grundzüge der Rechtsmittelverfahren einschließ-
lich der Möglichkeiten und Grenzen der Strafverteidigung, die Befunde der empirischen Verfahrensfor-
schung. 

h) im Fach „Sanktionenrecht“: 

Straftheorien, Detailkenntnisse zum System der Strafen und Maßregeln der Besserung und Sicherung sowie 
der Nebenfolgen, ihrer Anordnungsvoraussetzungen, Bemessung und Vollstreckung einschließlich der empi-
rischen Befunde zur Anwendungspraxis und Effektivität. 

i) im Fach „Internationale Streitbeilegung“: 

Europäisches Prozessrecht, internationale Gerichtsbarkeit und Schiedsgerichtsbarkeit, WTO-Streit-
schlichtungsverfahren. 

j) im Fach „Vergaberecht“: 

Vergaberecht und Privatisierung öffentlicher Aufgaben, Grundlagen des Vergaberechts, historische und  
Europäische Entwicklung, Vergaberechtliche Grundsätze, Vergabeverfahren, Rechtsschutz unterlegener 
Bieter, vergaberechtliche Vorgaben für Privatisierungsmodelle. 

k) im Fach „Anwaltsbezogene Gebiete des Besonderen Verwaltungsrechts“: 

Haftung, Öffentlichkeitsbeteiligung und Klagerechte im Umweltrecht im Hinblick auf die Anforderungen an 
die anwaltliche Beratung, System und gesetzliche Grundlagen des Umwelthaftungsrechts inklusive Umwelt-
schadensgesetz, Öffentlichkeitsbeteiligung im Genehmigungsverfahren und Klagerechte nach Genehmi-
gungserteilung. 

 

IV. Teil: Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 24 – Inkrafttreten 

Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Verkündung im Verkündungsblatt der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 

§ 25 – Übergangsregelungen 
Für Studierende, die die Zulassung zur Schwerpunktbereichsprüfung vor dem 06.07.2012 beantragt haben, 
gelten § 17 Abs. 3 und § 25 der Schwerpunktbereichsprüfungsordnung in der Fassung vom 10.08.2011 fort. 
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